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Abschnitt  1. 


Wesen,  Begründung  und  grundsätzliche 
Kritik  der  Erbschattsabgabe/^'^ 


Kap.  1. 

Einleitung  und  kurze  Charakteristik  der 
Erbschaftsabgabe. 

Die  Erbschaftsabgabe  gehört  zu  den  Steuern, 
welche  Theorie  und  Praxis  namentlich  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auf  das  lebhafteste  beschäftigt  haben.  Es 
dürfte  wenige  Steuern  geben,  über  welche  so  wider- 
sprechende Ansichten  bestehen,  wie  gerade  über  sie. 
Während  die  Praxis,  nicht  zum  wenigsten  wohl  ver- 
anlaßt durch  die  großen  fiskalischen  Vorzüge,  die 
Erbschaftssteuer  in  immer  weiterem  Umfange  zu  einem 
Bestandteil  und  oft  zu  einem  Mauptbestandteil  ihres 
Steuersystems  macht,  gelien  die  theoretischen  An- 
sichten noch  immer  recht  weit  auseinander.  Man  be- 
gründet die  Erbschaftsabgabe  teils  nur  vom  finanz- 
politischen Standpunkt,  teils  nur  vom  sozialpolitischen, 


^)  Hauptsädilich  benutzte  Literatur:  Eheberg  „Finanz- 
wissensdiaft'S  8.  Aufl.  1906;  Roscher  „System  der  Finanz- 
wissensdhaft'',  5.  Aufl.  1901 ;  Stein  „Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft'',  5.  Aufl.  1885;  Vocke  „Orundzüg-c  der  Finanz- 
wissenschaft*' in  Frankensteins  Hand-  und  Lehrbuch  der  Staats- 
wissenschaften ;  W  a  n  e  r  „Lehr-  und  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie'S  4.  Hauptabteilung:  „Finanzwissenschaft'^  2.  Aufl. 
1890.  —  Schönberg  „Handbuch  der  politischen  Oekonomie'* 
Abt.  III  1,  Art.:  „Allgemeine  Steiierlehre'*  von  Helfcrich, 
„Spezielle  Steuerlehre''  1.  Teil:  „Die  sogen,  direkten  Steuern" 
von  Wagner,  „Spezielle  Steuerlehre"  4.  Teil:  „Verkehrs-  und 


teils  von  beiden,  und  aus  der  Verschiedenheit  der  Be- 
gründungen folgen  als  notwendige  Konsequenzen 
widersprechende  Lehren  über  die  Anforderungen,  die 
an  eine  gerechte  und  zweckmäßige  Ausbildung  der 
Steuer  zu  stellen  sind.  Eine  kritische  Beurteilung  der 
Hauptgesichtspunkte,  die  bei  der  Begründung  maß- 
gebend sind,  und  der  Versuch  einer  Rechtfertigung 
der  Steuer  sowohl  als  steuerpolitischer,  wie  auch  als 
sozialpolitischer  Maßnahme  ist  deshalb  der  Ausgangs- 
punkt dieser  Arbeit. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  eine  Abgabe,  die  aus  An- 
laß des  Vermögensüberganges  von  Todeswegen  er- 
hoben wird,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Über- 
gang ipso  iure  und  unmittelbar  erfolgt  wie  beim 
Erben,  oder  nicht  ipso  iure  und  nur  mittelbar  wie 
beim  Vermächtnisnehmer. 

Die  Steuersubjekte  sind  die  Erben  bezw.  Vermächt- 
nisnehmer. Sie  müssen  es  schon  sein,  „um  der  prak- 
tischen Ausführbarkeit  willen"  s).  Für  die  Erben  folgt 
dies  mit  Notwendigkeit  aus  der  Erbordnung,  welche 


Erbsdhaftssteuern^'  von  Schall.  —  Fuisting:  „Die  Grund- 
züge der  Steuerlehre^'  1892;  Schäffle:  „Die  Steuern''  in 
Frankensteins  Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften. 
—  Berghoff-Ising:  „Das  Staatliche  Einbrecht  und  die  Erb- 
sdhaftssteuer" ;  Geffcken  „Einbrecht  und  Erbschaftssteuern^' 
im  Jahrb.  für  Gesetzgeb.,  Verwalt.  'und  Volkswirtsch.  >V  S. 
189  ff. ;  Schanz  „Studien  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Erb- 
schaftssteuer'' in  Ein.  Arch.  XVII  S.  1  ff.  'und  XVIII  S.  553  ff.; 
Schanz  „Die  Reichsfinanzreform  vton  1906"  in  Ein.  Arch. 
XXIII  S.  627  ff.;  Scheel  „Erbschaftssteuer  und  Erbrechts- 
reform", 2.  Aufl.  1877;  Handwörtei'buch  der  Staatswissen- 
schaften, Art.  „Ei1>schaftss teuer"  von  Schanz;  Köppe  „Am 
Vorabend  der  neuen  Reidisfinanzreform",  1908.  —  Bericht  der 
VI.  Kommission  des  Reichstags  über  Besteuerung 
der  Erbschaften,  erstattet  am  2.  /Mai  1906.  Verhandlungen  des 
Deutschen  Reichstags  zur  Reichserbschaftssteuer  (1905/6);  Ver- 
handlungen des  Preußischen  Herrenhauses  vom  '3.  6.  05  (Antrag 
Manteuffe  1) ;  Entwurf  eines  Nachlaßsteuergesetzes,  1908 ; 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Erbrecht  des  Staates,  1908; 
Entwurf  eines  Gesetzes  wegen  Aenderung  des  Erbschaftssteuer- 
gesetzes, 1908.  ' 

2)  Desgl.  Baron  „Zur  Erbschaftssteuer"  im  Jahrb.  für 
Nationalökonomie  und  Statistik  XXVI  (1876),  S.  275  ff.; 
Schanz:  „Sparsteuer  oder  progressive  Ei^bschaftssteuer"  in 
Ein.  Arch.  XV  S.  597  ff. 

3)  Scheel,  S.  64. 


die  Erben  in  dem  Augenblicke  des  Todes  des  Erb- 
lassers unmittelbar  und  von  selbst  (ipso  iure)  in  dessen 
Eigentum  und  Besitz  nachfolgen  läßt.  Bei  den  Ver- 
mächtnissen könnten  freilich  auch  die  Erben,  gegen 
welche  die  Vermächtnisnehmer  ja  nur  ein  obligatori- 
sches Recht  auf  Herausgabe  des  Vermächtnisses  haben, 
als  Steuersubjekte  in  Frage  kommen. 

Bemessungsgrundlage  der  Steuer,  Steuerobjekt  in 
diesem  Sinne,  ist  entweder  der  Nachlaß  des  Ver- 
storbenen oder  der  Anfall  des  einzelnen  Erben  bezw. 
Vermächtnisnehmers.  Für  letzteres  spricht,  daß  die 
Erben  und  Vermächtnisnehmer  die  Steuersubjekte  sind, 
während  auf  ersteres  der  Umstand  hinweist,  daß  der 
durch  den  Tod  verursachte  Übergang  des  ganzen  Ver- 
mögens des  Erblassers,  d.  i.  des  Nachlasses  den  Anlaß 
zur  Besteuerung  gibt.  Welche  der  beiden  Bemessungs- 
grundlagen zu  wählen  ist,  ist  nicht  nur  eine  Frage  der 
Steuertechnik,  sondern  sie  hängt,  wie  zu  zeigen  sein 
wird,  zusammen  mit  den  Aufgaben,  die  man  der  Steuer 
zuteilt. 

Die  Steuerquelle  läßt  sich  aus  dem  Wesen  der 
Erbschaftssteuer  nicht  einheitlich  bestimmen.  Grund- 
sätzlich kann  sowohl  die  aus  dem  ererbten  Vermögen 
fließende  Einnahme  als  das  ererbte  Vermögen  selbst 
Steuerquelle  sein.  Auf  Grund  der  Höhe  der  zurzeit 
üblichen  Steuersätze  wird  man  aber  als  ein  allgemeines 
Charakteristikum  dieser  Steuer  bezeichnen  dürfen,  daß 
sie  sich  nicht  darauf  beschränkt,  das  Einkommen  aus 
dem  Anfall  in  Anspruch  zu  nehmen,  sondern  diesen 
selbst  als  Steuerquelle  betrachtet. 

Überall  wird  die  Erbschaftssteuer  grundsätzlich  un- 
mittelbar bei  dem  erhoben,  der  sie  auch  trägt  und 
tragen  soll.  Steuerzahler,  Steuerträger  und  Steuer- 
destinatar  sind  hier  eine  und  dieselbe  Person.  Die 
Erhebung  erfolgt  allgemein  nach  durch  Gesetz  fest- 
gelegten Tarifen  ohne  Rücksicht  auf  die  jährlichen 
Schwankungen  des  Staatsbedarfs. 
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Kap.  2. 

Begründung  und  grundsätzliche  Kritik  der 
Erbsciiaftsabgabe  als  einer  steuerpolitischen 
Maßnahme. 

I. 

Allgemeines. 

Man  hat  die  Erbschaftssteuer  vielfach  zu  recht- 
fertigen gesucht  als  ein  Äquivalent  des  Schutzes,  den 
der  Staat  den  Erben  und  der  Erbmasse  gewährt  i). 
Diese  Begründung  ist  keine  stichhaltige.  Regelung 
und  Schutz  der  Erbordnung  können  eine  Steuer  „als 
Gegenleistung  nicht  begründen,  denn  diese  Tätigkeiten 
sind  nichts  als  ein  Teil  der  allgemeinen  Aufgaben  des 
Staates,  welche  in  der  Förderung  des  Wohles  aller 
nach  allen  Seiten  des  Lebens  bestehen,  und  wofür 
besondere  Gegenleistungen  weder  möglich  noch  ge- 
rechtfertigt sind"  2).  Erst  wenn  einzelne  ein  spezielles 
Eingreifen  des  Staates  oder  seiner  Behörden  für  ihr 
persönliches  Interesse  verlangen,  wie  im  gerichtlichen 
Verfahren  u.  dergl,  gewinnt  die  Staatstätigkeit  einen 
persönlichen  Charakter;  sie  erscheint  dann  als  eine 
Leistung  an  einzelne  und  als  ein  spezieller  Vorteil, 
den  gerade  diese  aus  dem  Staate  ziehen.  Hier  ist  ein 
Entgelt  am  Platze,  aber  dieses  wird  nicht  in  der  Erb- 
schaftssteuer gegeben,  sondern  in  Gebühren,  die  neben 
ihr  zu  dem  Zweck  erhoben  zu  werden  pflegen  •^). 

Die  Berechtigung  des  Staates  zur  Erhebung  einer 
Erbschaftssteuer  ergibt  sich  wie  bei  allen  anderen 
Steuern  ohne  weiteres  einerseits  aus  seiner  Notwendig- 
keit und  Existenzberechtigung,  sowie  aus  der  hieraus 

1)  So  Fuisting  S.  66,  Westermann  und  von  Savigny  in  der 
2.  Les.  des  R.-E.-G,  im  Reichstag  am  10.  V.  06,  Fuisting  a.  a.  O. 
sagt,  daß  die  Refhtsverkehrssteuern,  zu  denen  er  auch  die  Erb- 
schaftssteuern zählt,  „ihre  Berechtigung  finden  nur  in  dem  be- 
sonderen aus  dem  Rechtsverkehr  entspringenden  Interesse  an  be- 
stimmten Staatseinrichtungen".  Entgelt  für  gewährten  Rechtsschutz 
führt  auch  der  Reg.-Entw.  in  seiner  Begründ.  z.  R.-E.-G.  an. 

2)  Vocke,  S.  123 

3)  So  z.  B. :  Preuss.  Ger.-Kost.-Ges.,  §§  81  ff.  mit  §  57. 
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folgenden  Unterwerfung  des  einzelnen  unter  die  Staats- 
gewalt, und  anderseits  aus  dem  Bedarf  an  Gütern  zur 
Bestreitung  seiner  Ausgaben.  Es  fragt  sich  also  nur, 
wie  der  Staat  seine  Besteuerung  einzurichten  hat,  spez. 
ob  er  auch  die  Erbschaftssteuer  zu  einem  Bestandteil 
seines  Steuersystems  machen  soll.  Daß  eine  impöt 
unique  unmöglich  ist,  wird  heute  nicht  mehr  geleugnet. 
Die  Theorie  hat  mit  der  ph3^siokratischen  Lehre  ge- 
brochen, und  wie  die  Praxis  sich  ihr  gegenüber  ver- 
hält, zeigt  das  bunte  und  wirre  Bild  der  Steuersysteme. 
Nur  eine  Vielheit  von  Steuern,  die  in  den  richtigen 
Grenzen  bleibt  und  ein  in  sich  abgeschlossenes  ge- 
ordnetes System  bildet,  kann  bei  den  kolossal  ge- 
stiegenen und  voraussichtlicii  auch  noch  weiterhin  an- 
wachsenden Staatsbedürfnissen  allen  Anforderungen, 
die  zu  stellen  sind,  gerecht  werden'^).  Die  Auswahl 
der  einzelnen  Steuern  ist  Sache  der  Gesetzgebung, 
die  hierin  zwar  juristisch  unbeschränkt  ist,  aber  nach 
dem  höheren  Begriff  der  Gesetzgebung  als  eines  Teils 
der  Staatsaufgaben  dafür  Sorge  zu  tragen  hat,  daß 
die  Steuern  gewählt  werden,  welche  am  meisten  im 
Gesamtinteresse  liegen,  welche  für  sich  und  als  Glieder 
des  ganzen  Steuersystems  den  allgemeinen  Steuer- 
postulaten  am  besten  entsprechen.  Wie  die  Erbschafts- 
steuer in  dieser  Hinsicht  zu  beurteilen  ist,  soll  in  den 
nächsten  Teilen  dieses  Kapitels  geprüft  werden. 

II. 

Beurteilung  der  Erbschaftssteuer  vom 
Standpunkte  der  Staats  Finanzen. 

Vom  fiskalischen  Standpunkt  aus  wird  man  die 
Erbschaftssteuer  im  wesentliclien  günstig  beurteilen 
müssen. 

Ihre  Fähigkeit,  sich  in  ihrem  Ergebnisse  den 
wechselnden  Staatsbedürfnissen  anzupassen,  wird  da- 
durch beeinträchtigt,  daß  sie  überall  eine  Quotitäts- 
steuer  ist,  und  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  auch 
sein  muß,  weil  die  einzelnen  zu  ganz  verschiedenen 

4)  Siehe  auch  Kaizl   „Die  historischen  Steuerprinzipien"  in 
Zeitschr.  für  Volkswirtsch.,  Soziaipoi.  u.  Ver'valt.  VIII,  S.  235. 
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Zeiten  von  ihr  betroffen  werden,  und  deslialb  nur  ein 
fester  Tarif  Gleichmäßigkeit  verbürgt.  Sie  steht  dem 
Staate  nur  mit  dem  zunehmenden  Volkswohlstande 
wachsende  Erträgnisse  für  seine  steigenden  Bedürf- 
nisse zur  Verfügung.  Diesem  Steigen  mit  zunehmen- 
dem entspricht  aber  ein  Sinken  mit  abnehmendem 
Volkswohlstand,  also  zu  Zeiten,  wo  die  Anforderungen 
an  die  Staatskasse  ganz  besonders  zu  steigen  und 
anderseits  seine  sonstigen  Einnahmen  aus  staatlichen 
Gewerbe-  und  Handelsunternehmungen,  wie  Berg- 
werken, Eisenbahnen,  Banken  und  aus  den  Besitz- 
steuern zu  sinken  pflegen.  Andere  Steuermaßnahmen, 
wie  etwa  Kontingentierung  der  Besitzsteuern,  müssen 
hier  nötigenfalls  ergänzend  eingreifen. 

Die  Einnahmen  aus  der  Erbschaftssteuer  sind 
im  übrigen  für  ein  größeres  Staatsgebiet  ziemlich 
stabil  und  werden  von  Konjunkturschwankungen  nicht 
wesentlich  beeinflußt.  Sie  bieten  so  eine  sichere  Unter- 
lage für  die  Berechnung  des  Staatshaushaltes.  Es 
zeigen  dies  schon  ihre  Erträge  in  Preußen  in  den 
Jahren  1886/11904  (in  Tausend  Mark): 

1886:  1888:      1890:  1892:  1894:  1896  :i) 

6019  7047      8280  8983  9239  9045 

1899:  1900  :j;|. 1901  :  1902:  1903:  1904: 2) 

9530  10602     10172  f  10720  10869  12115 

Ein  ähnliches  Bild  zeigen  die  Summen  der  Erb- 
schaftssteuererträge in  den  deutschen  Staaten  von  1876 
bis  1901,  bei  deren  Beurteilung  jedoch  berücksichtigt 
werden  muß,  daß  die  Steigerung  zum  Teil  zurückzu- 
führen ist  auf  Erhöhung  der  Steuersätze.  Ihr  Einfluß 
auf  die  Zunahme  des  Gesamtertrages  ist  aber  gering, 
da  sie  nur  in  kleineren  Gebieten  in  größerem  Umfange 
erfolgt  ist,  während  in  Preußen  überhaupt  keine,  in 
Sachsen  und  Württemberg  durch  die  Gesetze  von  1880 
bezw.  1881  (ebenso  das  Gesetz  von  1899)  nur  un- 
wesentliche Änderungen  im  Tarif  vorgenommen  wur- 
den, und  in  Bayern  und  Baden  die  in  den  Gesetzen 

1)  Für  1886—1896:  Schanz  „Vergleichende  Untersuchung  der 
Erbschaftssteuererträge  in  Deutschland  und  im  Ausland".  Fin.- 
Arch.  XV,  S.  640  f.    Siehe  auch  die  weiteren  Tabellen  S.  640  ff. 

2)  Für  ab  1899  :  Statist.  Jahrb.  f.  d.  preuss.  Staat,  1904  u.  1905. 
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von  1878  und  1879  bezw.  1880  und  1890  enthaltenen 
Erhöhungen  zum  großen  1  eil  bald  ^)  wieder  beseitigt 
wurden.  Von  Bedeutung  in  diesen  größeren  Staaten 
dürfte  noch  am  ehesten  die  durch  Gesetz  von  1879 
in  Bayern  eingeführte  vierprozentige  Besteuerung  der 
Eltern  des  Erblassers  sein.  Es  geben  die  nachfolgenden 
Zahlen  deshalb  m.  E.  ein  gutes  Bild  von  den  im 
Wesen  der  Erbschaftssteuer  begründeten  stetig  steigen- 
den Erträgen. 

Die  Erbschaftssteuer  ertrug  in  den  deutschen 
Staaten  in  1000  Mk.^): 

1876:  10212  1884:  13636  1891:  18573 
1877:  10357  1885:  16619  1892:  20499 
1878:  10165  1886:  16  241  1893:  22  063 
1879:  10619  1887:  17724  1894:  23611 
1880:  11  909  1888:  17174  1895:  20  180 
1881:  13  593  1889:  16  761  1896:  21  605 
1882:  13  743  1890:  18  994  1901:  27  280^) 
1883:  13  996 

Sehr  vorteilhaft  für  die  Staatsfinanzen  erweist  sich 
die  Erbschaftssteuer  durch  die  hohen  Erträge,  welche 
sie  abzuwerfen  imstande  ist. 

So  brachte  die  Erbschaftssteuer  in  Millionen  Mark : 

1894—1896«)  190n) 
(Durchschnitt) 

in  Großbritannien  und  Irland.  ,  264,64  380,0 

Frankreich                           152,53  160,7 

Niededande                           20,47  19,45 

Belgien                                15,72  20,21 

Oesterreich                            20,28  23,73 

Italien                                  30,29  29,56 

Dänemark                              1,61  1,49 

Ungarn                                  8,93  10,79 

Deutschland                           21,80  27,28 

Die  große  Verschiedenheit  der  Erträge  ist  vor 
allem  auf  die  verschiedene  Gestaltung  der  Steuersätze 

3)  In  Bayern  durch  das  Gesetz  von  1879  selbst  und  ein 
Gesetz  von  1899,  in  Baden  durch  ein  Gesetz  von  1899. 

4)  S.  Schanz  in  Fin.  Arch.  XV  a.  a.  O.  S.  626. 

5)  S.  unten  die  Tabelle  über  Steuererträge  im  Jahre  1901. 

6)  Schanz  in  Fin.  Arch.  XV  a.  a.  O.  S.  628. 

7)  Schanz :  „Die  Reichsfinanzreform  von  1906",  Fin.  Arch 
XXIII  S.  646. 
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und  des  Umfanges  der  subjektiven  Steuerpflicht,  dann 
aber  natürlich  auch  auf  den  Unterschied  im  Volks- 
wohlstande zurückzuführen. 

Zum  Vergleich  und  zur  Kennzeichnung  der 
Stellung  der  Erbschaftssteuer  im  Steuersystem  sei  noch 
angeführt,  daß  die  Einnahmen  aus  den  allgemeinen 
direkten  Steuern  z.  B.  betragen  s): 

1896/7  in  Großbritannien  u.  Irland  das  1,4  fache  d.  E. 

1896  „  Frankreich  „    2,5    „     „  „ 

1897  „  Oesterreich.  „    9,6    „     „  „ 

1896/7  „  Preussen  „  IM    „     „  „ 

Die  Kosten,  welche  die  Erhebung  der  Erbschafts- 
steuer verursacht,  sind  gering,  da  die  Fälle  der  Steuer- 
erhebung verhältnismäßig  selten  sind,  und  der  Erbfall 
meistens  doch  schon  eine  amtliche  Tätigkeit  zur  Folge 
hat,  vor  allem  aber  stets  zur  Kenntnis  der  Behörde 
gelangt,  die  deshalb  keine  besondere  Kontrolle  zur 
Feststellung  des  Eintritts  der  Steuerpflicht  einzurichten 
braucht. 

Die  Schwierigkeiten  der  richtigen  Veranlagung 
sind  recht  verschieden  je  nach  der  Art  des  zu  ver- 
anlagenden Vermögens.  Während  sie  bei  einem  aus 
Wertpapieren  und  ähnliciiem  bestehendem  Nachlasse, 
wenn  diese  nur  bekannt  sind  und  nicht  verheimlicht 
werden  in  der  Regel  leicht  ist,  bietet  die  Taxierung 
von  Mobilien,  Geschäftsbetrieben  und  dergl.  zumeist 
große  Schwierigkeiten.  Diese  finden  sich  aber  ebenso 
bei  der  Veranlagung  der  Vermögenssteuer,  ja  hier 
noch  in  weit  mehr  Fällen,  da  bei  Erbfall  sehr  häufig 
wegen  einer  nötigen  Teilung  oder  auch  zwecks  Inven- 
tarisierung vorsichtige  und  oft  durch  fernstehende  und 
deshalb  objektiv  urteilende  Sachverständige  unter- 
stützte Schätzungen  vorgenommen  werden,  die  für  die 
Veranlagung  der  Steuer  eine  gute  Unterlage  bieten. 

Im  wohlverstandenen  Interesse  des  Fiskus  liegt 
diese  Steuer  auch  noch  deshalb,  weil  die  durch  ihre 
Erhebung  hervorgerufene  Belästigung  des  Publikums 

8j  Schanz  in  Fin.  Arch.  XV  a.  a.  O.  S.  151  f. 

9)  Auf  die  Möglichkeit  der  Defraudation  bei  der  E.  bezw. 
ihrer  Umgehung  soll  bei  ihrer  Beurteilung  vom  Standpunkt  der 
Gerechtigkeit  näher  eingegangen  werden.  S.  Teil  III  dies.  Kapitels. 
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regelmäßig  eine  geringe  oder  doch  wenigstens  erträg- 
liche ist,  wodurch  die  mit  jeder  Steuererhebung  not- 
wendig mehr  oder  weniger  verbundene  KolHssion  von 
Staats-  und  Einzehnteresse  sehr  gemildert  wird.  Die 
Erbschaftssteuer  ist  vor  allem  nur  eine  einmalige  Be- 
lastung, die  niemals  so  drückend  empfunden  wird,  wie 
eine  periodisch  wiederkehrende  Steuerlast.  Häufig 
bildet  der  Erbanfall  auch  eine  unerwartete  oder 
wenigstens  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  erwartende  Be- 
reicherung, die  eine  Abgabe  an  den  Staat  verhältnis- 
mäßig leicht  verschmerzen  läßt.  Das  Gegenteil  trifft 
allerdings  bei  den  nahen  Anverwandten  gewöhnlich 
zu.  Schließlich  wird  die  Erbschaftssteuer  infolge  des 
mit  der  Erbschaft  verbundenen  Vermögenszuwachses 
häufig  in  einem  Augenblicke  besonderer  Zahlungs- 
fähigkeit erhoben.  Aber  auch  hier  sind  viele  wichtige 
Ausnahmen.  In  allen  diesen  muß  die  Ausgestaltung 
helfend  und  mildernd  eingreifen. 

Zu  Unrecht  wird  gegen  die  Erbschaftssteuer  ein- 
gewandt, daß  gerade  mit  ihrer  Veranlagung  ein  be- 
sonders unbequemes  Eindringen  in  die  Eamilien Ver- 
mögensverhältnisse verbunden  sei.  Ein  solches  Ein- 
dringen erfolgt  auch  bei  der  Veranlagung  der  Besitz- 
steuern, und  die  Erbregulierung  zwingt  ohnedem  in 
sehr  vielen  Fällen,  so  stets  bei  Beteiligung  von  Minder- 
jährigen und  bei  gerichtlicher  Teilung,  zu  einer  Offen- 
legung des  hinterlassenen  Vermögens.  Aber  auch  sonst 
ist  mit  jedem  Erbfall  wenigstens  eine  Sichtung  und 
Ordnung  des  Nachlasses  notwendig  verbunden,  welche 
die  Abgabe  der  Erbschaftssteuererklärung  dem  Erben 
sehr  erleichtert. 

III. 

Beurteilung  der  Erbschaftssteuer  vom 
Standpunkt  der  Volkswirtschaft. 

Vom  wirtschaftspolitischen  Standpunkt  muß  ver- 
langt werden,  daß  jede  Steuer  zweckmäßig  und  ge- 
recht ist. 

Zweckmäßig  erscheint  die  Erbschaftssteuer,  weil 
sie  regelmäßig  in  den  Erwerbsprozeß  nicht  eingreift, 


—  14  — 


und  deshalb  das  Wirtschaftsleben  nicht  lähmt.  Sie 
wird  gerade  zu  dem  Zeitpunkt  erhoben,  wo  die  Existenz 
einer  Einzelwirtschaft  aufhört.  Selbst  bei  einem  Be- 
triebe, der  von  dem  Erben  unmittelbar  weitergeführt 
wird,  fällt  der  mit  der  /Erhebung  einer  mäßigen 
Steuer  1)  verbundene  Eingriff  zusammen  mit  anderen 
viel  einschneidenderen  Veränderungen,  die  ihn  regel- 
mäßig übersehen  lassen.  Soweit  die  Fortführung  des 
Betriebes  aber  doch  durch  die  Erbschaftssteuer 
erschwert  werden  würde,  läßt  sich  durch  Stundung 
und  Gewährung  von  Ratenzahlungen  leicht  Abhilfe 
schaffen. 

Das  Postulat  der  Gerechtigkeit  verlangt  Allgemein- 
heit und  Gleichmäßigkeit.  Unter  Gleichmäßigkeit  ver- 
steht die  heute  herrschende  Anschauung  mit  Recht 
Belastung  nach  der  Leistungsfähigkeit  2).  Ihrer  Durch- 
führung stellen  sich  in  der  Praxis  freilich  große 
Schwierigkeiten  entgegen  wegen  der  vielen  und  indi- 
viduell äußerst  verschiedenen  Verhältnisse,  die  hierbei 
berücksichtigt  werden  müssen.  Man  muß  sich  des- 
halb damit  begnügen,  die  durchschnittliche  Steuer- 
kraft nach  bestimmten  Gesichtspunkten  festzustellen 
und  demgemäß  die  Verteilung  vorzunehmen.  „Die 
wirkliche  individuelle  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen 
läßt  sich  nicht  durch  den  Staat  ermitteln,  geschweige 
nach  einem  allgemeinen  einheitlichen  Maßstabe  be- 
messen 3)." 


1)  Hier  ist  nicht  an  eine  als  reelle  Vermögens- 
steuer ausgebildete  E  gedacht,  die  in  Teil  IV  dieses 
Kapitels  besonders  behandelt  wird. 

2)  Die  Theorien  der  Belastung  nach  dem  „Nutzen"  sind  zu 
verwerfen.  Weder  die  Aequivalenztheorie  (Verteil,  nach  dem  an- 
geblich verschiedenen  Interesse  der  einzelnen  am  Staat)  noch  die 
Assekuranztheorie  (Vermögensschutz !)  können  einen  brauchbaren 
Maßstab  abgeben.  And.  A.  Fuisting  S.  10.  der  zwar  auch  in  dem 
Interesse  nicht  den  Maßstab  für  die  Besteuerung  sieht,  in  ihm  aber 
wohl  einen  mitbestimmenden  Grund  für  die  Art  der  Verteilung  und 
der  Steuerbemessung  anerkennt.  Adam  Smith  „Untersuchung  der 
Natur  und  Ursachen  der  Nationalreichtümer"  V.  B.  2.  Hauptst., 
2  ter  Teil:  „Die  Untertanen  sohen  so  genau  als  möglich  in  Proportion 
ihres  Vermögens  zum  Unterhalt  der  Regierung  beisteuern  ;  d.  i. 
nach  Massgabe  des  Einkommens,  das  jeder  von  ihnen  unter  dem 
Schutze  des  Staates  genießt." 

3)  Schaffte  S.  42. 
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Gerecht  muß  die  Erbschaftssteuer  wie  jede  Steuer 
in  zweifacher  Hinsicht  sein.  Einmal  muß  sie  als  Be- 
standteil des  Steuersystems  dazu  beitragen,  die  Ge- 
rechtigkeit der  Gesamtbesteuerung  zu  fördern.  Dann 
muß  sie  aber  auch  innerhalb  des  speziellen,  ihr  im 
Steuersystem  zugewiesenen  Kreises  gerecht  wirken. 

Um  den  Einfluß  der  Erbschaftssteuer 
a  u  f  d  i  e  Gerechtigkeit  der  G  e  s  a  m  t  b  e  s  t  e  u  e- 
rung  festzustellen,  sind  die  Funktionen  zu  unter- 
suchen, die  sie  im  Steuersystem  zu  erfüllen  imstande 
und  berufen  ist.  Diese  Funktionen  bestehen  ein- 
mal in  der  Besteuerung  einer  Bereicherung,  die  im 
Erwerb  durch  Erbschaft  gesehen  werden  muß,  ferner 
in  der  ergänzenden  Wirkung,  welche  die  Erbschafts- 
steuer der  Einkommensteuer  undder  Vermögenssteuer 
gegenüber  hat. 

Der  Erbanfall  stellt  mehr  oder  weniger  immer 
eine  Bereicherung  des  Erben  dar,  häufig  selbst 
dann,  wenn  der  Erbe  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  von 
dem  Erblasser  abhängig  war,  wie  das  namentlich 
zwischen  Vater  und  Kindern  oft  vorkommt,  indem 
diese  ihre  Existenz  aus  den  Mitteln  des  Vaters  fristen. 
Denn  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  der  Kinder 
wird  auch  in  diesen  Fällen  trotz  des  Fortfalls  des 
Arbeitseinkommens  des  Vaters,  wenn  ihnen  vom  Vater 
ein  entsprechend  großes  Vermögen  anfällt,  schon  des- 
halb erhöht,  weil  sie  jetzt  das  Vermögen  zur  freien 
Verfügung  haben,  was  bisher  nicht  der  Fall  war.  Bei 
geringen  Erbanfällen  wird  seitens  der  Kinder  zwar 
auch  freies  Vermögen  erworben,  das  sie  früher  nicht 
hatten,  ihre  gesamte  wirtschaftliche  Position  wird  hier 
aber  durch  den  Tod  des  Vaters  und  den  Fortfall 
seines  Arbeitseinkommens  regelmäßig  so  verschlechtert, 
daß  in  wirtschaftlicher  Beziehung  von  einer  Be- 
reicherung durch  den  Erbfall  keine  Rede  mehr  sein 
kann.  Die  Heranziehung  der  nächsten  Ver- 
wandten zur  Elbschaftssteuer  wird  deshalb  bei 
kleineren  Erbanfällen  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Bereicherung  nicht  gerecht- 
fertigt werden  können.  Sonst  liegt  stets  eine  Be- 
reicherung vor,  nur  ist  ihr  Grad  verschieden;  sie  ist 
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um  so  größer,  je  geringer  der  wirtschaftliche  Zu- 
sammenhang mit  dem  Erblasser  war,  und  je  größer 
der  Erbanfall  ist.  Diese  Bereicherung  und  die  damit 
verbundene  Zunahme  an  Steuerkraft  wird  als  solche 
durch  das  Steuersystem  im  übrigen  nicht  getroffen^). 
Der  Einkommensteuer  unterliegen  die  Erbanfälle  nicht 
und  dürfen  sie  nicht  unterliegen,  da  sie  kein  „Ein- 
kommen" sind.  Beide  bedeuten  für  den  Erwerber 
einen  Güterzuwachs,  und  wie  das  Einkommen  als 
solches  d.  i.  als  Güterzuwachs  besteuert  wird,  so 
muß  auch  die  Bereicherung  durch  Erbfall  als  Güter- 
zuwachs von  der  Besteuerung  betroffen  werden 
Verschieden  ist  nur  der  Grad,  in  dem  Einkommen 
und  Erbfall  für  die  Leistungsfähigkeit  bestimmend 
sind,  und  verschieden  muß  deshalb  auch  die  Höhe 
ihrer  Besteuerung  sein.  Aufgabe  einer  besonderen 
Steuer  ist  es,  die  Bereicherung  durch  Erbfall  zu  be- 
lasten. 

Weitere  Funktionen  der  Erbschaftssteuer  sind  die 
Ergänzung  der  Einkommen-  (bezw.  Ertrags- 
steuern) und  der  Vermögenssteuern,  die  Aus- 
füllung von  Lücken,  welche  diese  Steuern  stets  auf- 
weisen. 

Der  Vermögenssteuer  entziehen  sich  regel- 
mäßig die  Vermögensteile,  welche  nicht  eigentlich 
produktiv  angelegt  sind,  wie  das  Hausgerät,  Schmuck- 
und  Kunstgegenstände  aller  Art,  wie  Gemäldegalerien, 
ferner  Bibliotheken,  Gespanne  und  dergl.  Derartige 
Gegenstände  sind  mehr  oder  weniger  in  jeder  Einzel- 
wirtschaft vorhanden,  aber  von  der  Besteuerung 
werden  sie  nicht  berücksichtigt,  obwohl  sie,  wenn 
mehr  als  der  notwendige  Bedarf  vorhanden  ist,  ein 
Zeichen  für  die  Leistungsfähigkeit  ihres  Besitzers  sind 
und  in  der  Regel  ihrem  Werte  und  Umfange  nach 


4)  Sie  bewirkt  zwar,  soweit  sie  Vermögen  und  damit  das 
Einkommen  aus  diesen  vermehrt,  eine  progressive  Erhöhung  der 
Besitzsteuern.  Das  tut  aber  auch  das  zur  Kapitalbildung  verwandte 
Einkommen.  Wie  dieses  trotzdem  zunächst  als  Güterzuwachs  be- 
steuert wird,  so  muß  auch  der  Erbfall  belastet  werden. 

5)  Siehe  vorstehende  Anmerkung. 
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mit  der  Leistungsfähigkeit,  wenn  auch  nicht  ihr  pro- 
portional, zu-  bezw.  abnehmen.  Auf  solche  Ver- 
mögensgegenstände lassen  sich  die  Vermögenssteuern 
wegen  der  übermäßigen  Schwierigkeit  der  Veranlagung 
nicht  ausdehnen.  Ihre  Besteuerung  ist  aber  gurnd- 
sätzlich  gerechtfertigt,  da  sie  einen  ebenso  guten, 
vielleicht  gar  einen  besseren  Maßstab  für  die  Leistungs- 
fähigkeit abgeben,  als  das  übrige  Vermögen.  Während 
der  Lebzeiten  des  Erblassers  findet  diese  Besteuerung 
nicht  statt.  Es  ist  deshalb  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit, daß  dies  bei  seinem  Tode  nachgeholt 
wird.  Dies  kann  die  Erbschaftssteuer.  Zwar  wird  sie 
von  der  ganzen  Erbmasse  erhoben,  doch  wirkt  sie 
auch  in  der  hier  besprochenen  Funktion  gerecht,  denn 
je  größer  die  Erbmasse,  desto  größer  regelmäßig 
auch  ihr  von  der  Vermögenssteuer  nicht  getroffener 
Teil.  Es  ist  deshalb  im  allgemeinen  gleichgültig, 
ob  dieser  Teil  allein  oder  das  üanze  als  Bemessungs- 
grundlage  dient.  Hierbei  ist  nur  zu  berücksichtigen, 
daß  namentlich  bei  großen  Vermögen  beide  nicht  pro- 
portional zu  steigen  pflegen,  sondern  der  von  der 
Vermögenssteuer  nicht  getroffene  Teil  geringer  als  das 
ganze  Vermögen.  Die  mit  dem  Erbfall  regelmäßig 
verbundene  Teilung  und  Veräußerung  oder  wenigstens 
interessierte  Schätzung  der  in  Betracht  kommenden 
Gegenstände  ermöglicht  auch  ihre  Veranlagung  zur 
Erbschaftssteuer. 

Auch  die  Einkommensteuer  ist,  und  zwar 
schon  ihrem  Wesen  nach,  keine  erschöpfende.  Werm 
man  als  einen  Maßstab  der  Leistungsfähigkeit  das 
qualitativ  und  quantitativ  richtig  bewertete  Einkommen 
bezeichnet,  so  ist  hier  Einkommen  nicht  in  seinem 
engen  eigentlichen  Sinne  zu  verstehen,  sondern  in 
einem  weiteren.  Es  gehören  hierhin  nicht  nur  die 
periodischen  Einkünfte  aus  Arbeit  und  Vermögen,  die 
Gegenstand  der  Einkommen-  und  Ertragssteuern  sind, 
sondern  auch  die  nicht  periodischen  Einkünfte,  wie 
Erbschaften  (s.   oben),  Lotterie-,  Konjunkturgewinne 


")  Daß  das  notwendige  Hausgerät  von  der  Besteuerung  aus- 
zunehmen ist,  ist  selbstverständlich. 

2 
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und  dergl.;  die  sich  wegen  ihrer  wesentHchen  Ver- 
schiedenheit von  den  periodischen  der  Einkommen- 
steuer entziehen,  und  ferner  die  Vorteile  von  Ver- 
mögensteilen, die  keine  oder  nicht  entsprechende 
direkte  Einkünfte  abwerfen,  deren  richtige  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  deshalb  zu  schwierig  ist.  Zu 
letzteren  gehören  die  Vorteile,  welche  die  im  vor- 
stehenden behandelten  Vermögensteile  (Kunstgegen- 
stände und  dergi.)  bieten,  die  Einkünfte  überhaupt 
nicht  abwerfen.  Ihr  Genuß^  dessen  Einschätzung  frei- 
lich praktisch  undurchführbar  ist,  muß  grundsätzlich 
dem  Einkommen  gleichgestellt  werden,  denn  es  ist 
für  die  Leistungsfähigkeit  und  damit  auch  für  die  Be- 
steuerung gleichgültig,  ob  der  Genuß  von  Vermögens- 
teilen unmittelbar  durch  Gebrauch  (nicht  Verbrauch) 
geschieht,  oder  durch  Konsumption  der  Einkünfte,  die 
sie  abwerfen.  ^Venn  sich  A.  eine  Gemäldegalerie  an- 
schaft,  und  B.  für  die  Rente  aus  einem  Kapital  gleichen 
Wertes  eine  Jagd  pachtet,  dann  ändert  sich  dadurch 
die  Leistungsfähigkeit  des  A.  gegenüber  der  von  B. 
nicht  wohl  aber,  und  das  zu  Unrecht,  ihre  Ein- 
kommenbesteuerung. Auch  aus  dem  Gesichtspunkt  der 
Analogie  zur  Einkommensteuer  ist  also  beim  Tode 
des  Erblassers,  wo  jene  Vermögensteile  von  der  Steuer 
gefaßt  werden  können,  eine  Lücke  der  Besteuerung 
nachholend  auszufüllen.  Daß  die  Erbschaftssteuer 
hierzu  geeignet  ist,  wurde  schon  gezeigt.  Der  Ein- 
kommensteuer entziehen  sich  ferner  regelmäßig  die 
Erträge  der  Vermögensteile,  welche  keine  periodischen 
Einkünfte  abwerfen,  bei  deren  Anlage  vielmehr  auf 
Konjunkturgewinn  gerechnet  wird.  Es  handelt  sich 
hier  um  Kapitalien,  deren  Gewinn  sich  sofort  wieder 
kapitalisiert,  ohne  in  der  Form  von  Einkommen  in  die 
Einzelwirtschaft  des  Eigentümers  eingetreten  zu  sein. 
Solche  Konjunkturgewinne  und  ähnliche  Bereiche- 
rungen nachholend  zu  belasten,  ist  die  Erbschafts- 
steuer nicht  geeignet;  da  sie  eine  allgemeine  Steuer 
des  Nachlasses  ist,  und  derartiger  Vermögenszuwachs 


")  A.  verliert  die  Rente  des  aufgewendeten  Kapitals,  B.  ver- 
liert zwar  diese  Rente  nicht,  ist  aber  verpflichtet,  sie  während 
der  ganzen  Pachtdauer  für  unproduktive  Luxuszwecke  zu  verausgaben. 
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eine  so  verschiedene  Rolle  in  den  Einzelwirtschaften 
spielt,  daß  eine  nach  dem  Vermögen  im  ganzen  be- 
messene Steuer  auch  nicht  annähernd  im  Stande  ist, 
diesen  Vermögenszuwachs  gleichmäßig  zu  treffen.  Das 
dürften  nur  Spezialsteuern  können,  wie  z.  B.  Kon- 
junkturgewinnsteuern. 

Die  Erbschaftssteuer  wirkt  ferner  als  eine  „all- 
gemeine Vermögenssteuer",  indem  sie  im 
Augenblicke  des  Besitzüberganges  das  nachgelassene 
bezw.  angefallene  Vermögen  nachholend  und  vor- 
greifend besteuert.  Für  diese  Funktion  der  Erbschafts- 
steuer sprechen  an  sich  alle  Gründe,  die  für  die  Ver- 
mögensbesteuerung, d.  i.  für  eine  höhere  Besteuerung 
des  fundierten  Einkommens  sprechen,  und  die  sich 
dahin  zusammenfassen  lassen,  daß  das  Einkommen  aus 
Vermögen  für  die  Frage  der  Steuerfähigkeit  höher  zu 
bewerten  ist,  als  das  aus  Arbeit.  Es  ist  nur  zu  prüfen, 
ob  die  Erbschaftssteuer  oder  eine  „Vermögenssteuer" 
zur  Belastung  des  fundierten  Einkommens  besser  ge- 
eignet ist.  Erstere  hat  den  Nachteil,  daß  sich  bei  ihr 
eine  gerechte  Verteilung  in  mancher  Hinsicht  nur 
unvollkommen  durchführen  läßt,  weil 

1.  die  Lebensdauer  der  Menschen  eine  verschiedene 
ist,  und  ihre  Verschiedenheit  eine  genügende  Be- 
rücksichtigung in  der  Ausbildung  der  Erbschafts- 
steuer nicht  finden  kann, 

2.  eine  gleichzeitige  Berücksichtigung  der  Gesamt- 
steuerfähigkeit des  Erblassers  für  die  nachholende 
Besteuerung  und  des  Erben  für  die  vorgreifende 
Besteuerung  wenigstens  praktisch  undurchführ- 
bar ist, 

3.  die  Schwankungen  in  der  Flöhe  des  Vermögens 
während  der  Dauer  des  Besitzes  des  Erblassers 
bezw.  Erben  nicht  berücksichtigt  werden  können, 

~  4.  nicht  getroffen  werden  die  Güter  der  nicht- 
physischen Personen,  insloesondere  die  Güter  der 
toten  Fland. 

Dem  gegenüber  steht  aber  auch  ein  wesentlicher 
Vorteil.  Die  Erbschaftssteuer  ist  als  Vermögenssteuer 
allgemeiner.  Zu  ihr  können  —  wie  bereits  bemerkt 
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einmal  alle  Vermögensteile;  die  zum  Gebrauch  be- 
stimmt sind,  mit  veranlagt  werden ;  ihr  können  ferner 
nicht  so  leicht  Vermögensteile  entzogen  werden,  wie 
der  „Vermögenssteuer'^  und  für  die  richtige  Ver- 
anlagung mancher  Vermögensteile  bieten  sich  im  Erb- 
fallC;  wie  oben  gezeigt,  bessere  Unterlagen  als  sonst. 
Bewerte  ich  diese  Gesichtspunkte  für  und  gegen  die 
Erbschaftssteuer  als  Mittel  einer  allgemeinen  Ver- 
mögensbesteuerung, so  komme  ich  zu  dem  Resultat, 
daß  sie  zwar  nicht  geeignet  ist,  diese  Funktion  allein 
zu  erfüllen,  daß  sie  aber  wohl  neben  einer  eigentlichen 
Vermögenssteuer  (nach  Art  der  preußischen  „Ergän- 
zungssteuer") dazu  berufen  ist,  da  Vermögenssteuer 
und  Erbschaftssteuer  die  ihnen  anhaftenden  Unvoll- 
kommenheiten  in  wünschenswerter  Weise  kompen- 
sieren und  durch  Teilung  der  Lasten  ihren  Druck 
zweckgemäß  erleichtern.  Den  y\nf orderungen  der 
Progression  kann  auch  die  Erbschaftssteuer  in  großem 
Umfange  gerecht  werden.  Durch  Spezialbesteuerung 
des  Vermögens  der  toten  Hand  kann  und  muß 
einer  der  .Hauptmangel  der  Erbschaftssteuer  be- 
seitigt werden  (s.  unten). 

Ein  besonders  wichtiges  Glied  des  Steuersystems 
ist  die  Erbschaftssteuer  schließlich,  weil  sie  das 
beste  Mittel  ist,  um  bei  den  Besitzsteuern 
d  i  e  D  e  f  r  a  u  d  a  t  i  0  n  s  m  ö  g  1  i  c  h  k  e  i  t  w  e  s  e  n  1 1  i  c'h 
einzuschränken,  und  diese  Steuern  so  in  ihren 
■speziellen  W-irkungskreisen  dem  Gerechtigkeitsprinzip 
näher  zu  bringen.  Zwar  ist,  wie  bei  der  Beurteilung 
der  speziellen  Wirkungen  der  Erbschaftssteuer«)  zu 
zeigen  sein  wird,  auch  bei  ihr  die  Defraudationsgefahr 
nicht  ausgeschlossen  aber  aus  verschiedenen  Gründen 
doch  weit  geringer.  Die  Offenlegung  der  Vermögens- 
verhältnisse zwecks  Veranlagung  der  Erbschaftssteuer 
gibt  für  die  Zukunft  den  Steuerbehörden  ein  hervor- 
ragendes Mittel  zur  Prüfung  der  Steuererklärungen 
der  Erben,  und  sie  ermöglicht  ihnen  die  Entdeckung 
vom  Erblasser  hinterzogener  Steuern.  Der  Gedanke 
allein  an  den  großen  Offenbarer  Tod  und  das  Bewußt- 
sein, daß  die  Steuerhinterziehung  mit  großer  Wahr- 


^)  S.  unten  in  diesem  Teil. 
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scheinlichkeit  entdeckt  und  durch  nachträgliche  Er- 
hebung zuzügHch  hoher  Strafen  vergolten  werden 
wird,  wird  manchen  von  Steuerdefraudationen  ab- 
halten. Fuisting  —  S.  73  —  weist  freilich  nicht  mit 
Unrecht  darauf  hin,  daß  dieser  Umstand  die  Erb- 
schaftssteuer ebenso  mißliebig  auf  selten  der  Bevölke- 
rung macht,  wie  er  sie  für  das  Gerechtigkeitsprinzip 
und  die  Steuerverwaltung  wertvoll  erscheinen  läßt.  Es 
ist  dies  aber  nur  ein  trauriges  Zeichen  dafür,  daß  einem 
großen  Teile  das  Bewußtsein  abhanden  gekommen  ist, 
daß  die  Steuerdefraudation  ein  ebenso  häßlicher.  Be- 
trug ist  wie  jeder  andere.  Möge  die  Erbschaftssteuer 
sich  demgegenüber  nicht  nur  als  vorzügliches  Kontroll- 
mittel erweisen,  sondern  als  ein  ebenso  vorzügliches 
Mittel  „der  Erziehung  zu  Ehrlichkeit"  ^). 

Fasse  ich  das  Resultat  meiner  vorstehenden  Unter- 
suchungen kurz  zusammen,  so  ergibt  sich,  daß  die 
Erbschaftssteuer  ein  nicht  nur  brauchbarer,  sondern 
sogar  notwendiger  Bestandteil  des  Steuersystems  ist, 
wenn  dies  in  gerechter  Weise  die  Steuerlast  verteilen 
soll,  denn : 

1.  Sie  ist  erforderlich  als  Steuer  vom  Vermögens- 
zuwachs, als  Besteuerung  der  in  dem  Erbanfall 
regelmäßig  gelegenen  Bereicherung,  deren  Grad 
nach  Höhe  der  Masse  und  nach  der  Größe  des 
wirtschaftlichen  Zusammenhanges  zwischen  Erb- 
lasser und  Erben  verschieden  ist,  und  die  nur 
fehlt,  wenn  ein  kleines  Vermögen  an  einen  vom 
Erblasser  wirtschaftlich  abhängigen  fällt. 

2.  Sie  ist  erforderlich,  um  die  mit  der  Vermögens- 
größe regelmäßig  (wenn  auch  nicht  proportional) 
zu-  und  abnehmenden  Vermögensteile,  welche 
sich  der  eigentlichen  Vermögenssteuer  entziehen, 

von  Gerlach  in  der  2.  Les.  des  R.-E.-G.  im  Reichstag  am 
10.  5.  06.  In  einer  Erwiderung  auf  den  Einwand,  daß  die  E.  ein 
lästiges  Eindringen  in  die  Familienverhältnisse  mit  sich  biinge, 
führte  er  mit  Recht  aus:  „Ehrliche  Leute  haben  ein  solches  Fest- 
stellen des  Vermögensbestandes  absolut  nicht  zu  fürchten.  Nur 
die  Schwindler,  die  Drückeberger,  ,,die  faulen  Köppe"  müssen  aller- 
dings fürchten,  daß  nach  ihrem  Tode  ihre  Sünden  festgenagelt 
werden.  Aber  solcher  wird  es  in  Zukunft  sehr  vjel  weniger  geben, 
wenn  sie  genau  wissen,  daß  nach  ihrem  Tode  ihren  Erben  die 
hinterzogene  Steuer  doch  noch  abgezogen  wird". 
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wie  Schmuckgegenstände  und  dergl,  sowie  die 
daraus  vom  Erblasser  gewonnenen,  der  Ein- 
kommensteuer nicht  unterHegenden  Gebrauchs- 
vorteile ergänzend  und  nachholend  zu  besteuern. 

3.  Sie  ist  berechtigt  und  zweckmäßig  neben  einer 
eigentlichen  „Vermögenssteuer"  zur  nachholenden 
und  vorgreifenden  sowie  individualisierenden  Be- 
steuerung des  ganzen  Vermögens  nach  den  hier- 
für geltenden  Grundsätzen,  in  erster  Linie  zwecks 
stärkerer  Belastung  des  fundierten  Einkommens. 

4.  Sie  ist  erforderlich  als  Kontrollmittel  für  die 
richtige  Veranlagung  der  Einkommen-  (bezw. 
Ertrag-)  und  Vermögenssteuern. 

Bei  der  Prüfung  der  weiteren  Frage,  ob  die  Erb- 
schaftssteuer auch  in  ihrem  s peziellen  Wirkungs- 
kreise dem  G  e  r  e  c  h  t  i  g  k  e  i  t  s  p  r  i  n  z  i  p  ent- 
spricht, ist  zu  berücksichtigen,  daß  deren  Beant- 
wortung durch  die  Ausgestaltung  der  Steuer  wesent- 
lich beeinflußt  wird.  Es  zeigen  sich  aber  einige 
Vorteile  und  Nachteile,  die  mit  ihrem  Wesen  eng 
verknüpft  sind. 

Schon  bei  Erörterung  der  Frage,  ob  „Vermögens- 
steuer" oder  Erbschaftssteuer  die  stärkere  Belastung 
des  fundierten  Einkommens  übernehmen  solle,  zeigten 
sich  verschiedene  Nachteile  der  Erbschaftssteuer.  Zu- 
gleich wurde  ausgeführt,  daß  der  größte  der  dort 
genannten  Mängel  kompensiert  werden  könne  und 
müsse  durch  eine  Spezialbesteuerung  des  Ver- 
mögens der  toten  Hand '^^),  deren  Güter  nicht 
in  Erbfall  kommen  und  sich  so  der  Belastung  durch 
die  Erbschaftssteuer  entziehen.  Daß  dies  ungerecht 
ist,  bedarf  keines  Beweises.  Diese  Lücke  durch  eine 
SpezialSteuer  auszufüllen  ist  eine  Aufgabe,  der  sich 
eine  gerechte  Steuergesetzgebung  nicht  entziehen  darf. 
Hingewiesen  sei  auf   Spezialgesetze   (Gebühren  — 

1^)  Hierhin  gehört  das  Vermögen  der  Kirchen,  Klöster  usw., 
nicht  aber  z  B.  das  der  Aktiengesellschaften.  Den  Wert  ihres 
Vermögens  einschließlich  Reservefonds  repräsentieren  die  Aktien 
(Kurshöhe),  die  beim  Tode  ihres  Inhabers  von  der  E.  betroffen 
werden. 
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Aequivalent),  die  z.  B.  Bayern,  Oesterreich;  Frank- 
reicli  zur  Besteuerung  der  toten  Hand  eingeführt 
haben,  freihch  größtenteils  mit  einer  vom  Standpunkt 
des  Steueräquivalents  durchaus  ungerechtfertigten  Be- 
schränkung auf  Immobiliarvermögen. 

Ein  sehr  wesentlicher  Vorteil  der  Erbschaftssteuer 
ist,  daß  die  U  e  b  e  r  w  ä  1  z  u  n  g  der  Steuerlast, 
die  so  oft  eine  an  sich  gerechte  Steuerpolitik  des 
Staates  durchkreuzt  und  so  zu  vereiteln  droht,  bei 
ihr  ausgeschlossen  ist.  Ferner  ist  die  bei  ihr  regelmäßig 
in  besonderem  Maße  vorhandene  Möglichkeit  einer 
verhältnismäßig  sicheren  und  richtigen 
Taxierung  des  Vermögens,  auf  die  schon  in 
anderem  Zusammenhange  i^)  einzugehen  war,  ein 
Vorzug,  der  für  ihre  gerechte  Wirkung  von  großer 
Bedeutung  ist. 

Die  das  Gerechtigkeitsprinzip  mehr  oder  weniger 
stets  verletzende  Defraudationsgefahr  ist  bei 
der  Erbschaftssteuer,  wie  schon  erwähnt,  eine  ziem- 
lich geringe.  Zwar  ist  es  auch  hier  nicht  aus- 
geschlossen, daß  gewisse  Vermögensstücke,  nament- 
lich solche,  welche  auch  sonst  dem  Spürsinn  der 
Steuerbehörden  leicht  entgehen,  wie  Wertpapiere,  der 
Steuer  entzogen  werden.  Voraussetzung  ist  hierfür 
aber  regelmäßig,  daß  auch  der  "Erblasser  schon  diese 
Wertpapiere  der  Vermögenssteuer  entzogen  hat,  und 
daß  mit  seinem  Vermögen  auch  seine  zweifelhafte 
Steuermoral  auf  die  Erben  übergegangen  ist.  Die 
durch  den  Tod  erforderliche  Einmischung  anderer 
Personen  in  die  Hinterlassenschaft  des  Erblassers,  die 
Sichtung  und  Ordnung  des  Nachlasses,  die  häufige 
Notwendigkeit,  eine  Mitwirkung  der  Behörden  hierbei 
in  Anspruch  zu  nehmen,  macht  die  Steuerobjekte  in 
hohem  Grade  erkennbar,  verringert  damit  die  Mög- 
lichkeit einer  Defraudation  und  macht  eine  solche 
sogar  in  vielen  Fällen  fast  unmöglich.  Allein  sclion 
die  Beteiligung  mehrerer  Erben,  welche  regelmäßig 
vorliegt,  läßt  die  Gefahr  zurücktreten.  Der  Gedanke, 
einen  oder  mehrere  Mitwisser  zu  haben,  wird  bei 
manchem  ein  Gefühl  der  Scham  oder  wenio-stens  der 


S.  Teil  II  dieses  Kapitels. 
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Angst  vor  Entdeckung  hervorrufen  und  ihn  so  davon 
abhalten  zu  Hinterziehungen  die  Hand  zu  bieten. 
Die  MögHchkeit;  daß  irgendwelche  den  Erben  unbe- 
kannte Notizen  des  Erblassers  über  sein  Vermögen 
sich  in  Händen  Dritter  befinden  und  zur  Kenntnis 
der  Behörden  gelangen,  wird  in  derselben  Richtung 
wirken,  und  alle  diese  Momente  werden  umso  größeren 
Einfluß  haben,  wenn  empfindliche  Strafen  für  Defrau- 
dationen hinter  ihnen  stehen. 

Einen  sehr  naheliegenden  und  leicht  gangbaren 
Weg,  sich  der  Erbschaftsteuer  zu  entziehen,  ohne 
sich  den  Defraudationsstrafen  auszusetzen,  bieten  die 
Schenkungen.  Neben  der  Erbschaftssteuer  muß 
deshalb,  „wenn  dieselbe  nicht  illusorisch  werden  soll, 
eine  scharf  durchgeführte  Schenkungssteuer  be- 
stehen" Dies  ist  eine  recht  unangenehme  Beigabe, 
denn  es  ist  äußerst  schwer,  eine  Schenkungssteuer  so 
zu  gestalten,  daß  sie  ihren  Zweck  wirklich  erfüllt  und 
Defraudationen,  namentlich  beim  mobilen  Kapital, 
auch  nur  halbwegs  unmöglich  macht.  Man  muß  sich 
bei  der  Beurteilung  der  Gefahr,  die  der  Erbschafts- 
steuer durch  Schenkungen  drohen,  aber  auch  vor 
Übertreibungen  hüten.  Die  Übertragung  des  ganzen 
Vermögens  oder  größerer  Vermögensteile  zu  Leb- 
zeiten setzt  ein  sehr  großes  Vertrauen  voraus,  und 
wird  deshlab  nur  unter  Ehegatten  und  von  Eltern 
auf  ihre  Kinder  häufiger  vorkommen.  Auch  hier  be- 
darf es  dazu  in  der  Regel  des  Ansporns  durch  eine 
empfindliche  Erbschaftsteuer,  und  da  die  Steuer  schon 
aus  anderen  Gründen  bei  Ehegatten  und  Deszendenten 
in  recht  niedrigen  Grenzen  bleiben  muß,  wird  es  an 
einem  genügenden  Antrieb,  sie  durch  Schenkungen 
zu  umgehen,  regelmäßig  fehlen. 

IV. 

Forts. :  Die  Erbschaftssteuer  als  reelle  Ver- 
mögenssteuer. 

Bei  den  bisherigen  Betrachtungen  ist  unberück- 
sichtigt geblieben,  daß  die  Erbschaftssteuer,  wie  sie 


12)  Berghoff-Ising  S.  34. 
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heute  allgemein  erhoben  wird,  in  Anbetracht  der 
hohen  Steuersätze  regelmäßig  nicht  aus  dem  Ein- 
kommen bezahlt  werden  kann,  sondern,  abgesehen 
von  den  untersten  Sätzen,  die  bei  den  allernächsten 
Verwandten  erhoben  werden,  aus  dem  Anfalle  selbst 
bestritten  werden  muß.  Einkommen  und  Erbanfall 
bedeuten  nun  zwar  beide  fiär  den  Erwerber  einen 
öüterzuwachs,  d.  h.  sie  vermehren  beide  die  Summe 
der  wirtschaftlichen  Güter,  die  ihm  zur  Verfiägung 
stehen.  Sie  dürfen  aber  doch  nicht  völlig  gleich 
gestellt  werden  Während  das  Einkommen  erst 
durch  seine  Kapitalisierung  zum  Vermögen  wird, 
handelt  es  sich  beim  Erbfall  regelmäßig  um  einen 
unmittelbaren  Anfall  von  Vermögen.  Eine  Summe 
von  Gütern,  die  bereits  einzelwirtschaftlich  und  volks- 
wirtschaftlich Vermögensstamm  war,  ändert  hier  nur 
ihren  Besitzer.  Es  stellt  somit  die  Erbschaftssteuer, 
soweit  sie  nicht  aus  dem  Einkommen  des  Erben  be- 
stritten werden  kann,  was  zurzeit  die  Regel  ist,  eine 
reelle  Vermögenssteuer  dar. 

Eine  solche  kann  als  steuerpolitische  Maßnahme 
grundsätzlich  niemals  berechtigt  erscheinen,  weder  vom 
Standpunkte  der  Staatsfinanzen,  noch  von  dem  der 
Volkswirtschaft,  insbesondere  nicht  vom  Standpunkte 
der  Gerechtigkeit.  Der  Staatsbedarf  ist  ein  dauernder, 
und  es  liegt  deshalb  in  dem  eigensten  Interesse  der 
Finanzwirtschaft  des  Staates,  daß  er,  abgesehen  von 
Notfällen,  sich  nicht  selbst  dadurch  schädigt,  daß  er 
mit  seinen  Steuern  die  Basis  der  Steuerkraft  angreift  '^). 
Diese  ist  beim  einzelnen  sein  Stammvermögen  und 
seine  Arbeitskraft,  für  das  gesamte  Volk  die  Summe 
der  in  Einzelwirtschaften  vorhandenen  Arbeitskräfte 
einerseits  und  die  Summe  ihres  Stammvermögens 
anderseits.  Unrichtig  ist  es,  wenn  man  sagt,  daß  die 

1)  Ausnahme  bei  Anfall  einer  relativ  kleinen  Erbschaft  an 
einen  reichen  Erben. 

2)  Siehe  oben  im  Teil  III  dieses  Kapitals. 

Im  bayrischen  Landtag-  von  1825  machte  Frhr.  v.  Miosen 
LI.  a.  gegen  die  E.  geltend:  .,Es  fehlt  dieser  Steuer  durchaus  ein 
nation,alwirtsdiaftliches  Prin/ip,  sie  trifft  ;ds  Steuer  -licht  die 
Rente  des  Vermögens,  sondern  den  Kapilalwert.  Es  ist  der 
Baum,  den  man  umhaut,  um  die  Früchte  zu  nehmen."  Schanz 
in  Ein.  Ardi.  XVIII  S.  ölS  Anni  5.) 


-  26  — 


reelle  Vermögenssteuer  nichts  anderes  tut  als  jede 
Steuer,  da  die  aus  dem  Einkommen  erhobene  Steuer 
die  Zunahme  der  Steuerfähigkeit  verhindere,  und  so 
die  Steuerfähigkeit,  die  sonst  vorhanden  sein  würde, 
vermindere^).  Das  Einkommen  ist  in  erster  Linie  zum 
Verbrauch  bestimmt  und  dient  auch  meistens  dazu. 
Die  Steuern  werden  in  der  Regel  durch  Verminderung 
dieses  Verbrauches  aufgebracht,  also  ohne  einen  Ein- 
fluß auf  die  zukünftige  Leistungsfähigkeit  auszuüben 
Erinnert  sei  nur  an  die  vielen  mittleren  Vermögen,  bei 
denen  eifersüchtig  darauf  geachtet  wird,  daß  das  vor- 
handene Vermögen  erhalten  bleibt,  wo  anderseits  ein 
Zurücklegen  nicht  möglich  ist.  Nur  bei  kleinen  Ein- 
kommen kann  es  häufiger  vorkommen,  daß  auch  andere 
Steuern  nicht  durch  Einschränkung  des  Verbrauches 
aus  dem  Einkommen  bezahlt  werden  können.  Dann 
ist  entweder  das  Existenzminimum  zu  niedrig  test- 
gesetzt oder  der  geringen  Leistungsfähigkeit  der  kleinen 
Einkommen  durch  die  degressive  Ausgestaltung  der 
Steuern  nicht  ausreichend  Rechnung  getragen.  Auch 
mit  dem  Hinweise,  daß  die  Erbschaftssteuer  dasselbe 
Vermögen  nur  in  großen  zeitlichen  Zwischenräumen 
treffe,  und  deshalb  es  dem  betroffenen  möglich  sei, 
von  einem  Steuerfall  zum  anderen  den  Vermögens- 
stamm wieder  zu  ergänzen  *^),  wird  sie  als  reelle  Ver- 
mögenssteuer nicht  gerechtfertigt.  Zwar  wirkt  die  Erb- 
schaftssteuer infolge  der  Seltenheit  ihrer  Erhebung 
weniger  schädlich,  als  es  eine  jährlich  wiederkehrende 


^)  Aehnlich  begründet  Schall  S.  522. 

5)  Ricardo  „Grundsätze  der  Volkswirtschaft  und  Besteue- 
rung", Kap.  VIII  „Die  Steuern'^:  „Der  Wunsch,  den  jedermann 
besitzt,  seine  Stellung  im  Leben  'und  seinen  Wohlstand  auf 
derjenigen  Höhe  zu  behaupten,  die  'er  einmal  erreicht  hat, 
ist  die  Ursadhe,  weshalb  die  meisten  Steuern  aus  dem  Ein- 
kommen bezahlt  werden.  —  Der  Staat  sollte  es  sich  angelegen 
sein  lassen,  die  Neigung  des  iVolkes  nadh  dieser  Seite  hin  zu 
stärken  und  niemals  solche  Steuern  '  aufzuerlegen,  die  das 
Kapital  unvermeidlich  treffen  werden.  Tut  er  dies  aber  dennoch, 
so  greift  er  die  dem  ^Unterhalt  der  Arbeit  dienenden  Mittel  an 
und  verringert  dadurch  die  künftige  Produktion  des  Landes. 
In  England  hat  man  diese  Po  litik  nicht  befolgt,  als 
man  die  Testamentssteuer,  die  Vermächtnis- 
steuer sowie  jene  übrigen  Steuern,  die  die 
Ueb ertrag ung  des  Eigentums  vom  Toten  auf 
den  Lebenden  betreffen,  einführte.'' 
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reelle  Vermögenssteuer  tun  würde,  grundsätzlich  aber 
kann  ein  Unterschied  hierin  nicht  gesehen  werden,  und 
es  ist  ein  ungerechtfertigter  Optimismus,  wenn  man 
an  eine  solche  Ergänzung  des  Vermögens  als  Regel 
glaubt,  die  in  vielen  Fällen  des  kleinen  und  mittleren 
Besitzes  nicht  einmal  möglich  ist. 

Soweit  die  Erbschaftssteuer  als  reelle  Vermögens- 
steuer ausgebildet  ist  verursacht  sie  ihrer  Natur  nach 
regelmäßig  einen  empfindlicheren  Eingriff  in  den  Pro- 
duktionsprozeß, als  mit  steuerpolitischen  Grundsätzen 
vereinbar  ist,  wenn  auch  die  Verhältnisse  bei  ihr  in 
etwa  günstiger  liegen  als  bei  anderen  reellen  Ver- 
mögenssteuern, da  häufig  schon  die  erforderliche  Nach- 
laßteilung die  Fortführung  des  Betriebes  unmöglich 
macht  oder  zwingt,  ihn  anderweitig  zu  finanzieren. 

Ganz  unhaltbar  ist  es  vom  Gerechtigkeitsstand- 
punkt, wenn  man  eine  progressive Erbschaftssteuer 
ganz  oder  teilweise  als  reelle  Vermögenssteuer  aus- 
bildet. Die  Steuerlast  soll  nach  der  Leistungsfähigkeit 
bemessen  werden.  Im  schroffsten  Gegensatze  mit 
diesem,  obersten  Grundsatze  der  Gerechtigkeit  steht 
es,  wenn  eine  Steuer  diese  Bemessungsgrundlage  selbst 
verändert,  indem  sie  eine  der  Quellen  der  Leistungs- 
fähigkeit, das  Vermögen  bei  einzelnen  angreift,  bei 
anderen  nicht,  oder  bei  allen  aber  in  relativ  ver- 
schiedenem Maße  schwächt. 

Auf  Grund  der  Untersuchungen  dieses  Kapitels 
komme  ich  zu  dem  Resultat,  daß  die  Erbschaftssteuer 
ein  berechtigtes  und  sogar  notwendiges  Glied  des 
Steuersystems  ist,  daß  sie  auch  in  ihren  speziellen  Wir- 
kungen trotz  mancher  Mängel  günstig  zu  beurteilen 
ist,  daß  sie  aber  als  steuerpolitische  Maßnahme  durch- 
aus ungerechtfertigt  erscheint,  soweit  sie  eine  reelle 
Vermögenssteuer  ist'^).  .,Man  wird  eine  andere,  neue 

^)  Aehnlich  rechtfertigen  die  E.  als  reelle  Verniöoensstcuer 
Schall  S.  522,  Eheberg  S.  301. 

Nur  progressive  Erbschaftssteuern  können  heute  noch 
in  Betracht  kommen.  Ob  Progression  nach  Ver\\  andtschafts- 
graden  oder  nach  der  Masse  (oder  beides  ist  hier  oleichgültig. 

^)  Fuisting,  der  die  Sieiier  iiur  als  steuerpoh'tische  Maß- 
nahme anerkennt,  sagt  S.  72:  ,,i)ie  ctcn  beslelieiulcii  Eormen 
der  E.  eigene  Höhe  der  Belastinig  würde  niji  der  slencrlichen 
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Begründung  verlangen  müssen,  falls  an  einer  —  so 
ausgebildeten  —  Abgabe  von  Erbschaften  festgehalten 
werden  soll,  und  zwar  die  nicht  vom  Gesichtspunkt 
der  Steuer  ausgeht" 


Natur  nidht  mehr  vereinbar  sein.  Eine  Belastung  jdes 
Erwerbes  in  Höhe  y'o  n  80/0  des  ihm  ang-efallenen 
Vermögens  und  darüber  hinaus  läßt  sich  nicht 
mehr  a  1  s  B  e  s  t  e  u  e  r  u  n g,  sondern  n  u  r  a  1  s  eine  in 
Steuerform  gekleidete  Enteignung  charakteri- 
sieren. Hier  handelt  es  sich  um  einen  Eingriff  in  die  staat- 
lidhe  Eigentumsordnung,  die  sich  in  der  Form  der  Besteuerung 
nidht  vollziehen  darf."  < 


9)  Sdheel  S.  23. 
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Kap.  3. 

Begründung  und  grundsätzliche  Kritik  der 
Erbschaftsabgabe  als  einer  sozialpolitischen 
(erbrechtlichen)  Maßnahme.^) 

I. 

Allgemeines. 

Kritik  der  heutigen  E  r  b  o  r  d  n  u  n  g. 

Wenn  nun  auch  das  Besteuerungsrecht  nicht  im 
Stande  ist  eine  Erbschaftssteuer  zu  rechtfertigen,  die 
das  Vermögen  selbst  in  Anspruch  nimmt,  so  ist  damit 
doch  noch  keineswegs  gesagt,  daß  ein  solcher  Ein- 
griff in  die  Eigentumsordnung  überhaupt  nicht  zu 
billigen  ist. 

Der  Versuch,  das  Eigentum  aus  der  Natur  des 
Menschen  zu  begründen,  und  die  Eigentums-  und  Erb- 
ordnung, da  sie  älter  als  der  Staat  seien,  für  ein  un- 
antastbares Naturrecht  zu  erklären,  ist  gänzlich  ver- 
fehlt. Einer  Widerlegung  dieser  längst  verlassenen 
Naturrechtstheorie  bedarf  es  nicht.  Alle  Rechte,  auch 
die  Eigentumsordnung,  sind  auf  die  staatliche  Recht- 
setzung zurückzuführen.  Das  heißt  aber  noch  lange 
nicht,  „die  Omnipotenz  des  Staates  verkünden Dieser 
muß  das  Wohl  der  Allgemeinheit  fördern  und  sein 
Ziel:  möglichste  Zufriedenheit  möglichst  vieler  An- 
gehörige! zu  erreichen  suchen  unter  vollster  Berück- 
sichtigung und  eingehendster  Würdigung  der  historisch 

^)  Weitere  hauplsächlich  benutzte  Literatur:  Bluntschli 
„Gesammelte  kleinere  Schriften"  Bd.  1 ;  II  in  p  f  e  n  ba  c  h  „Des 
Volkes  Erbe'^  Deutsche  Juristenzeitun»-,  jahrg-.  .Xll  (1007) 
Nr.  11,  Art.:  „Vom  Recht  der  lachenden  Erben*'  und  Nr.  21, 
Art.:  „Erbrechts-  und  Finanzreform"  von  'B  a  ni  b  e  r  g  e  r;  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  Art.:  „Erbrecht"  von 
Scheel  und  B  e  r  n  h  ö  f  t.  • 
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überlieferten  und  herrschenden  sozialen  Verhältnisse 
und  Anschauungen.  Soweit  diese  mit  der  bestehenden 
Rechtsetzung  nicht  oder  nicht  mehr  im  Einklang  stehen, 
ist  der  Staat  aber  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar 
verpflichtet,  seine  Rechtsordnung  zu  ändern,  selbst 
wenn  es  sich  um  die  Eigentumsordnung  handelt. 

Die  Grundlage  unserer  heutigen  Erbordnung 
bilden  die  Familie  und  der  Wille  des  Erblassers.  Beide 
werden  mit  Recht  beachtet.  Der  Wille  des  Erb- 
lassers muß  Berücksichtigung  finden.  Er  ist  der 
Eigentümer  des  Vermögens  und  als  solcher  zu  Leb- 
zeiten in  der  Verfügung  darüber  grundsätzlich  un- 
beschränkt. Aus  diesem  Herrschaftsverhältnis  folgt 
unmittelbar  das  Recht  zur  letzwilligen  Verfügung. 
Würde  man  ihm* dies  nehmen,  so  schwände  gleich- 
zeitig der  stärkste  Anreiz  und  der  edelste  Trieb,  alle 
Kräfte  im  eigenen  und  der  Seinen  Interesse  produktiv 
zu  verwerten  und  möglichst  auszunutzen ;  den  Schaden 
davon  hätte  die  gesamte  Volkswirtschaft.  Aber  auch 
die  Familienzugehörigkeit  verdient  Beachtung.  Die 
Familie  ist  „als  einzeiwirtschaftlicher  Körper  die 
Grundlage  aller  unserer  geselischaftlichen  und  staat- 
lichen Einrichtungen,  und  bedarf  nach  der  un- 
bestrittenen gemeinsamen  Überzeugung  aller  heute 
mehr  als  je  der  Stärkung  und  Kräftigung  durch  alle 
zweckmäßigen  Mittel,  also  auch  durch  das  Erbrecht"^). 
Dazu  kommt,  daß  einerseits  die  Angehörigen  des  Erb- 
lassers, besonders  seine  noch  unselbständigen  Kinder 
häufig  von  ihm  wirtschaftlich  abhängig  sind  und  ihre 
Existenz  ganz  oder  teilweise  aus  seinen  Mitteln  fristen, 
anderseits  die  Angehörigen  oft  auch  mittätig  ge- 
wesen sind  bei  dem  Erwerb  oder  der  Erhaltung  des 
Vermögens. 

Wie  weit  ist  nun  aber  der  Kreis  der  Familie  zu 
ziehen?  Aus  dem  Gesichtspunkt  der  Blutsverwandt- 
schaft ist  sie  unbegrenzt,  als  Grundlage  unserer  Ge- 
sellschaftsordnung kommt  sie  aber  nur  soweit  in  Be- 
tracht, als  in  ihr  ein  sittlich-wirtschaftlicher  Zu- 
sammenhang, das  innere  Kennzeichen  der  Familie,  be- 
steht. Nur  in  diesem  Umfange  ist  sie  also  auch  von 


2)  Scheel  S.  35. 
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der  Erbordniing  zu  beachten.  Die  Aufgabe  des  Staates 
den  sittlich-wirtschaftlichen  Familienzusammenhang  zu 
fördern,  kann  eine  Berücksichtigung  der  Blutsverwandt- 
schaft nicht  begrijnden,  wo  trotz  bestehenden  Erbrechts 
dieser  Zusammenhang  aufgehört  hat.  Ein  solcher  findet 
sich  nach  Lage  der  heutigen  sozialen  Verhältnisse  in- 
folge der  kolossalen  Verkehrszunahme  und  vielleicht 
auch  aus  anderen  Gründen,  denen  hier  nicht  nach- 
gegangen werden  kann,  schon  bei  verhältnismäßig 
nahen  Verwandten  nicht  mehr.  Die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  fehlen  regelmäßig  schon  bei  Ge- 
schwistern. Die  sittlichen  oder  seelischen  Beziehungen 
pflegen  nur  zwischen  Verwandten  der  ersten  Parentel 
und  daneben  zwischen  Großeltern  und  deren  Enkel- 
kindern, aber  nicht  mehr  zwischen  den  anderen  Ver- 
wandten der  großelterlichen  Parentel  (z.  B.  zwischen 
Geschwisterkindern)  zu  bestehen.  Für  diese  und  noch 
entferntere  Verwandte  fehlt  also  jeglicher  innere  Grund 
zur  Intestaterbfolge.  Sie  stehen  regelmäßig  zum  Erb- 
lasser in  nit:ht  engeren  Beziehungen  als  jeder  Fremde 
und  stehen  ihm  weit  ferner  als  ein  Nichtverwandter, 
mit  dem  ihm  vielleicht  innigste  Freundschaft  verband. 
Wie  der  Erblasser  aber,  wenn  er  diesen  bedenken  will, 
ein  Testament  errichten  muß,  so  kann  man  das  auch 
verlangen,  ,  wenn  er  zu  entfernteren  Verwandten  in 
Beziehungen  steht,  die  es  ihn  wünschenwert  er- 
scheinen lassen,  daß  diese  Verwandte  ihn  beerben. 


II. 

Erbrecht  des  Staates. 

Sind  keine  Verwandte  vorhanden,  die  hiernach 
noch  zur  Intestaterbfolge  zu  berufen  sind,  und  fehlt 
auch  ein  rechtsgültiges  Testament,  so  muß  dem  Slaat 
die  Erbschaft  anfallen.  In  anderen  Fällen  -  -  sow  eit 
nicht  Descendenten  und  Ehegatten  erben  isl  ci- 
an  der  Erbschaft  zu  beteiligen. 

Nicht  nur  die  Gemeinschaft  der  Familie  ist  eine 
sittlich-wirtschaftliche,  auch  die  des  Staates.  Die  \cr- 
änderten  sozialen  Verhältnisse  haben  dem  Staat  (be/w. 
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den  ihm  untergeordneten  Verbänden,  z.  B.  den  Ge- 
meinden) i)  immer  größere  Aufgaben  zugewiesen,  die 
früher  zum  großen  Teil  der  Familie  allein  oblagen. 
Es  Bei  hier  nur  an  die  Staatsfürsorge  auf  dem  Gebiete 
der  Erziehung,  des  Vormundschaftswesens,  der  Waisen- 
pflege, des  Armenwesens  erinnert.  Die  staatliche  Ge- 
meinschaft und  ihre  Einrichtungen  haben  die  größten 
Verdienste  an  dem  Erwerb  und  der  Erhaltung  des 
Vermögens  des  Erblassers.  „Eine  eminent  volkswirt- 
schaftliche Funktion  kann  der  Staat  als  sein  Verdienst 
um  den  Erblasser  für  seine  Ansprüche  geltend  machen. 
Es  ist  die  fortwährende,  wenn  auch  unsichtbare  und 
von  dem  einzelnen  kaum  bewußte  und  noch  weniger 
klar  erkannte  Beteiligung  der  Gesamtheit,  als  deren 
Repräsentant  der  Staat  auftritt,  am  Vermögenserwerbe" 
(Scheel  S.  42).  Die  sittlich-wirtschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  dem  staatlichen  Gemeinwesen  und  den  Einzel- 
individuen sind  also  sehr  enge,  und  man  muß  deshalb 
dem  Staate  ein  Recht  auf  Erbfolge  zusprechen,  wie 
man  es  der  Familie  auf  Grund  ihrer  sittlich-wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zum  Erblasser  gibt-). 

Berücksichtigt  man  dies,  so  ergeben  sich  drei  Mo- 
mente, die  bei  der  Erbordnung  zu  beachten  und  gegen- 
einander abzuwägen  sind : 

1.  die  Beziehungen  des  Erblassers  zu  seiner  Familie, 

2.  die  Beziehungen  des  Erblassers  zum  Staat, 

3.  der  Wille  des  Erblassers. 

Sie  richtig  zu  bewerten  und  jedem  von  ihnen  die 
ihm  zukommende  Geltung  zu  verschaffen,  ist  die  Auf- 
gabe einer  gerechten  Erbordnung,  und  nur  eine  Erb- 
ordnung, die  allen  drei  Momenten  gerecht  wird,  ent- 
spricht den  tatsächlichen  sozialen  Verhältnissen. 

Bei  der  Intestaterbfolge  konkurrieren  nur 
die  beiden  ersten  Gesichtspunkte.  Innerhalb  des 
engsten  Familienkreises  (Descendenten  und  Ehegatte) 


^)  Oh  Staat  oder  Gemeinde  (eintreten  soll,  ist  eine  rein 
praktische,  keine  prinzipielle  Frage.  Sie  bleibt  deshalb  hier 
unbeachtet.    (Siehe  im  III.  Abscbn.) 

2)  Aehnlich  Bamberger,  BluntsChli,  Schanz,  Scheel,  Umpfen- 
bach,  Wagner  und  andere;  anderer  Ansicht  z.  B.  Berghoff-Ising, 
Eheberg,  Fuisting,  Qeffcken,  Schaeffle,  Schall,  Vocke. 


—  33  — 


sind  nun  regelmäßig  die  sittlichen  und  auch  die  wirt- 
schaftlichen Familienbeziehungen  so  enge,  und  ist  deren 
Erhaltung  von  so  eminenter  Bedeutung,  daß  der  Staat 
ihnen  gegeniiber  ganz  zurücktreten  muß.  Für  sein  Erb- 
recht ist  hier  kein  Platz.  Sind  andere  Angehörige  der 
ersten  Parentel  (Eltern,  Geschwister,  deren  Kinder  usw.) 
oder  Großeltern  die  nächsten  Verwandten,  so  muß 
ihnen  zwar  auch  noch  ein  Intestaterbrecht  auf  Grund 
ihrer  Beziehungen  zum  Erblasser  zugestanden  werden. 
Diese  Beziehungen  sind  aber  nicht  so  eng,  daß  ihnen 
gegenüber  das  Verhältnis  des  Erblassers  zum  Staat 
unberücksichtigt  bleiben  darf.  Ihm  ist  deshalb  ein  mit 
dem  der  genannten  Erben  konkurrierendes  Erbrecht 
zuzubilligen,  d.  h.  der  Staat  ist  in  diesen  Fällen  mit 
einem  bestimmten  Satze  an  der  Erbschaft  zu  beteiligen. 
Sind  nur  entferntere  Verwandte  vorhanden,  so 
fehlen  regelmäßig  die  sittlich-wirtschaftlichen  Familien- 
beziehungen.  Es  besteht  also  nur  das  Verhältnis  des 
Erblassers  zum  Staat  als  Motiv  für  die  Intestaterbfolge 
fort.  Der  Staat  muß  Alleinerbe  sein. 

Der  letzte  Wille  des  Erblassers,  die  Grundlage 
der  testamentarischen  Erbfolge,  verdient, 
wie  oben  ausgeführt  wurde,  weitgehende  Berück- 
sichtigung. Seine  unumschränkte  Herrschaft  hat  man 
aber  im  deutschen  Recht  im  Gegensatz  zum  alten 
Rom  mit  Recht  nie  anerkannt.  Den  intensiven  sittlich- 
wirtschaftlichen Beziehungen  entspricht  eine  sittüche 
und  wirtschaftliche  Verpflichtung  des  Erblassers  gegen- 
über seinen  Descendenten  und  seinem  Ehegatten. 
Diesen  gebührt  deshalb  ein  Feil  der  Erbschaft  in  der 
Regel  auch  gegen  den  Willen  des  Erblassers.  Dem 
hat  das  Erbrecht  Ausdruck  gegeben,  indem  es  ihnen 
ein  Pflichtteilsrecht  gab.  Aber  auch  die  Beziehungen 
zum  Staat  sind  derart  enge,  daß  sie  — ■  voratisgesetzt, 
daß  nicht  der  Ehegatte  oder  Descendenten  als  Erben 
eingesetzt  isind  —  den  Erblasser  sittlich  und  wirtschaft- 
lich verpflichten,  den  Staat  durch  sein  Testament 
ebensowenig  gänzlich  auszuschließen  wie  seine 
nächsten  Familienangehörigen.  Nach  Art  ihres  I^flicht- 
teilsrechts  ist  ihm  also  eine  BeteiHgtuig  an  der  Frb- 
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Schaft  zu  gewähren,  wenn .  andere  Verwandte  oder 
Fremde  als  Erben  eingesetzt  sind. 

Bei  Bemessung  d  e  r  H  ö  h  e  d  e  s  s  t  a  a  1 1  i  c  h  e  n 
Erbteils  für  die  Fälle,  in  denen  der  Staat  neben 
Testamentserben  oder  Verwandten  erben  soll,  wird  stets 
eine  gewisse  Willkür  walten,  aber  das  ist  kein  Novum 
in  der  Gesetzgebung.  Gleiches  findet  sich  überall,  wo 
es  gilt  verschiedenen  sozialen  Gesichtspunkten  Rech- 
nung zu  tragen.  Berücksichtigt  werden  können  urid 
müssen  allgemeine  soziale  Momente,  insbesondere  die 
Förderung  der  kleinen  und  mittleren  Vermögen.  Der 
Staat  muß  deshalb  bei  den  kleinsten  Anfällen  ganz 
auf  sein  Erbrecht  verzichten,  bei  kleinen  und  mittleren 
teilweise.  Es  führt  das  zu  einer  degressiven  Fest- 
setzung der  staatlichen  Erbportion  und  ihrer  Berech- 
nung nach  dem  Anfalle,  wodurch  zwar  diese  sozial- 
politische Aufgabe  nicht  vollkommen  gelöst  wird,  da 
kleine  Anfälle  auch  auf  reiche  Personen  kommien 
können.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  der  Staat 
aber  seinen  Zweck  fördern.  Für  die  testamentarische 
Erbfolge  hat  das  BGB.  richtig  das  Pflic'htteilsrecht 
der  Descendenten  auf  50  o/o  festgesetzt.  Demgegenüber 
ist  es,  da  die  Verpflichtung  gegen  den  Staat  geringer 
ist,  als  die  gegen  den  engsten  Familienkreis,  an- 
gemessen, das  staatliche  Pflichtteilsrecht  (nur  dem  Ehe- 
gatten und  dem  Descendenten  des  Erblassers  gegenüber 
würde  es  ganz  wegfallen)  degressiv  nach  Flöhe  des  An- 
falls im  allgemeinen  auf  etwa  30 — 10  o/o  festzu- 
setzen. Die  Intestaterbportion  des  neben  Eltern,  Groß- 
eltern, Geschwistern  und  Geschwisterkindern  erbenden 
Staates  darf  keinesfalls  höher  sein,  da  regelmäßig  bei 
Fehlen  einer  letztwilligen  Erklärung  und  näherer  An- 
gehöriger anzunehmen  ist,  daß  die  Erbfolge  jener  Ver- 
wandten vom  Erblasser  gewollt  war.  Da  aber  hier  neben 
dem  vermutlichen  Willen  des  Erblassers  auch  noch  vom 
Staate  zu  schützende  und  zu  fördernde  Familien- 
beziehungen berücksichtigt  werden  müssen,  ist  es  be- 
rechtigt, hier  das  Erbteil  des  Staates  auf  nur  15 — 5  o/o 
zu  bemessen      Aus  demselben  Grunde  sind  nur  diese 


3)  Biujitschli  S.  257  f.  schlägt  'etwa  folgende  Sätze  vor: 
Neben  Descendenten  von  100  000  Jfa  Anfall  an  10 o/o  und  von 
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niedrigen  Sätze  in  Rechnung  zu  bringen,  soweit  die 
genannten  Verwandten  testamentarisch  zu  Erben  ein- 
gesetzt sind.  Sind  Descendenten  oder  der  Ehegatte 
durch  Testament  benannt,  so  ist  wie  bei  der  Intestat- 
erbfolge auf  ein  staatliches  Erbrecht  zu  verzichten. 

Zu  Unrecht  hat  man  eingewandt,  daß  staat- 
liches und  privates  Erbrecht  Gegensätze 
seien,  die  sich  gegenseitig  ausschlössen  '^).  Eben  so  gut 
wie  die  Erbordnung  den  zwei  oft  widersprechenden 
Gesichtspunkten  des  Willens  und  der  Familie  Rech- 
nung trägt,  besonders  im  Pflichtteilsrecht,  ferner  bei 
dem  Erbrecht  der  Ehegatten  neben  Verwandten  ver- 
schiedene soziale  Gedanken  berücksichtigt,  kann  sie 
auch  noch  als  weiteren  Gesichtspunkt  die  staatlichen 
Beziehungen  in  sich  aufnehmen.  Man  hat  des  weiteren 
dem  staatlichen  Erbrecht  den  Vorwurf  gemacht,  daß 
es  in  „W  u  r  z  e  1  und  E  n  d  e  r  e  v  o  1  u  t  i  o  n  ä  r"  sei  ^). 
Dem  gegenüber  möchte  ich  betonen,  daß  unsere  Gesell- 
schaftsordnung spez.  die  Familie,  welche  mit  dem 
größten  Recht  deren  Grundlage  ist  und  hoffentlich 
immer  bleiben  wird,  weit  mehr  gestärkt  und  gesichert 
wird,  wenn  man  den  wirklichen  sozialen  Verhältnissen 
folgt,  als  wenn  man  den  Kern  des  Wesens  der  Familie 
unberücksichtigt  läßt,  sie  rein  äußerlich  auffaßt,  damit 
ihre  innersten  und  edelsten  Grundzüge  verschleiert 
und  sie  so  berechtigten  Angriffen  aussetzt. 

Unrichtig  scheint  mir  für  das  staatliche  Erbrecht 
die  Analogie  des  herrenlosen  Gutes,  wohin 
auch  der  im  BGB.  vorgesehene  Anfall  erbloser  Ver- 
mögen gehört.  Ebensowenig  kann  man  das  staatliche 
Erbrecht  aus  dem  Gesichtspunkt  eines  staat- 
lichen Ober-  oder  Miteigentums  begründen. 
Diese  mittelalterlichen  Begriffe  widersprechen  unserer 


500  000  Jk  an  ein  Kindteil,  meben  Ascendenren,  Geschwistern 
und  Geschwisterkindern  5— 20o/o  (10  000  Jf.  frei),  neben  der 
großelterli(ihen  Parentel  10— 20 o/o  und  neben  der  iirgroßelter- 
Hdhen  20—300/,,  (10  000  JL  stets  'frei).  Näheres  siehe  a.  a.  O. 
Sdhanz  (F.  A.  XVIII  S.  677)  schlaf  vor:  Direkie  Linie  und 
Ehegatten  0 o/o;  2.  u.  3.  Grad  3,5<Vo;  ^4.  ti.  5.  Grad  7oo;  6.  u. 
7.  Grad  10,5<y(. ;  8.  u.  9.  Grad  14<Vo. 

4)  Schall  S.  520.  ( 

■')  Berghoff-Ising  S.  8.  ^ 
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heutigen  Staatsauffassung  und  unseren  modernen 
sozialen  Verhältnissen.  Das  ins  albinagii  des 
Mittelalters  beruht  auch  auf  ganz  anderen  Gesichts- 
punkten, es  war  „ein  Ausfluß  der  barbarischen  Auf- 
fassung der  Rechtlosigkeit  Fremder" 

III. 

Grundsätzliche  Kritik  der  Erbsc'hafts- 
■  abgäbe  als  sozialpolitischer  Maßnahme. 

Der  nächstliegende  Weg  für  die  Verwirklichung 
des  staatlichen  Erbrechts  wäre  zweifellos  eine  Ab- 
änderung der  Erbordnung,  und  er  ist  der  allein  gang- 
bare, soweit  nach  dem  vorstehenden  nur  der  Staat  als 
Erbe  zu  berufen  ist.  Im  übrigen  kann  auch  der  Weg 
einer  steuerlichen  Abgabe  gewählt  werden.  Es  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  die  Steuer  hier  etwas  anderes  tut 
als  gewöhnlich!);  es  sprechen  für  die  steuerliche  Ein- 
treibung der  staatlichen  Erbportionen  aber  Zwec'k- 
mäßigkeitsgründe.  Sie  ermöglicht  es  dem  Staate  am 
leichtesten,  die  erforderlichen  volkswirtschaftlichen 
Rücksichten  auf  die  Höhe  des  Anfalles  zu  nehmen. 
Sie  gestattet  eine  Vereinigung  des  sozialpolitischen 
Zweckes  mit  dem  steuerpolitischen  der  Erbschafts- 
abgabe. Sie  erleichtert  schließlich  die  Einführung  des 
staatlichen  Erbrechts,  das  in  den  heutigen  sozialen 
Verhältnissen  zwar  durchaus  begründet  ist,  mit  der 
historischen  Überlieferung  aber  in  einem  gewissen 
Widerspruch  steht,  da  diese  nur  eine  Begrenzung  der 
erbberechtigten  Verwandtschaftsgrade  kennt  2).  Die 
Wahl  der  Steuerform  zur  Erreichung  sozialpolitischer 

6)  Geffcken  S.  154,  r 

1)  Wagner  II  S.  219  imtersdheidet  zwischen  Steuern  im 
rein  finanziellen  und  Steuern  im  sozialpolitischen  Sinne,  und 
versteht  unter  letzteren  „Auflagen  oder  Abgaben,  welche  zu- 
gleich oder  allein  dem  Zwecke  dienen,  in  die  auf  Grund  der 
Rechts-  und  Wirtschaftsordnung  erfolgte  und  erfolgende  Ver- 
teilung des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  unter  den 
Einzelnen  und  event.  weiter  in  die  Verwendung  des  Einzel- 
einkommens und  Vermögens  regulierend  und  verändernd  einzu- 
greifen''. 

2)  Eine  Ausnahme  bildet  das  "Landrecht  der  Markgrafschaft 
Baden-Dudadh  von  1622.   (Siehe  in  Abschn.  II  Kap.  3.) 
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Zwecke  ist  auch  nichts  neues.  Die  Warenhaussteuer 
verdankt  den  Forderungen  der  Mittelstandspolitik  allein 
oder  jedenfalls  weit  mehr  als  dem  staatlichen  Finanz- 
bedürfnis ihre  Einführung,  und  auch  bei  der  Be- 
gründung der  Erbschaftssteuer  sind  bewußt  oder  un- 
bewußt manchmal  Momente  mit  untergelaufen,  die 
den  erbrechtlichen  Motiven  wenigstens  recht  nahe 
kommen 

Wirtschaftspolitisch  ist  eine  solche  Erb- 
beteiligung des  Staates  günstig  zu  beurteilen. 
In  erster  Linie  steht  ihr  Einfluß  auf  die  Güterverteilung. 
Sie  kann  in  der  besprochenen  Ausgestaltung  die  Gegen- 
sätze in  der  heutigen  Güterverteilung  mildern  und 
ihre  krassesten  Auswüchse  zum  Teil  beseitigen.  Die 
Einschränkung  der  Testierfreiheit  kann  in  dem  vor- 
geschlagenen Umfange  nicht  schädlich  wirken.  Sie 
läßt,  wie  die  bisherigen  Erfahrungen  mit  teilweise  recht 
hohen  Erbschafts-„steuern''  bewiesen  haben,  die 
Arbeitsfreudigkeit  nicht  erschlaffen,  schwächt  nicht  den 
Trieb  zu  Sparsamkeit  und  guter  Wirtschaft,  verleitet 
nicht  zu  Kapitalvergeudung  und  treibt  kein  Vermögen 
ins  Ausland,  wo  es  übrigens  regelmäßig  ebenso  hoch 
getroffen  würde.  Höhere  Sätze,  in  denen  deshalb 
weises  Maß  zu  halten  ist,  würden  allerdings  solche 
Folgen  haben  können.  Das  Alleinerbrecht  des  Staates 
an  Stelle  entfernterer  Verwandte  birgt  solche  Gefahr 
nicht,  da  sich  der  Erblasser  dem  jederzeit  durch  ein 
Testament  entziehen  kann,  wenn  er  sein  Vermögen 
anderen  zukommen  lassen  will.  Wie  als  reelle  Ver- 
mögenssteuer, so  verursacht  die  Erbschaftsabgabe  auch 
als  Erbbeteiligung  des  Staates  einen  Eingriff  in  den 
Produktionsprozeß.  Dieses  wurde  vom  Standpunkt 
der  Steuerpolitik  für  unerträglich  und  ungerechtfertigt 
erklärt.  Anders  ist  er  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Erb- 
rechts zu  beurteilen.  Hier  ist  er  nichts  anderes  als  eine 
Begleiterscheinung  der  Erbteilung,  der  regelmäßigen 
Folge  eines  jeden  Erbfalls,  bei  der  in  der  Person  des 
Staates  ein  Erbe  mehr  zu  partizipieren  hat.  Ist  der 
Staat  Alleinerbe,  so  geht  ein  etwaiger  Wirtschafts- 


^)  „Unverdienter^^  Vermögenszinxachs,  kein  ,, rechtlicher 
Anspruch'^  „unsichere  Aussicht*^  u.  a. 
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betrieb  als  geschlossenes  Ganzes  auf  ihn  überj  und 
er  kann  diesen  entweder  selbst  weiterführen  oder  als 
Ganzes  veräußern,  ohne  daß  der  Produktionsprozeß 
gestört  zu  werden  braucht. 

Durch  Schenkungen  kann  das  Erbrecht  des  Staates 
event.  illusorisch  gemacht  werden.  Was  oben  (Kap.  2 
Teil  III  am  Ende)  hierüber  gesagt  wurde,  gilt  auch  hier. 
Das  Alleinerbrecht  des  Staates  an  Stelle  entfernterer 
Verwandte  vermehrt  den  Ansporn  zu  Schenkungen 
nicht,  da  fast  jeder  lieber  ein  Testament  machen  wird, 
als  daß  er  sich  schon  zu  Lebzeiten  seines  Vermögens 
entäußert.  Wie  das  Pflichtteilsrecht  der  nächsten  Ver- 
wandten, das  der  Gefahr,  durch  Schenkungen  vereitelt 
zu  werden,  in  noch  größerem  Umfange  ausgesetzt  ist, 
weil  es  höher  ist,  und  weil  dem  Staate  in  der  Regel 
nur  Gleichgültigkeit  entgegengebracht  wird,  den 
nächsten  Verwandten  dagegen  in  den  Fällen,  wo  das 
Pflichtteilsrecht  sich  überhaupt  nötig  erweist,  vielfach 
Haß  das  Vermögen  zu  entziehen  sucht,  geschützt  ist, 
indem  z.  B.  das  BGB.  Schenkungen,  die  dieses  Recht 
verletzen  und  in  den  letzten  'zehn  Jahren  gemacht 
sind,  für  anfechtbar  erklärt,  so  bedarf  auch  das  Erb- 
recht Ides  Staates  eines  Schutzes.  Solange  der  staatliche 
Erbteil  in  Steuerform  erhoben  wird,  dürfte  deren  sach- 
gemäße Ausdehnung  auf  Schenkungen  am  besten  zum 
Ziele  führen. 
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K  a  p.  4. 

Einordnung  der  Erbschaftsabgabe  in  das 
Steuersystem. 

Die  theoretische  Stellung  der  Erbschaftssteuer  im 
Steuersystem  ist  sehr  bestritten.  Teils  rechnet  man 
sie  zu  den  direkten,  teils  zu  den  indirekten  Steuern, 
bald  nennt  man  sie  eine  Verkehrssteuer,  bald  Bereiche- 
rungs-  oder  Anfallsteuer  usw.  Es  ist  dies  alles  nament- 
lich für  eine  spezielle  Bearbeitung  der  Erbschaftssteuer 
von  so  geringer  Bedeutung,  daß  ich  glaube,  mich  hier 
mit  kurzen  Hinweisungen  auf  die  wesentlichsten  Punkte 
begnügen  zu  sollen. 

Die  Frage,  ob  die  Erbschaftssteuer  eine  direkte 
oder  indirekte  Steuer  ist,  hat  eine  gewisse  Be- 
deutung erlangt  bei  den  Beratungen  des  REG.,  wo  die 
Freunde  direkter  Reichssteuern  in  der  Reichserbschafts- 
steuer lebhaft  eine  Durchbrechung  des  Prinzips:  die 
direkten  Steuern  den  Einzelstaaten  vorzubehalten,  be- 
grüßten, andere  nicht  anerkennen  wollten,  daß  man 
den  alten  Grundsatz  verlasse.  Die  Beantwortung  dieser 
Frage  ist  verschieden,  je  nach  dem,  was  man  unter 
„direkten"  und  „indirekten''  Steuern  versteht.  Geht 
man  von  'der  Erhebungsart  aus  i),  so  ist  die  Erbschafts- 
steuer eine  direkte  Steuer,  da  sie  unmittelbar  bei  dem 
erhoben  wird,  der  sie  auch  tragen  soll.  Vom 
^administrativ-technischen  Standpunkte  aus  nennt  man 
direkte  Steuern  die,  welche  nach  feststehenden  oder 
als  feststehend  geltenden  und  rcgehiiäßig  auch  w  irk- 
lich einigermaßen  feststehenden  und  deshalb  im  \  orans 


1)  So  Eheberg  (S.  187),  Helferich  (S.  155)  u.  a  Schadflc  11 
S.  3  nennt  die  in  diesem  Sinne  indirekten  Steuern:  Trag-  und 
V'orschußsteuern.  ^  ' 
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ermittelbaren  Tatsachen  —  der  Persönlichkeit,  des 
Standes,  des  Erwerbes,  des  Vermögens,  Besitzes,  Ein- 
kommens usw.  — ,  daher  vornehmlich  nach  Katastern, 
wenn  auch  nicht  immer  ausschließlich  danach  — , 
indirekte  Steuern  dagegen  solche,  welche  nach 
einzelnen  wechselnden,  vorübergehenden,  mehr  oder 
weniger  zufälligen,  deshalb  nicht  im  Voraus  zu  er- 
mittelnden Tatsachen  —  der  Folge  von  Vorgängen, 
Ereignissen,  Handlungen  — ,  und  hier  alsdann  im 
Falle  ihres  Eintritts  nach  Tarifen  veranlagt  und  er- 
hoben werden"  2)  3)  Hiernach  muß  man  die  Erbschafts- 
steuer zu  den  indirekten  Steuern  zählen^).  Ebenso 
ist  sie  als  indirekte  Steuer  zu  bezeichnen  nach  der 
Hoffmannschen  Theorie  s),  die  davon  ausgeht,  ob  etwas 
Bestehendes  oder  etwas  Geschehendes  (hier:  Besitz- 
übergang) Gegenstand  der  Steuer  ist.  Nimmt  man 
den  Unterschied  im  Sinne  von  Schätzungen  und  Ver- 
brauchssteuern 6),  so  ist  die  Erbschaftssteuer  eine 
direkte 

Mit  Recht  lehnt  Wagner  im  Gegensatz  zu  Ehe- 
berg (S.  298),  Schall  (S.  520  f.),  Vocke  (S.  121)  u.  a. 
es  ab,  die  Erbschaftssteuer  den  Verkehrssteuern 
zuzuzählen «).  Soweit  man  die  Bezeichnung  „Ver- 
kehrssteuern" als  gemeinsamen  Namen  beibehalten 
hat,  tut  man  damit  „dem  Worte:  Verkehr  (fortgesetzte 
Verbindung  durch  Ausstausch  von  Leistungen)  Ge- 
walt an"  9).    Zwischen  den  Anfallsteuern  und  Ver- 


2)  Wagner  F.  W.  II  S.  239. 

3)  Schaeffle  II  (S.  4)  u.  a.  sprechen  hier  von  Kataster- 
und  Tarifsteilern. 

^)  Dem  foligt  die  Praxis.  So  Preußen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  Elsaß-Lothringen,  sowie  Oesterreich,  Rußland, 
Belgien,  Dänemark  usw.  (Eheberg  S.  188). 

5)  Siehe  Wagner  F.  W.  II,  (S.  245. 

6)  Siehe  Eheberg  S.  138,  Helferich  S.  155,  Wagner  F.  W.  II, 
S.  235.  Dieser  Auffassung  ziemlich  nahe  kommt  auch  die 
Steinsche  Theorie.  Siehe  Stein  II  1,  S,  '495  ff  und  dazu  Wagner 
F.  W.  II,  S.  245  f. 

Weitere  Unterscheidung  siehe  bei  Schaeffle  II,  S.  3. 

8)  S.  Wagner  F.  W.  'II,  insbesondere  S.  233. 

9)  Roscher  2.  Halbbd.  S.  124.  Aehnlich  gegen  den  Namen 
„Verkehrssteuern''  Schaeffle  II,  S.  369.  ' 
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kehrssteuern  bestehen  aber  auch  fundamentale  Unter- 
schiede, wenngleich  beide  eine  Belastung  des  V  er- 
mögens  beim  Besitzwechsel  enthalten.  „Man  muß  es 
als  unnatürlich  ansehen,  wenn  man  den  Erbschaf ts- 
anfali  auf  das  Niveau  der  in  der  Hauptsache  nur 
fiskalisch  zu  begründenden  Verkehrssteuern,  bei  denen 
eine  strenge  Relation  zwischen  Leistungsfähigkeit  und 
Steuer  nicht  konstruierbar  ist,  herabdrückt"  '^). 


Schanz,   Art.   „Erbschaftssteuer''   im    Haiidvvörterb.  d. 
Staatsw.  , 
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Abschnitt  IL 

Geschichte  der  Erbschaftsabgabe/) 


Kap.  1. 
Altertum.  2) 

Die  älteste  zuverlässige  Nachricht  über  eine  Erb- 
schaftsabgabe dürfte  eine  Stelle  des  „Premier  papyrus 
de  Turin"  3)  sein,  wo  von  einem  in  Aegypten 
117  V.  Chr.  geführten  Prozeß  über  das  Eigentum  an 
einem  Hause  berichtet  wird.  In  diesem  Rechtsstreit 
wendet  der  Beklagte  gegen  die  Behauptung  des 
Klägers,  er  habe  das  Eigentum  von  seinem  Vater  er- 
erbt, ein,  dann  habe  der  Kläger  die  Erbschaft  auch 
in  die  Öffentlichen  Bücher  eintragen  lassen  und 
„T^vuTia/rji^''  bezahlen  müssen.  In  Aegypten  wurde  also 
im  Jahre  117  v.  Chr.  eine  Erbschaftsabgabe  sogar 
von  Descendenten  erhoben.  Ihre  Höhe,  die  nicht  sicher 
feststeht,  berechnet  Lumbroso^)  auf  10  o/o,  die  even- 
tuelle Strafe  auf  20  o/o  des  Naßlasses.   Wann  diese 

^)  S.  die  bei  Abschn  I  in  Anm.  1  angeführte  Literatur. 
Insbesondere  wurde  die  ausführliche  Arbeit. von 
Schanz  („Studien  zur  Theorie  u.  Geschichte  der  Erbschaftssteuer" 
in  Fin.  Arch.  XVII  S.  1  ff.  und  XVIII  S.  553  ff.)  benutzt. 

2;  Weitere  hauptsächUch  benutzte  Literatur :  Lumbroso 
„Recherches  sur  l'Economie  politique  de  l'Egypte  sous  les  lagides" 
1870 ;  Bachofen  „ausgewählte  Lehren  des  römischen  Civil- 
rechts"  1848;  ders.  ,,Die  lex  Voconia"  1843;  Cagnat  „Etüde 
historique  sur  les  impots  indirects  chez  les  romains  jusqu'aux 
invasions  des  barbares''  1882. 

3)  Siehe  Lumbroso  S.  307,  der  diesen  Teil  des  papyros 
mitteilt. 

4)  S.  309  f. 
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Steuer  aufkam,  ist  ungewiß,  man  darf  aber  annehmen, 
daß  sie  schon  lange  vor  dem  Jahre  117  bestanden 
und  sich  aus  einer  allgemeinen  Besteuerung  der  Besitz- 
veränderungen entwickelt  hat^). 

Auch  das  römische  Reich  kannte  eine  Erb- 
schaftssteuer, deren  Bekanntwerden  ihre  Einführung 
in  Deutschland  und  anderen  Staaten  mittelbar  oder 
unmittelbar  veranlaßt  hat,  und  die  deshalb  besonderes 
Interesse  verdient.  Die  Zeit  ihres  ersten  Auftretens  ist 
streitig.  Bachofen  nimmt  an,  daß  .bereits  die  lex 
Voconia  (169  v.  Chr.),  welche  die  Freiheit  der  Erb- 
einsetzung wesentlich  beschränkte,  eine  Erbschafts- 
steuer einführte.  Ein  Beweis  hierfür  kann  aber  bisher 
nicht  als  erbracht  angesehen  werden  Im  Jahre 
40  V.  Chr.  erließen  die  Triumvirn,  um  sich  für  ihren 
Krieg  gegen  Sextus  Pompejus  neue  Einanzquellen  zu 
erschließen,  ein  Edikt,  wonach  jeder,  der  durch  Testa- 
ment etwas  erwirbt,  einen  Teil  an  den  Staatsschatz 
abzuführen  habe  8).  Es  stieß  auf  starken  Widerstand 
und  hatte  keinen  Bestand.  Augustus  behielt  diese  Ab- 
gabe aber  im  Auge,  und  als  er  im  Jahre  6  n.  Chr. 
das  aerarium  militare  ^)  schuf  und  Mittel  suchen  mußte, 
um  dieses  zu  füllen,  gelang  es  ihm  ^o),  die  Erbschafts- 
steuer in  Rom  einzuführen,  zu  dessen  Finanzquellen 


5)  Siehe  Schanz  F.  A.  XVII  S.  2  f. 

6)  Ausgewählte  Lehren  S.  322  ff.  lex  Voconia  §  29. 

7)  Siehe  dagegen  namentlich  Schanz  XVII  S  5  ff.  und  die 
dort  S.  7  Anm.  1  zitierte  Literatur.  Cagnat  (S.  179  f.)  schließt  aus 
einer  Stelle  bei  Cicero  (ad.  Att.  II,  XVI,  1),  daß  im  Jahre  695, 
d.  i.  59  V.  Chr.  „l'impot  du  vingtieme  des  successions  n'existait 
pas  en  Italic",  und  daß  auch  nicht  anzunehmen  sei,  daß  vorher 
eine  bestanden  habe.  Wie  Bachofen :  Rudorff  „Das  Testament  des 
Dasumius"  in  Ztschr.  f.  geschichtl.  Rechtswissenschaft,  Bd.  XII, 
S.  301  ff.,  spez.  S.  386. 

8)  Es  bezeugt  dies  Appian  de  bellis  civilibus  V  67  (abge- 
druckt bei  Schanz,  S.  7  Anm.  4).  Siehe  Schanz  S.  7  L,  Cagnat 
S.  181,  Lumbroso  S.  308. 

^)  „Eine  Pensions-  und  Versorgungskasse  für  die  ausge- 
dienten Soldaten",  Schanz  S.  9. 

10)  Auch  jetzt  nur  unter  den  größten  Anstrengungen.  Siehe 
Näheres  bei  Schanz,  S.  10  und  bei  Cagnat  S.  183.  Augustus  berief 
sich  darauf,  daß  er  den  Gesetzentwurf  im  Nachlasse  Casars  gefunden 
habe.  Dio  Cassius  55,  25  (Schanz  S.  6  Anm.  3) :  ioq  y.  u  ev  i  olc 
TOV  KutoaQog  V7iofii't]f.t(iOi  ro  rtX'ig  rorro  y^-.ynuitfa'yuy  {-rotor. 
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sie  dann  mehrere  Jahrhunderte  gehörte  .Die  ägyp- 
tische Erbschaftssteuer  dürfte  nicht  ohne  Einfluß  auf 
ihre  Einführung  in  Rom  gewesen  sein,  denn  die  Be- 
ziehungen zwischen  Rom  und  Aegypten  waren  recht 
enge  11).  Augustus  beschränkte  die  Steuer  nicht  mehr 
auf  testamentarische  AnfäUe,  wie  man  es  noch  40  v.  Chr. 
getan  hatte.  Die  lex  vicesima  hereditatum  i^)  verord- 
nete vielmehr,  daß  jeder  römische  Bürger  als  Steuer 
.5  0/0  aller  an  ihn  fallenden  Erbschaften  und  Vermächt- 
nisse zu  zahlen  habe^^).  Die  Steuer  wurde  von  allen 

Bürgern  erhoben,  „nXriv  twv  ndw  ovyysvidv  t]  xut  nsv^rtov'' A'^) 

Wie  die  nächsten  Verwandten  abgegrenzt  wurden,  ob 
mit  ihnen  nur  Agnaten  oder  auch  Kognaten  gemeint 
waren,  aus  welchem  Gesichtspunkte  die  Frage  der 
Dürftigkeit  geprüft  wurde,  das  ist  alles  streitig  1^).  Die 
finanzielle  Bedeutung  der  Steuer  muß  in  Anbetracht 
der  weit  verbreiteten  Ehelosigkeit  und  der  Sitte,  mög- 
lichst viele  Freunde  mit  Legaten  zu  bedenken,  eine 
recht  große  gewesen  sein  ^^),  und  infolge  der^  viel- 
fachen und  umfangreichen  Verleihungen  des  Bürger- 
rechts ständig  zugenommen  haben.  Ihre  Erhebung 
erfolgte,  wie  damals  in  Rom  bei  allen  Steuern  üblich, 
durch  Pächter.  Erst  Hadrian  soll  die  direkte  Er- 
hebung an  Stelle  der  Verpachtung  gesetzt  haben  i^). 
Unter  Nerva  und  Trajan  wurden  Steuerbefreiungen  in 


11)  Appian  (B.  civ.  II  154,  abgedruckt  bei  Lumbroso  S.  308) 
nennt  Aegypten  die  Scliule  Casars.  Lumbroso  a.  a.  O.  weist 
darauf  hin,  dass  C.  Babirius  Postumus,  „dient  de  Ciceron  et  ami 
de  Cesar",  Finanzminister  von  Ptolemaeus  Auletes  gewesen  war. 

12)  So  genannt  z.  B.  lex  37.  Dig.  X  I  7. 

1^)  Dio  Cassius  55,  25  (S.  bei  Schanz  a.  a.  O.):  sixoorrjv 
TWV  TS  xX'^Qcov  xat  TWV  SwQSWi',  Sie  wurde  nur  von  römischen 
Bürgern  erhoben,  da  die  anderen  die  Grundsteuer  weiter  entrichten 
mußten,  von  der  sich  die  Bürger  seit  Ende  der  mazedonischen 
Kriege  frei  gemacht  hatten.   (Cagnat  S.  183.) 

1*)  Dio  Cassius  55.  25  (S.  bei  Schanz  a.  a.  O.) 

15)  S.  hierzu  Schanz  S.  11  ff.  und  die  dort  zitierte  Literatur. 

lö)  Gibbon  „History  of  the  decline  and  fall  of  the  Roman 
Empire"  VI.  Chap.  berechnet,  dass  in  2—3  Generationen  das  ganze 
Vermögen  der  Privaten  durch  die  Staatskasse  ging.  (So  Cagnat 
S.  226  mit  Anm.  3.) 

1"^)  Cagnat  S.  192  unter  Berufung  auf  Cod.  Just.  VI  33.  3. 
Auch  bezeugt  Plinius  in  einer 'Dankrede  im  Senat  an  Trajan,  daß 
zu  dessen  2eit  die  Verpachtung  noch  bestand  (Panegyricus :  c.  37 
und  an  anderen  Stellen,  abgedruckt  bei  Cagnat  S.  191  Anm.  1.). 
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großem  Umfange  neu  eingeführte^),  die  im  wesent- 
lichen dauernd  beibehalten  wurden.  Hadrian  ver- 
schärfte die  Steuer  in  einigen  Punkten  und  Caracalla 
erhöhte  sie  vorübergehend  von  5  auf  10  o/o.  Wie  lange 
die  Erbschaftssteuer  in  Rom  bestanden  hat,  ist  un- 
gewiß i^).  Die  letzten  Spuren  finden  sich  unter 
Gordian  III.  (238—244)20).  Zur  Zeit  Justinians  be- 
stand sie  zweifellos  nicht  mehr^^). 

Inwieweit  für  sie  neben  fiskalischen  erbrechtliche 
Motive  maßgebend  waren,  wird  sich  schwer  mit  Be- 
stimmtheit entscheiden  lassen.  Ihr  erstes  erwiesenes 
Auftreten  im  Jahre  40  v.  Chr.  hängt  jedenfalls  eng 
zusammen  mit  der  lex  Falcidia,  die  bestimmt,  daß  „dem 
Erben  ein  Viertel  seiner  Erbportion  (die  sogen.  Quarta 
Falcidia)  von  Vermächtnissen  freibleiben  müsse"  ^^), 
also  mit  einer  Maßregel,  welche  die  Testierbefugnis, 
die  hauptsächlichste  Grundlage  des  altrömischen  Erb- 
rechts, beschränkte.  Schanz  ^s)  glaubt,  daß  auch  „die 
augustin ische  Erbschaftssteuer  nicht  ganz  losgelöst  von 
der  römischen  Erbschaftsordnung  aufgefaßt  werden 
darf".  Grundlage  des  I  n  t  e  s  t  a  t  erbrechts  war  auch  im 
römischen  Recht  die  Familie.  Das  alte  civile  Erbrecht 
kennt  aber  nur  die  agnatische  Familie,  und  beruft  hinter 
den  Agnaten  die  gens,  welche  „einen  weiteren  Ver- 
band über  der  Familie  von  öffentlich-rechtlicher  und 
privat-rechtlicher  Bedeutung"  bildete.  Erst  das  prä- 
torische  Edikt  brachte  die  einfache  Blutsverwandtschaft 
zur  Geltung,  indem  es  hinter  den  liberi  und  den  legi- 
timi  die  cognati  berief,  diese  aber  nur  bis  zum  6.  bezw. 
7.  Grad  25).  Erst  Justinian  gab  in  Novelle  118  allen 
Blutsverwandten  ohne  jede  Grenze  ein  Intestaterbrecht. 


S.  die  Ausführungen  hierüber  im  Anschluss  an  Plinius 
Panegyricus  c.  37—40  bei  Schanz  S.  22  ff. 

'9)  Siehe  das  Nähere  bei  Schanz  S.  29  ff. 
^0)  Cagnat  S.  190. 

2*)  Cod.  Just.  VI  33.  3.  pr. :  „quia  et  vicesima  hereditatis 
a  nostra  reccssit  republica." 

^'^)  Sohm  „Institutionen  des  römischen  Rechts"  8.  und  9.  Aufl. 
S.  544  f. 

^3)  S.  32. 

Sohm.  S.  430  f. 

2*)  Vom  7.  Grad  erbte  nur  der  sobrino  subrinnve  natus. 
„Sobrini  sind  sich  gegenseitig  die  Kinder  von  consobrini  (von 
Geschwisterkindern)"  (Sohm  S.  507). 
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Kap.  2.  ; 

Bis  Ausgang  des  Mittelalters.^) 

Eine  Erbschaftssteuer  im  heutigen  Sinne  oder  wie  sie 
im  Ahertum  in  Aegypten  und  Rom  bestand,  kennt  die 
ältere  deutsche  Geschichte  nicht,  und  ebensowenig 
findet  sie  sich  in  anderen  Staaten  vor  Ausgang  des 
Mittelalters.  Es  hat  das  seinen  natürlichen  Grund  in 
dem  eigenartigen  Finanzwesen  des  Mittelalters,  das 
namentlich  in  Deutschland  lange  Zeit  überhaupt  keine 
„Steuern"  kannte.  Ganz  allmähiich  entwickelten  sich 
dann  gelegentliche  Steuererhebungen  für  besondere 
Zwecke,  und  erst  den  Städten  gelang  die  Ausbildung  von 
Steuern  als  allgemeinen  öffentlich-rechtlichen  Zwangs-, 
abgaben  an  den  Staat.  Aus  dem  Fehlen  einer 
Erbschaftssteuer  kann  deshalb  nicht  ge- 
schlossen werden,  daß  gerade  eine  Ab- 
gabe an  den  Fiskus  beim  Erb  fall  mit  der 
a  It  e  n  d  e  u  t  s  c  h  e  n  A  u  f  f  a  s  s  u  n  g  von  der  F  a  - 
milie  und  dem  Recht  der  Blutsverwandten 
u n V ereinbar  sei.  Das  altgermanische  Erbrecht 
und  mancherlei  Abgaben  berechtigen  weit  mehr  zur 
Annahme  des  Gegenteils. 

Die  hauptsächlichste,  ja  ursprünglich  einzige 
Grundlage  des  germanischen  Erbrechts  bildet  frei- 
lich die  Familie,  wie  dies  der  hohen  Auffassung  der 


1)  Weitere  hauptsächlich  benutzte  Literatur:  Brunner 
„Deutsche  Rechtsgeschichte"  (in  Dinding  „Syst.  Handbuch  der 
deutschen  Rechtswissenschaft",  II,  1)  I,  2.  Aufl.  1906;  Stobbe 
„Handbuch  des  deutschen  Privatrechts",  2.  Aufl.  1883  —  1885; 
W  a i  t  z  „Deutsche  Verfassungsgeschichte",  insbesondere  die  Artikel 
über  Finanzwesen  :  Bd.  II,  2  (3.  Aufl.  1882)  S.  246  ff.,  Bd.  IV 
(2.  Aufl.  1884)  S.  3  ff.,  Bd.  VIII  (1.  Aufl.  1878)  S.  216  ff. 
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Germanen  von  ihr  entspricht.  Der  letzte  Wille  wird 
ursprünglich  gar  nicht  berücksichtigt  2).  „Gott  und 
nicht  der  Mensch  macht  die  Erben/'  sagt  das  alte 
Rechtssprichwort  3).  Ja,  das  älteste  deutsche  Recht  geht 
noch  weiter.  Alle  vermögensrechtlichen  Verfügungen 
des  Erblassers,  die  erst  nach  seinem  Tode  zur  Aus- 
führung kommen  sollen,  werden  für  unzulässig  und 
nichtig  erklärt,  und  selbst  zu  Lebzeiten  ist  der  Eigen- 
tümer in  seinen  Verfügungen  über  Grundstücke  und 
teilweise  auch  über  Mobilien  durch  seine  Familie 
beschränkt  „Erst  nach  langen  Kämpfen  und 
Schwankungen  wurde  die  Auffassung  von  dem  un- 
eingeschränkten Recht  des  nächsten  Erben  auf- 
gegeben" ^).  So  wird  das  älteste  deutsche  Recht  in 
denkbar  schärfster  Weise  von  der  Familie  und 
von  der  Auffassung  des  Einzeivermögens  als  Familien- 
Vermögen  beherrscht.  Ihm,  als  einem  wirklich  lebenden 
Volksrecht  liegt  hierbei  aber  eine  rein  äußerliche  Auf- 
fassung der  Familie  fern ;  es  fehlt  ihm  nicht  das  Ver- 
ständnis für  deren  inneren  Gehalt,  und  dem  entspricht 
es,  daß  die  Rechte  der  Familie  auf  einen  bestimmten 
Verwandtschaftskreis  beschränkt  sind  ^)  ^).  Nach  der 
vermutlich  bald  nach  450  entstandenen  lex  Salica  erben 
nur  Söhne  die  Grundstücke.  Fehlen  solche,  so  fällt 
der  Grundbesitz  an  die  Gemeinde  ^)  In  der  zweiten 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  wird  das  Erbrecht  der  Söhne 


2^  S-  ^-  Tacitus  „Germania"  c.  20:  „Heredes  tarnen 
successoresque  sui  cuique  liberi  et  nullum  tcstamentum". 

3)  Bluntschli  „Gesammelte  kleinere  Schriften",  Bd.  1  S.  2o8. 

4)  Stobbe  V  S.  2. 

5)  Stobbe  a.  a.  O. 

6)  Tacitus  „Germania"  c.  23 :  „Si  liberi  non  sunt,  proximus 
gradus  in  possessione  fratres,  patrui,  avunculi".  Von  weiteren  Ver- 
wandten als  Erben  spricht  er  dagegen  nicht. 

7)  Hingewiesen  sei  hier  auch  auf  das  sogen.  Hagestolzen- 
recht, „wonach,  wer  im  höheren  Alter  unverheiratet  und  darum 
ohne  rechtmässige  Deszendenten  stirbt,  vom  Fiskus  beerbt  wird". 
Stobbe  V  S.  76. 

«)  Stobbe  V  S.  73,  Brunner  I  S.  106  u.  a. 

9)  Lex  Salica  c.  LIX.  4  (Merkel  „lex  Salica"  1850,  S.  33): 
,,De  terra  vero  mulla  in  muliere  hereditas  est  scd  ad  virilem  sexum 
qui  fratres  fuerint  tota  terra  pertineat".  Der  Sinn  dieser  Stelle 
wird  besonders  klar  durch  das  edict.    Chilper.  c.  3  (s.  folg.  Anin.). 
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durch  ein  Edikt  Chilperichs  auf  die  Töchter  und  Ge- 
schwister ausgedehnt  ^^).  Wie  im  übrigen  das  Erbrecht 
der  lex  Sahca  beschaffen  ist,  erscheint  zweifelhaft^^). 
Für  das  Recht  auf  den  reipus^^)  ist  die  Grenze  hinter 
dem  6.  Grade  gezogen.  Dann  tritt  der  Fiskus  an  die 
Stelle  der  Familie  i^).  Auch  viele  andere  Volksrechte 
begrenzen  die  Sippe  und  beschränken  das  Erbrecht 
auf  bestimmte  Verwandtschaftsgrade  i^^),  so  das  bereits 
im  Anfang  des  6.  Jahrhunderts  aufgezeichnete  Recht 
der  ripuarischen  Franken  ^^),  das  gegen  600  vollendete 
Stammesrecht  der  Westgoten  i^),  der  von  König  Rothari 


10)  „Edictus  domni  Hilperichi  regis  pro  tenore  pacis",  c.  3  Anf. 
(Merkel  S.  37  f.) :  „Simili  modo  placuit  atque  convenit,  ut  si  cumque 
vicinos  Habens  aut  filios  aut  filias  post  obitum  suum  superstitutus 
fuerit,  quamdiu  filii  advixerint  terra  habeant,  sicut  et  lex  Salica  habet. 
Et  si  subito  filios  defuncti  fuerint,  filia  simili  modo  accipiant  terras 
ipsas,  sicut  et  filii  si  vivi  fuissent  aut  habuissent.  Et  si  moritur, 
frater  alter  superstitutus  fuerit,  frater  terras  accipiant  non  vicini.  Et 
subito  frater  moriens,  frater  non  derelinquerit  superstitem,  tunc  soror 
ad  terra  ipsa  accedat  possidenda". 

11)  Lex  Salica  c.  LIX  3  (Merkel  S.  33):  „Si  isii«  (filii,  mater, 
frater,  soror)  „non  fuerint,  tunc  soror  matris  in  hereditatem  succedat. 
et  inde  de  illis  generationibus  quicumque  proximior  fuerit  ille  in 
heriditatem  succedat".   Es  fragt  sich,  was  die  Worte  heissen :  de 

illis   „An  die  vorgenannten  Grade  ist  wohl  nicht  gedacht 

worden."   Siehe  Waitz  „Recht  der  salischen  Franken"  1846,  S.  115. 

12)  Ringgeld  oder  Bandgeld,  das  für  die  Witwe,  die  sich  wieder 
verheil aten  will,  gezahlt  wird.   So  Waitz  a.  a.  O.  S.  292. 

13)  Lex  Sal.  XLIV  Ende  (Merkel  S.  25):  „iam  post  sexto 
genuculo  sin  non  fuerint,  in  fisco  reipus  ipse  vel  causa  quae  inde 
orta  fuerit  collegltur." 

1*)  Die  Unterschiede  in  der  Begrenzung  sind  z.  T.  auf  ver- 
schiedene Arten  der  Gradzählung  zurückzuführen.  Brunner  I  S.  325, 
Stobbe  V.  S.  77  Anm.  zu  Nr.  9. 

15)  Lex  Ribuaiia  58.  3  (Mon.  Germ  hist.  Leges  V  fol 
240.  E.  Codd.  B.):  „Si  autem  nec  eos"  (Kinder  und  Eltern) 
„habuerit,  tunc  soror  matris  patrisque  succedant.  Et  deinceps  usque 
quintum  genuculum,  qui  proximus  fuerit,  in  heriditatem  succedat." 

16)  Lex  Visigothorum  IV.  2.  11.  (Mon.  Germ.  hist.  legum 
Sectio  I  pag.  177;:  „Maritus  et  uxor  tunc  sibi  heriditario  jure 
succedant,  quando  nulla  adfinitas  usque  ad  septimum  gradu  de 
propinquis  eorum  vel  parentibus  inveniri  poterit".  Entsprechend 
bestimmt  1.  Vis.  IV.  2.  12.:  „Clerici  vel  monaci  sive  sanctimoniales, 
qui  usque  ad  septimum  gradum  non  relinquerint  heredes  et  sie 
moriuntur,  ut  nihil  de  suis  facultatibus  ordinent,  ecclesia  sivi,  cui 
servierunt,  eorum  substantiam  vindicabit".  Siehe  auch  IV.  1.  7. 
(a.  a.  O.  S.  172  f.). 
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643  erlassene  edictus  Longobardorum  ^7),  die  vermut- 
lich gegen  750  entstandene  lex  Baiuvariorum  i^)^  das 
gegen  800  niedergeschriebene  Volksrecht  der  Angeln 
und  Weriner^^)  und  andere  ^o).  Die  mittelalterliche 
Weiterentwickelung  des  Rechts,  die  im  wesentlichen 
eine  gewohnheitsmäßige  war,  hat  diese  Beschränkungen 
nicht  beseitigt.  Es  beweisen  das  vor  allem  die  beiden 
vornehmsten  Rechtsauf  Zeichnungen  der  späteren 
Zeit:  der  Sachsenspiegel ^i),  der  gegen  1230  nieder- 
geschrieben wurde,  und  der  vermutlich  etwa  50  Jahre 


1')  Edictus  Rotari  (Langobardorum)  153  (Mon.  Germ.  bist. 
Leges  IV  fol.  35) :  „De  gradibus  cugnationum.  Omnis  parentilla 
usque  in  septimum  geniculum  nomeretur,  ut  parens  parenti  per 
gradum  et  parcntillam  heres  succedat". 

18)  Lex  Baiuwariorum  XV.  10.  Abs.  4  (Mon.  Germ.  bist. 
Leges  III  fol.  321):  „Quodsi  maritus  et  mulier  sine  berede  mortui 
fuerint,  et  nullus  usque  ad  septimum  gradum  de  propinquis  et 
quibuscumque  parentibus  invenitur :  tunc  illas  res  fiskus  adquirat". 

19)  Lex  Angliorum  et  Werinorum  boc  est  Tburingorum  34 
(Mon  Germ.  bist.  Leges  V  fol.  128) :  „Usque  ad  quintam  generationem 
paterna  generatio  succedat.  Post  quintam  autem  filia  ex  toto,  sive 
de  patris  sive  de  matris  parte  in  bereditatem  succedat ;  et  tunc 
demum  bereditas  ad  fusum  a  lancea  transeat".  (Lancea  und  f usus 
sind  symbolische  Bezeichnungen  für  männliche  und  weibliche  Seiten- 
verwandtschaft. So  Grimm  „Deutsche  Recbtsaltertümer",  4.  Ausg.  I 

5.  648.) 

20)  Die  lex  Frisionen  gibt  nur  den  Kindern,  Eltern  und 
Geschwistern  einen  Anspruch  auf  das  Wergeid.  XIX.  1  (Mon.  Germ, 
bist.  Leges  III  S.  671) :  „Si  quis  fratrem  suum  occiderit,  solvat  eum 
proximo  beredi,  sive  filium  aut  filiam  habuert,  aut  si  neuter  borum 
fuerit,  solvat  patrl  suo  vel  matri  suae  vel  fratri  vel  etiam  sorori 
suae ;  quod  si  nec  una  de  bis  personis  fuerit,  solvat  eum  ad  partem 
regis".  Ob  hieraus  auf  eine  Beschränkung  des  Erbrechts  geschlossen 
werden  kann,  ist  streitig.  S.  Stobbe  V  S.  73,  insbesondere  Anm.  3. 
Dafür,  daß  auch  hier  eine  weitgebende  Beschränkung  bestand, 
s.  Schanz  S.  34,  Stobbe  V  S.  77,  Anm.  zu  Nr.  9  und  die  dort 
zitierte  Literatur. 

21)  Sachsenspiegel  I,  Art.  3,  §  3.  (Weiske  „Der  Sachsen- 
spiegel   [Landrecht]    nach    der   ältesten    Leipziger  Handschrift" 

6.  Aufl.  1882,  S.  16) :  „Nu  merke  wir  ouch,  wo  die  sibbe  beginne, 
und  wo  sie  ende.  In  deme  houbete  ist  bescheiden  man  und  wib 
zu  stende,  ....  In  des  balses  lide  die  kindere  ....  Unge- 
zweiter  brüder  kindere  die  sten  an  deme  gelide,  dar  schuldere  und 
arme  zusamene  komen  :  also  tun  die  swester  kindere.  Diz  ist  die 
erste  sibbezcale  .  ...  In  deme  elnebogen  stet  die  andere;  in  deme 
lide  der  hant  die  dirte :  in  deme  ersten  gelede  des  mittelsten 
vingers  die  virdc;  in  deme  andern  lide  die  vünfte;  in  deme  dirten 
die  sechste.  In  deme  sibenden  stet  ein  nagcl,  und  nicht  ein  gelid; 
dar  umme  endet  da  sibbe,  und  beizen  nagelmagc.  Die  zwischen 
dem  nagele  und  dem  houbete  sich  zü  der  sibbe  gestozen  niügen 
an  gbcber  stat,  die  nemcn  daz  erbe  gliche;  der  sich  naher  zü  der 
sibbe  gestöze  mag,  der  nimt  daz  erbe  zu  voren". 
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(1275)  jüngere  Schwabenspiegel  22).  Ähnliches  be- 
kunden manche  Weisthümer  ^s).  Soweit  die  Ver- 
wandten vom  Erbrecht  ausgeschlossen  sind,  tritt  an 
ihre  Stelle  als  Erbe  der  Staat,  die  Gemeinde,  der 
Richter  usw.  2^).  Das  ältere  kanonische  Recht  enthält 
eine  Begrenzung  der  Familie  auf  sieben  Genera- 
tionen 2^).  Anderseits  finden  sich  im  Mittelalter  aber 


22j  Schwabenspiegel  cap.  3.  (Lassberg  „Der  Schwabenspiegel 
oder  schwäbisches  Land-  und  Lehen-Rechtbuch S.  7  f.)  enthält 
fast  wörtlich  dieselbe  Familien-Gliederung  und  Begrenzung  wie  der 
Sachsenspiegel  (siehe  vorst.  Anm.).  Zum  Schluß  sagt  der  .Schwsp.: 
„alle  die  zwischen  dem  houpte  und  dez  nagel  sich  nahen  zu  der 
Sippe  gestozen  mugen  angeUcher  stat  der  lide  von  dem  houpte  an 
ietwederz  arme  zein  unz  uf  den  nagel  die  nement  och  daz  erbe 
geliche  und  so  der  man  je  naher  sippe  ist  so  er  je  baz  erbet. 
Ez  erbet  ein  jeglich  man  sinen  mag  unz  an  die  sibenden  sippe  zal". 
Entsprechend  heißt  es  im  cap.  14  a.  Ende  (Lassberg  S.  U  Anm.  14. 
Die  Stelle  findet  sich  nicht  in  allen  Handschriften):  „Ist  weder 
vater  noh  muter  noh  swester  noh  bruder  da,  so  nemen  ez  ie  die 
nähsten  erben  ein  jeglich  mensch  erbe  unz  er  gerelten  mag  an  die 
sibenden  sippe".  Die  Fortbildung,  die  der  Schwsp.  in  Hessen  im 
„kleinen  Kaiserrecht"  um  1320  fand,  ging  weiter.  II  c.  14  a.  Ende 
(Endemann  „Das  Kaiserrecht"  nach  der  Handschrift  von  1372,  S.  49): 
„waz  von  dem  vater  und  von  der  muter  frucht  kumt,  daz  sal 
geerbet  sin  an  daz  nunde  geht*'. 

23)  So  z.  B. :  Pfeffingen,  Oberelsaß  (1344)  §  21  (Grimm 
„Weisthümer"  V  S.  375):  „So  enist  ouch  im  ganzen  kilksperg 
einkein  tote  band  oder  eigenschaft,  sunder  erbet  einer  den  anderen, 
bisz  an  den  nünden  die  nesten";  Weisthum  des  Hochgedings  in 
der  Pellenz,  Eifel  (14.  Jahrhundert)  §  3  (Grimm  W.  VI  S.  631): 

 „so  der  bruder  oder  Schwestern  eine  oder  mehr  ohne  leibs- 

erben  mit  tod  abgingen,  sollen  alsdann  die  übrige  lebendige  brüder, 
ihres  verstorbenen  bruders  oder  Schwester  kinder  oder  enkeln  mit 

der  band  nehmen  und  denselbigen  kindern,  enkeln  oder 

Urenkeln  bis  ins  neunte  glied  ein  theil,  wie  einem  noch  lebenden 
bruder  oder  stamme."  Aehnhch  viele  andere  Rechtsquellen. 
S.  Stobbe  V  S.  77  Anmerkung  zu  Nr.  9. 

24)  stobbe  V  S.  76. 

25)  Corp.  iur.  can.  c.  2  §  2  Causa  XXXV  quaest.  V:  „Justi- 
nianus  namque  usque  ad  quem  gradum  consanguinitas  ipsa  perduret, 
in  suis  legibus  non  delinivit  Canones  vero  ultra  septimam  nuUam 
numeravere  generationem".  Gregor  III.  bezeichnete  731  die  7.  Gene- 
ration als  die  Grenze  der  Verwandtschaft  und  beschränkte  so  das 
unter  Greogor  II.  für  alle  Verwandten  ausgesprochene  Eheverbot. 
Die  Bestimmung  wird  auf  die  7  Schöpfungstage  gestützt.  (Richter 
„Lehrbuch  des  kath.  und  evang.  Kirchenrechts",  8.  Aufl.  1886, 
S.  1086  mit  Anm.  13).  Das  4.  Laterankonzil  (1215)  beschränkte 
das  Eheverbot  weiter  auf  den  4.  Grad  kanonischer  Komputation. 
Inwieweit  diese  Aenderung  für  das  deutsche  Recht  von  Bedeutung 
war,  ist  zweifelhaft.  Einige  Rechtsquellen  erkennen  ihren  Einfluss 
ausdrücklich  an  (s.  Stobbe  V  S.  77  Anm.  zu  Nr.  9  und  die  dort 
zitierte  Literatur.)    Der  Ssp.  lehnt  ihn  direkt  ab.  Ssp.  I  Art.  3  §  3 
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auch  schon  Rechte,  denen  eine  solche  Begrenzung 
fremd  ist.  So  verzeichnet  der  Sachsenspiegl  selbst  ein 
unbegrenztes  Erbrecht  der  in  seinem  Gebiet  lebenden 
Schwaben  26)  27),  Ebenso  zeugen  andere  Rechtsquellen 
von  einem  unbegrenzten  Erbrecht  der  Verwandt- 
schaft ^s).  Aus  der  Erbordnung  des  Lehnsrechtes  und 
der  Hofrechte  lassen  sich  für  die  Auffassung  der  Ger- 
manen vom  Familienerbrecht  keine  wesentlichen  Ge- 
sichtspunkte gewinnen,  da  sie  auf  anderen  Grund- 
lagen beruhtes).  Es  ist  deshalb  unnötig,  auf  sie  ein- 
zugehen. Nur  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Herr- 
schaft beim  Fehlen  naher  Verwandter  häufig  sogar 
berechtigt  war,  die  Fahrnis  einzuziehen  ^^). 

Die  Abgaben,  die  beim  ErbfaH  im  Mittelalter 
erhoben  wurden,  sind  verschiedener  Art.  Eine  Erb- 
schaftssteuer im  heutigen  Sinne  findet  sich  darunter, 
wie  erwähnt,  nicht,  teilweise  haben  'sie  sogar  mehr 
privatrechtlichen  Charakter. 


Ende :  „In  septimo  gradu  terminatur  cognatio  in  percipiendis 
haereditatibus,  licet  in  quinto  gradu  Papa  matrimonia  contraliere 
concessit,  qui  tarnen  nullam  decretalem  in  nostrarum  feudalium 
et  civilium  constitutionum  potest  condere  praeiudicium."  (Text  ist 
entnommen  Christoff  Zobel  „Der  Sachsenspiegel"  1559.  Der  deutsche 
Text  bei  Weiske  scheint  mir  weniger  klar  zu  sein.)  Hiermit  stimmt 
inhaltlich  genau  überein  Schwsp.  c.  3  Ende  (Lassberg  S.  8) :  „so 
mac  der  pabest  doch  kein  recht  gesetzen,  damit  er  unser  lantrecht 
und  unser  lehenrecht  bekrenchen  muge." 

26)  Ssp.  I  Art.  19  §  1.  (Weiske  S.  24) :  Der  Swäbe  nimt 
wol  herwete  und  erbe  über  der  sibenden  sibbe  also  verne,  so  her 
Ummer  gereden  kan  daz  ime  der  man  von  swerthalben  zügeboren  si, 
oder  also  verne,  so  her  gezügen  mac  daz  ein  sin  vorvare  jenes 
vorvaren  oder  jenes  vorvare  sines  vorvaren  herwete  gevordert  habe 
vor  gerichte  oder  genomen  habe." 

27)  Nordschwaben  (Stobbe  V  S.  76). 

28)  So  z.  B. :  Oefnung  von  Kilchberg  in  St.  Gallen  (1515) 

(Grimm  W.  I  S.  204):  „sol  ye  der  nechst  erb  den  andern 

erben,  sover  man  die  fründschafft  rechnen  kan,"  ;  Sulgen, 

Rütli  und  Mühlibach  im  Thurgau  (1472)  (Grimm  W.  IV  S.  408): 
..Ittem  es  ist  auch  von  alter  recht  und  gewonlicli,  das  ain 
ieckhlicher  ....  ainen  jeckhlichen  sinen  frundt  den  andern  erben 
sol  bisz  an  das  neündte  geschlecht  und  dan  danenthin  iemer  mehr 
ewigclich,  als  ver  das  von  geburt  und  gesciilecht  ist.*' 

S.  die  Rechtsquellen  bei  Stobbe  V  S.  76  Anm.  8. 

2'-^)  Auch  hier  wurde  in  immer  grösserem  Umfange  ein 
Familienerbrecht  anerkannt. 

^0)  Stobbe  V  S.  75. 
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Einer  Erbschaftssteuer  am  nächsten  kommt  wohl 
die  Abgabe,  welche  das  friesische  Recht  „ziemlich 
sicher"  den  entfernteren  Verwandten  auferlegt  hat,  als 
das  ursprünglich  sehr  eng  begrenzte  Familienerbrecht 
auf  weitere  Grade  ausgedehnt  wurde  ^i).  über  ähnliche 
Einrichtungen  in  anderen  Rechten  berichten  die  bisher 
gefundenen  Quellen  nichts. 

Einen  steuerartig^n  Charakter  hat  weiter  der  Erb- 
kauf, eine  häufig  erhobene  Abgabe,  die  der  Erblasser 
vor  seinem  Tode  an  die  Gemeinde  zahlen  mußte, 
damit  diese  die  Erbschaft,  welche  mangels  direkter 
Nachkommen  und  anderer  einheimischer  Erben  zu- 
nächst an  sie  fiel,  den  etwa  berufenen  auswärtigen 
Erben  aushändigte  ^2). 

Bei  Erbteilungen,  die  durch  Abgesandte  des 
Königs  vorgenommen  wurden,  kannte  das  fränkische 
Reich  schon  unfer  den  Merowingern  einen  Zehnten 
als  Erbschaftsabgabe  ^^).  Diese  Gebühr,  die  der  König 
erhielt,  „kann  nur  als  eine  fiskalische  Maßregel  späterer 
Zeit  angesehen  werden,  und  scheint  weder  mit  älteren 
Einrichtungen  noch  mit  aligemeinen  Grundsätzen  im 
Zusammenhang  zu  stehen"  ^4)^  Zur  Karolingerzeit 
findet  sich  dieses  Recht  auf  einen  Zehnten  auch  im 
Besitz  eines  Klosters,  wofür  der  Grund  nicht  be- 
kannt ist^^). 

Einer  Erbschaftssteuer  scheint  mir  ferner  das  „Seel- 
teil" nahezustehen,  eine  Abgabe  an  die  Kirche,  die 
sich  vielfach  im  Anschluß  an  den  altgermanischen 
Totenteil  entwickelte  ^ß),  jjer  naiven  Auffassung  der 
alten  Germanen  entspricht  ihr  Glaube,  auch  für  das 
Leben  der  Toten  im  Jenseits  sorgen  zu  müssen.  Man 
gab  ihnen  deshalb  Gegenstände  aller  Art,  auch  Geld 


31)  So  Schanz  S.  34  (s.  auch  dort  Anm.  3). 

32)  Siehe  Schanz  S.  35  f.  ; 

33)  Waitz  Verf.  Gesch.  II  2.  S.  284. 

34)  Waitz  a.  a.  O. 

35)  Siehe  Waitz  Verf.  Gesch.  IV  1  S.  124  mit  Anm.  4  und 
VIII  S.  367. 

36)  Die  Ausführungen  hierüber  sind  entnommen  Brunner 
„De  Todtentheil  in  germanischen  Rechten"  in  der  Ztschr.  f.  Rechts- 
gesch.  Bd.  XXXII  (Germ.  Abteil.  Bd.  19)  S.  107  ff. 
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und  dergl.  mit  die  ihnen  dort  dienen  sollten  ^v).  Der 
Mensch  hatte  einen  Anspruch  auf  einen  Teil  seines 
mobilen  Nachlasses  für  sein  Leben  nach  dem  Tode. 
Mit  dem  Übergang  zum  Christentum  nahm  diese  Sitte 
eine  andere  Form  an.  jetzt  übernahm  die  Kirche  die 
Sorge  für  die  Verstorbenen  im  Jenseits,  und  der  Toten- 
teil wurde  zu  kirchlichen  und  ähnlichen  Zwecken  ver- 
wendet. Er  „wird,  pro  salute  animae  der  Kirche  oder 
den  Armen  gewidmet.  Der  Totenteil  wurde  so  in 
christlicher  Zeit  zum  Seelengerät,  Seelschatz,  Seelteil, 
Seelding"  ^^).  In  England  war  ein  Drittel  der  Fahrnis 
der  dead's  partes)  ursprünglich  bestimmt  für  das 
Seelenheil  des  Verstorbenen  verwendet  zu  werden  ^^). 
Er  findet  sich  auch  im  testamentarischen  Erbrecht 
Englands  und  Schottlands  Nur  über  ihn  kann 
der  Erblasser  frei  verfügen,  er  fiel  aber  in  der 
Regel  wenigstens  zum  Teil  an  die  Kirche.  „Denn 
irgend  eine  Zuwendung  an  die  Kirche  war  nicht  nur 
herrschende  Sitte,  sondern  galt  als  kirchliche  Pflicht. 
Das  ging  so  weit,  daß,  wenn  die  Kirche  nicht  be- 
dacht war,  Absolution  und  letzte  Ölung  verweigert 
wurden"  liegt  hier  also  eine  durch  die  Macht- 

mittel der  Kirche  unterstützte  Zwangsabgabe  von  Erb- 


Brunner  a.  a.  O.  S.  118  f.:  „Gräberfunde,  historische 
Quellen  und  Literaturdenkmäler  bekunden  die  germanische  Sitte, 
dem  Toten  nicht  nur  einzelne  bestimmte  Gegenstände  sondern 
auch  Geld  und  Gut  in  das  Jenseits  mitzugeben.  Man  denke  an 
die  Münzfunde  im  Grabe  des  Frankenkönigs  Childerich".  Weitere 
Beispiele  s.  a.  a.  O.  bei  Brunner. 

38)  Brunner  S.  120. 

39)  Hier  gab  es  bis  zu  einem  Statut  von  1857  kein  eigent- 
liches Intestaterbrecht  an  der  Fahrnis.  Die  Verfügung  darüber  fiel 
grundsätzlich  der  Kirche  zu,  und  der  Bischof  hatte  als  Repräsentant 
des  Erblassers  ursprünglich  einer  beliebigen  Person,  seit  dem 
14.  Jahrh.  (Eduard  III.)  den  nächsten  Verwandten  die  Administration 
zu  übertragen.  Diese  hatten  die  Verteilung  nach  „bestimmten, 
festen,  gewohnheitsrechtlichen  oder  statutarischen  Grundsätzen  vor- 
zunehmen. Vielfach  findet  sich  hierbei  eine  Dreiteilung.  Ein  Drittel 
erhielt  die  Witwe,  ein  zweites  bekamen  die  Kinder,  das  dritte  war 
der  dead's  part".  (So  Brunner  S.  107  f.,  der  glaubt,  daß  diese 
Dreiteilung  normannischen  Ursprunges  ist.) 

40)  Brunner  S.  108. 

41)  Er  betrug,  wenn  Kinder  und  Witwe  vorhanden  waren, 
Vs,  wenn  nur  eins  von  beiden,  ^/o.    (So  Brunner  S.  108.) 

42)  Brunner  S.  109. 
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Schäften  vor  ^s).  Nach  dem  Rechte  der  Bretagne  gah 
ein  Drittel  der  Fahrnis  als  Totenteil,  der  an  die  Kirche 
gelangte.  Der  Herzog  der  Bretagne  versprach  1256, 
daß  dieser  Teil  secundum  terrae  consuetudinem  appro- 
batam  libere  et  integre  persolvatur  ecclesiis,  und  der 
Pfarrklerus  bezog  bis  1308  „ein  Drittel  der  Fahrnis 
unter  dem  Namen  mortuagium  oder  tertiagium"'  als 
eine  ihr  gewohnheitsrechtlich  zukommende  Abgabe  ^*). 
Auch  der  Spiegel  der  deutschen  Leute,  der  Schwaben- 
spiegel und  ihnen  verwandte  Rechtsquellen  kennen 
ein  Seelteil  ^^).  „Die  Erben  sind  verpflichtet  ihn  aus- 
zukehren, auch  wenn  eine  ausdrückliche  Verfügung 
des  Erblassers  fehlt"  ^^).  Für  den  Fall,  daß  ein  Un- 
freier ohne  Testament  stirbt,  schreibt  der  Schwaben- 
spiegel ein  Viertel  der  Fahrnis  als  Seelteil  vor'^'). 


^)  Die  irische  Kirche  nahm  bei  letztwilligen  Verfügungen 
ein  Drittel  des  Nachlasses  und  bei  allen  Erbfällen  ein  Drittel  der 
vorhandenen  Immobilien  in  Anspruch.    (So  Brunner  S.  125.) 

44)  Brunner  S.  122. 

45)  Deutscher  Spiegel  c.  8 :  „Ist  der  vater  an  geschäfte  ver- 
varn,  daz  er  niht  geschaffet  hat,  von  dem  vaernden  guote  man  sol 
der  sele  ein  tail  geben  und  dar  nach  gelaichen  tail  under  weib 
und  under  chind  dev  niht  ausgeben  sint"  (Brunner  S.  121).  Ent- 
sprechend Schwsp.  c.  5  (Lassberg  S.  8,  Brunner  S.  121,  Anm.  4) : 
„Ist  der  vater  ane  geschafede  vervarn  daz  er  niht  geschaffet  hat 
von  dem  varnden  gute  man  sol  der  sele  ir  teil  geben  und  darnach 
gehche  teilen  under  wip  und  under  kint  die  unuzgestiuret  sint". 

Ferner  Schwsp.  c.  14  (Lassberg  S.  10  f.) ;  „  die  nehsten 

erben  suln  daz  gut  nemen  und  suln  der  sele  ir  teil  geben",  c,  147 
(Lassberg  S.  70):  ,,und  hat  si  vaernde  gut  daz  ir  man  an  sinem 
tode  niht  geschaffet  hat  man  soll  ez  teilen  gelich  under  wip  und 
under  kint  und  der  sele  ir  teil",  c.  161  (Lassberg  S.  77  f.) :  „Unde 

ist  daz  ein  man  wip  unde  kint  hat  sin  wip  stirbet.  er 

nimet  ein  andrun.  div  gewinnet  ein  kint  oder  me.  der  man  gellt 
an  dem  tode.  und  schaffet  seiner  kinde  ding  und  sines  wibes  und 
siner  sele  und  git  sin  erbe  daz  er  bi  der  erren  frouwen  hatte  sinen 
erren  kindern  und  git  siner  wirtin  ir  gut  wider  unde  sins  gutes 
alse  vil  als  si  zesamene  kamen  ane  gedinge.  So  teilt  er  gelich 
under  wip  und  under  kint  und  ie  der  sele  ir  teil,  also  sol  er  teilen 
sin  varende  gut",  c,  166  (Lassberg  S.  80) :  „Und  lit  ein  man  an 
sinem  totbette  und  hat  weder  kint  noch  wip  unde  hat  varende  gut 
daz  git  er  swem  er  wil  und  der  sele  ir  teil,  hat  er  einen  herren 
dez  eigen  er  ist  und  ververt  er  ane  gescheffede  sin  varende  gut  ist 
dez  herren  und  sol  der  sele  daz  Vierde  teil  geben". 

46)  Brunner  S.  121.  Als  Seelenteil  des  Mannes  scheinen  bei 
der  Fahrnisteilung  zwischen  Seele,  Weib  und  Kind  beide  süd- 
deutschen Spiegel  einen  Kopfteil  vorauszusetzen.  So  Brunner  a.  a.  O. 

47)  Schwsp.  c.  166.  s.  oben  (vorletzte  Anm,  am  Schluß). 
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Einen  mehr  privatrechtlichen  Charakter  haben  die 
Abgaben,  die  sich  im  Anschluß  an  das  Lehenwesen 
entwickehen.  Sie  sind  Gegenleistungen  für  die  Über- 
lassung von  Grundbesitz.  Die  Lehen,  die  anfangs 
jederzeit  frei  widerruflich  waren,  wurden  später  auf 
Lebenszeit  gegeben,  und  allmählich  entwickelte  sich 
sogar  ein  Erbrecht  an  dem  Lehengute  ^^).  Trotzdem 
wurde  das  Recht  des  Herren  „auf  Lehnserneuerung" 
beim  Wechsel  durch  Erbfall  beibehalten  '^^).  Mit  dieser 
Lehnserneuerung  war  nach  Partikularrechten  eine  an 
den  Herrn  zu  zahlende  Abgabe  (laudemium,  Lelm- 
ware, herwede)  verbunden  ^^),  die  aber  in  der  Regel 
nur  erhoben  wurde,  wenn  das  Lehen  an  Seitenver- 
wandte des  letzten  Besitzers  fiel  ^^).  Im  übrigen  scheint 
ein  Unterschied  nach  Verwandtschaftsgraden  nicht  ge- 
macht worden  zu  sein  52). 

Eine  analoge  Abgabe,  auch  hier  laudemium  ge- 
nannt, findet  sich  häufig  bei  Bauerngütern,  an  denen 
in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Lehensgütern  vom 
Eigentümer  anderen  Personen  allmählich  erblich 
werdende  Rechte  verliehen  wurden  ^3).  Die  Verpflich- 
tung „kann  auf  dem  Vertrage  des  Pflichtigen  oder 
seines  Erblassers  mit  dem  Gutsherrn  beruhen,  ist  aber 
regelmäßig  eine  Reallast,  zu  welcher  der  künftige  Er- 
werber des  Gutes,  der  Erbe,  Käufer  usw.,  ohne 
weiteres  infolge  von  Gesetz,  Herkommen,  Hofrecht 


Für  Italien  erkennt  es  eine  Konstitutio  Conrads  II  1037  an. 
In  Deutschland  beruht  es  auf  Gewohnheitsrecht. 

49)  Ebenso  wie  bei  Mannfall  auch  beim  Herrenfall. 

50)  S.  Schanz  S.  34,  Stobbe  II  S.  453  ff.,  Heilfron  .Deutsche 
Rechtsgeschichte"  5.  Aufl.  1900  S.  607  und  610.  für  Frankreich 
Wagner  F.  W.  III  S.  128,  für  England  derselbe  S.  166  Adam  Smith 
, .Untersuchung  der  Natur  und  Ursachen  der  Nationalreichtumer" 
V2.  2.  Anhang  zum  1.  und  2  Art.:  Der  Erbe  eines  jeden  unmittel- 
baren Vasallen  der  Krone  bezahlte  eine  gewisse  Abgabe,  gemeinig- 
lich die  Rente  eines  Jahres,  wenn  er  die  Belehnung  mit  dem  Gute 
empfing." 

51)  Stobbe  II.  S.  455. 

•"'2)  Scheel  S.  11,  der  darauf  hinweist,  dass  kein  Zusammen- 
hang zwischen  dieser  privatrechtlichen  Abgabe  und  der  E.  nach- 
we  sbar  ist. 

'^^)  S.  Schanz  S.  34,  Stobbe  II  S.  512  und  539  (f..  Heil- 
fron S.  624. 
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verpflichtet  ist"  ^^).  Bei  Vererbung  haben  nach 
manchen  Rechten  nur  die  Kollateralen  das  laudemium 
zu  zahlen 

Schließlich  sind  hier  noch  die  Mortuarien  zu  er- 
wähnen, die  dem  Herrn  von  den  Grund  hörigen  als 
Entgelt  für  die  Überlassung  des  Grundstücks  an  die 
Erben  zu  leisten  waren,  und  in  einem  Teile  der  Erb- 
schaft (Buteil)  oder  in  dem  besten  Stück  Vieh  (Best- 
haupt) bestanden  56). 


54)  Stobbe  II  S.  541 

55)  stobbe  a.  a.  O. 
5ö)  S.  Heilfron  S.  82. 
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Kap.  3. 

Seit  Ausgang  des  Mittelalters. 

Wenn  sich  auch  im  Mittelalter,  wie  gezeigt  manche 
Abgaben  nachweisen  lassen,  die  einer  Erbschaftssteuer 
nahe  verwandt  erscheinen,  so  kann  man  doch  nicht 
annehmen,  daß  sie  die  Grundlage  unserer  heutigen 
Erbschaftssteuer  bilden.  Diese  ist  jüngeren  Ursprungs. 
Ihr  Aufkommen  hängt  ebenso  wie  die  spätere  Ent- 
wicklung des  Erbrechts  eng  zusammen  mit  der  Re- 
ception  des  römischen  Rechts. 

Auf  erbrechtlichem  Gebiet  kam  durch  sie 
die  rein  juristische  Auffassung  des  justinianischen 
Rechtes  zur  Geltung.  Wie  weit  dieses  schon  auf  die 
Ausgestaltung  mancher  älteren  Rechtsquellen  des  13. 
bis  15.  Jahrhunderts,  wo  die  theoretische  Reception 
bereits  erfolgte,  eingewirkt  hat,  mag  dahingestellt 
bleiben.  Die  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  durch- 
dringende unbegrenzte  Verwandtenerbfolge  ist  jeden- 
falls auf  den  Einfluß  des  römischen  Rechtes  zurück- 
zufiihren.  Die  Beschränkung  des  Erbrechts  auf  die 
zehn  ersten  Grade  römischer  Zählung,  die  sich  in 
einigen  Rechtsquellen  der  nächsten  Zeit  findet,  hat 
ihren  Grund  in  einer  irrtümlichen  Erklärung  einer  Stelle 
der  Institutionen   Justinians    2).    liierhin  gehören 

1)  §  5  Inst.  III.  5.:  „Hocloco  et  illud  neccssario  admoncndi 
sumus  adgnationis  quidem  iure  admitti  aliqiiein  ad  hcrcditatcm 
et  si  decimo  ^radu  sit^',  .  .  . 

2)  So  Stoibbe  a.  a.  O.  V  S.  77. 

3)  Angeführt  bei  Schanz  F.  A.  XVII  S.  51  und  bei  Stobl)c 
V  S,  77  Anm.  12. 
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die  churkölnische  Rechtsordnung^),  das  württem- 
bergische Landrecht  von  1610-^),  das  Landrecht  der 
Markgrafschaft  Baden-Durlach  ^)  und  das  Mainzer 
Landrecht  Soweit  die  Verwandten  ausgeschlossen, 
erbt  die  Obrigkeit  bezw.  der  Fiskus.  Das  baden-dur- 
lachische  Recht  von  1622  führte  außerdem  ein  teil- 
weises Erbrecht  der  Obrigkeit  neben  Ver- 
wandten des  8. — 10.  Grades  ein,  indem  es  be- 
stimmt, „daß  alßdann  von  solcher  unvertestierten  Erb- 
schaft der  zehende  Theil  uns"  (d.  i.  der  Obrigkeit) 
„heimfallen  solle".  Die  übrigen  Rechtsquellen  dieser 
Zeit  haben  wie  das  gemeine  Recht  die  unbegrenzte 


^)  „Des  Erzstiftes  Cöln  Reformation  dere  weltlicher  Ge- 
richt —  Rechts  und  Pollicey"  von  1538  fol.  66:  „Aber  wo  der 
verstorben  audh  keine  bruder  oder  'swester  oder  brud'  odei 
swester  kinder  von  einer  seitten  iisonder  weither  gesipten  in 
der  seidt  linien  nachlassen  würde  ...  die  nehsten  oder  die 
jhenige  dem  verstorben  in  gleichem  grad  verwant  sollen  erben 
un  das  biß  in  den  zehenden  grad  on  und'scheid  menlichs  oder 
fräuwlidhs  geschlechts.^'  Ebendort  fol.  67:  „Zum  letzten  wo 
der  verstorbe  man  oder  frauwe  keine  blutßverwanten  weder 
m  der  abstigender  noch  in  der  uffstigenden  oder  seidthnien  biß 
m  den  zehenden  grad  oder  auch  keinen  eheman  oder  ehefrauwen 
nach  sich  ließe  und  also  on  alle  erben  abstürbe  denselbig'en 
verstorben  man  oder  frauwen,  so  ferr  sie  (wie  obgemelt)  on 
testament  tödlich  abgangen  weren  soll  'die  oberkeit  des  orts 
da  die  gütter  gelegen  seind  erben."  In  gleicher  Weise  bestimmt 
„Churkölnisches  Landrecht  Rechtsordnung"  von  1663  tit.  V  §  6: 
„Wann  keine  voll-  oder  halbbürtige  Brüder  oder  Schwestern, 
nodh  von  denselbigen  Kindern  im  ersten  Glied  im  Leben,  so 
erbt  jeder  nächster  Blutsverwandter  .  .  .,  und  solches  in  das 
Zehend-Glied  der  Verwandtschaft"  ' 

5)  IV  tit.  23.  Seine  beiden  Vorgänger  von  1554  und  1585 
haben  keine  Begrenzung  des  Erbrechts,  sondern  berufen  still- 
sdhweigend  alle  Verwandten.  S.  Teil  IV  (fol.  312  bezw.  380). 

6)  Gedruckt  1622,  eingeführt  1654,  Fo.  146  (abgedruckt  bei 
Schanz  F.  A.  XVII,  S.  54  f.).  Diese  Bestimmung  ist  wörtlich 
übernommen  in  das  Landrecht  der  iJVlarkgrafschaft  Baden-Durlach 
von  1710:  VI  tit.  4  §  11.  < 

7)  Von  1755  (in  Kraft  seit  1.  Januar  1756)  tit.  14  §  10: 
„Verlasset  aber  der  Verstorbene  keine  Erben  aus  ab-  oder 
aufsteigender,  noch  aus  der  Zwerg-Linie  %iß  zu  dem  zehenden 
Grad,  iuxta  oomputationem  civilem,  ...  so  succediret  ihme  der 
letztübe rbliebene  Ehegatt,  v/elches  aber  nicbt  auf  die  würklich 
verlobte  Braut  oder  Bräutigam,  sondern  nur  auf  die  würklich 
verheurathete  zu  verstehen  ist,  In  dem  Fall  aber  in  obgemelten 
zehenden  Grad  kein  Anverwandter  noch  'Ehegatt  vorhanden, 
alsdann  solle  das  sidh  vorfindende  Vermögen  auf  unseren  Fiskum 
vererbfäliet  seyn."  i 


—  59  — 


Verwandtenerbfolge  8).  Gegen  diesen  Grundsatz,  der 
so  im  18.  Jahrhundert  allgemeine  Geltung  erlangt 
hatte,  wandte  sich  die  Theorie.  Am  entschiedensten 
bekämpften  ihn  Saint  Simon  und  ihm  folgend  die 
Sozialisten,  indem  sie  Abschaffung  des  ganzen  Erb- 
rechts verlangten  Bald  fanden  sich  aber  auch  Schrift- 
steller, unter  ihnen  namentlich  Bluntschli,  die  diese 
utopistischen  Ideen  verwarfen,  und  nur  eine  sinn- 
gemäße Begrenzung  des  Intestaterbrechts  befür- 
worteten 10).  Die  Praxis  des  19.  Jahrhunderts  hielt 
trotzdem  in  großem  Umfange  an  einem  unbegrenzten 
Familienerbrecht  fest.  Wenn  das  österreichische  all- 
gemeine bürgerliche  Gesetzbuch  von  1811  mit  den 
Nachkommen  der  „dritten  Urgroßeltern"  die  Erbfolge 
schließt  11),  so  kann  hierin  kaum  eine  Begrenzung  ge- 
sehen werden.  Der  code  civil  läßt  die  Verwandten 
bis  zum  12.  Grade  erben  ^^),  und  ihm  schloß  sich  das 
Landrecht  für  das  Großherzogtum  Baden  i^)  an.  Ein 
1888  in  Frankreich  unternommener  Versuch,  an  Stelle 
des  12.  den  6.  Grad  zu  setzen,  scheiterte  i^).  Weiter 
ging  die  Schweiz.  Nachdem  bereits  das  neue  Gesetz- 
buch für  Zürich  von  1887  die  Grenze  hinter  den 


^)  So  die  Nürnberger  Reformation,  das  Landrecht  für  Baden- 
Baden  von  1588,  das  „Landrecht  'der  Fürstenthumben  Obem- 
und  Niedern-Bayrn'^  von  1616  (S.  ^tit.  41,  art.  3),  der  Codex 
Maximilianeus  Bavaricus  civilis  von  1756/der  sogar  ausdrücklich 
eine  Begrenzung  ausschließt  (Stobbe  V.  'S.  77,  Anm.  10),  das 
Allgem.  Landrecht  für  die  preuß.  Staaten. 

9)  Eine  eingehende  Widerlegung  dieser  m.  E.  volkswirt- 
sdhaftlich  unhaltbaren  und  schädlichen  Forderung  ist  hier  nicht 
möglich.  Ich  muß  mich  begnügen  auf  das  oben  in  Abschn.  I 
Kap.  3  gesagte  zu  verweisen.  ^ 

Ueber  die  theoretischen  Erörterungen  des  Erbrechts  siehe 
Schanz  F.  A.  XVIII  S.  642  ff. 

11)  §  751 :  „Auf  diese  6  Linien  <dcr  ehelichen  Verwandt- 
schaft wird  das  Recht  der  Erbfolge  in  Ansehung  eines  frci- 
verei^blichen  Vermögens  eingeschränkt.  Entferntere  Verwandte 
des  Erblassers  sind  von  der  ■  gesetzlichen  Erbfolge  ausge- 
sdhlossen."  Nach  §  731  Abs.  6  gehören  zur  6.  Linie:  ,,dcs 
Erblassers  dritte  Urgroßeltern  samt  denjenigen,  die  von  ihnen 
entsprossen  sind.'^  ' 

12)  §  755:  „Les  parens  au-delä  du  doucienie  tlcgrc  ne 
succedent  pas." 

1^)  Es  ist  nur  eine  Bearbeitung  des  code,  uiul  sein  755 
sagt  genau  entspredhend:  „Verwnndte,  die  über  den  12.  Cirnd 
von  einander  entfernt  sind,  sind  nicht  mehr  erbfähig." 

14)  Schanz  F.  A.  XVI II  S.  668. 
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Urgroßeltern  zogi^)^  beendet  das  am  1.  Januar  1912 
in  Kraft  tretende  neue  schweizerische  Zivilgesetzbuch 
das  Intestaterbrecht  mit  dem  Stamme  der  Großeltern, 
und  gibt  außerdem  den  Urgroßeltern  und  deren  un- 
mittelbaren Descendenten  ein  lebenslängliches  Nutz- 
nießungsrecht ^ß).  Das  sächsische  bürgerliche  Gesetz- 
buch kannte  keine  Grenzen,  und  auch  das  neue 
deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  dank  der  Ände- 
rungen des  Reichstags  an  dem  Entwurf,  der  einen  Ab- 
schluß bei  der  vierten  (!)  Parentel  vorsah i"),  in  den 
Bahnen  des  alten  gemeinen  Rechts  geblieben.  Neuer- 
dings besteht  jedoch  Aussicht,  daß  mit  dem  Grund- 
satz des  unbegrenzten  Verwandtenerbrechts  auch 
in  Deutschland  gebrochen  wird.  Als  Teil  der  Reichs- 
finanzreform liegt  dem  Reichstag  zurzeit  der  Regie- 
rungsentwurf „eines  Gesetzes  über  das  Erbrecht  des 
Staates"  vor,  wonach  außer  den  Descendenten  und 
dem  Ehegatten  nur  noch  die  Eltern,  deren  Nach- 
kommen und  die  Großeltern  zur  Erbfolge  berufen 
werden,  die  letzteren  obendrein  nur  als  Vorerben  mit 
dem  Fiskus  als  Nacherben.  An  Stelle  der  weiteren 
Verwandten  tritt  als  Intestaterbe  der  Fiskus  ^8).  Wird 

i5\  §  891  (Schanz  F.  A.  XVIII  S.  668). 

^6)  Art.  460:  „Mit  dem  Stamme  der  Großeltern  hört  die 
Erbberedhtigfung  der  Blutsverwandten  auf.  Urgroßeltern  haben 
jedodi  auf  Lebenszeit  die  Nutznießung  an  dem  Anteil,  der  den 
von  ihnen  abstammenden  Nachkommen  zugefallen  wäre,  wenn 
diese  den  Erbfall  erlebt  hätten.  An  Stelle  verstorbener  Urgroß- 
eltern erhalten  auf  Lebenszeit  diese  Nutznießung  die  von  ihnen 
abstammenden  Geschwistern  der  Großeltern  des  Erblassers". 
Event,  erbt  gemäß  Art.  466  der  Kanton,  in  dem  der  Erblasser 
seinen  letzten  \X/^ohnsitz  hatte.  ' 

§  1912  des  dem  Reichstag  vorgelegten  Entwurfs:  „Ist 
zurzeit  des  Erbfalls  weder  ein  Verwandter  der  1.  bis  5.  Ordnung 
noch  ein  Ehegatte  des  Erblassers  vorhanden,  so  ist  der  Fiskus 
des  Bundesstaates,  dem  der  Eblasser  fzurzeit  des  Todes  angehört 
hat,  gesetzlicher  Erbe.''  Die  4.  Ordnung  bilden  die  Urgroßeltern 
und  ihre  Abkömmlinge  (§  1904),  die  5.  nur  die  entfernteren 
Voreltern  (§  1905),  nidht  aber  ihre  Abkömmlinge.  Bahr  „Gegen- 
entwurf zu  dem  Entwürfe  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich"  (1891)  schlug  vor,  die  Erbfolge  mit  den 
Großeltern  und  deren  Nachkommen  zu  schließen  (§  1584  mit 
§  1578). 

1^)  Art.  I  des  Entwurfs.  Er  (enthält  Vorschriften  betr.  Ab- 
änderung der  §§  1926  ff.,  1964  ff.,  (2067  und  2303  BGB.  Der 
Abdruck  des  Art.  I  würde  übermäßigen  Raum  in  Anspruch 
nehmen.  Sein  wesentlicher  Inhalt  wurde  'oben  wiedergegeben. 
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dieser  Entwurf  Gesetz,  so  hat  Deutschland  in  seinem 
Intestaterbrecht  den  tatsächhchen  Verhältnissen  des 
Lebens  sinngemäß  Rechnung  getragen. 

Die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  .führte 
anderseits  zu  einer  Kürzung  des  Anfalls  durch  Erb- 
schaftssteuern. Das  durch  Kriege  stark  ge- 
steigerte Finanzbedürfnis  und  die  durch  die  Reception 
vermittelte  Bekanntschaft  mit  der  vicesima  hereditatis 
dürften  die  Hauptgrundlagen  ihrer  Entwickelung  sein. 
Neben  ihnen  wird  auch  die  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts fördernd  eingewirkt  haben. 

Schon  vor  Ausgang  des  Mittelalters  wurde  in 
italienischen  Städten  eine  Erbschaftssteuer  erhoben  -o). 
Bald  folgte  das  Europa  nördlich  der  Alpen.  In  Deutsch- 
land wiesen  zuerst  die  Humanisten,  insbesondere  Sturm, 
Obrecht  u.  a.  auf  die  vicesima  hereditatis  hin,  um 
die  Mittel  für  die  Türkenkriege  zu  beschaffen.  Die  Zer- 
rissenheit Deutschlands,  die  Ohnmacht  der  Zentral- 
gewalt ließ  aber  eine  Erbschaftssteuer  als  Reichssteuer 
nicht  aufkommen.  Sie  entwickelte  sich  als  Territorial- 
steuer. Den  unmittelbaren  Anlaß  zu  ihrer  Einführung 
boten  die  allgemeine  Finanznot,  so  in  Brandenburg- 
Preußen,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Anhalt-Bernburg  u.  a.,  oder  spezielle  Zwecke, 
denen  sie  dienstbar  gemacht  wurde  21).  Allmählich  ging 
sie  überall  in  die  allgemeinen  Staatsfinanzen  auf  2-). 


19)  Schanz  Fin.  Arch.  XVII  S.  36  ff.,  XVIII  S.  553  ff. 
gibt  eine  ganz  eingehende  und  in  allen  wesentlichen  Punkten 
durch  Quellenangaben  belegte  Geschichte  der  Erbschaftssteuer 
in  Deutsdhland  und  im  Ausland.  'Ich  begnüge  mich  im  folgenden 
mit  wenigen  hauptsächlichsten  Angaben,  die  soweit  nicht 
anderes  vermerkt,  ihm  entnommen  §ind,  und  ver- 
weise im  übrigen  auf  den  Artikel  von  Schanz. 

20)  So  Genua  seit  1395,  Florenz  und  Mantua  seit  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts,  Venedig  seit  1565. 

21)  Thüringische  Staaten  für  Zucht-  und  Waisenhäuser; 
Schwarzburg-Sondershausen  für  das  Zuchthaus  ud  Irrenanstalt; 
ähnlich  Württemberg,  Speier,  Ansbach,  Baireuth;  Hävern 
Sachsen-Meiningen,  Erfurt  für  Arnienfond;  Hessen,  Anhnlt- 
Dessau  u.  a.  aligemein  für  mildtätige  Zwecke;  Reuß  ä  L..  für 
Straßenbau;  usw. 

22)  In  Sachsen-Weimar  z.  B.  erst  1895. 
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Ihre  Erhebung  erfolgte  häufig  lange  Zeit  hin- 
durch in  Stempelform  23).  Für  ihren  gebührenartigen 
Charakter  kann  daraus  allein  aber  noch  nichts  ge- 
schlossen werden. 

Den  Anfang  haben  nach  Schanz  im  Jahre  1624 
das  Fürstentum  Braunschweig-Lüneburg  und 
die  Stadt  Hamburg  gemacht.  Hier  gelang  ihre 
Durchführung  aber  erst  1735.  Nach  vielfachen  Ände- 
rungen 2*)  brachte  das  Gesetz  vom  2.  März  1903^5) 
die  letzte  Regelung.  Nur  die  Ehegatten  sind  befreit. 
Der  Steuersatz  beträgt  nach  Graden  abgestuft  2 — 10  0/0. 
Die  Steuer  erhöht  sich  nach  Größe  der  Masse  um  10 
bis  100  0/0  des  Steuersatzes.  Der  höchste  Satz,  also 
das  doppelte  des  Normalsatzes,  wird  erreicht  bei  mehr 
als  900  000  Mk.  1669  folgte  Rostock^e)  und 
1685  unter  der  Herrschaft  des  großen  Kurfürsten 
Brandenburg. 

Hiermit  beginnt  die  Geschichte  der  preußi- 
schen Erbschaftssteuer.  Sie  war  zunächst  eine  ganz 
primitive  Stempelsteuer,  die  nur  bei  Testamenten, 
Erbverträgen  und  Erbteilungen  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  der  Masse  erhoben  wurde.  Nach  ver- 
schiedenen unbedeutenden  Aenderungen  27)  brachte 
das  Stempel-  und  Kartenedikt  vom  13.  Mai  1766  eine 
Unterscheidung  zwischen  Erben  gerader  Linie  und 
anderen  ^s)  und  sorgte,  daß  sich  keine  Erbschaft  der 
Steuer  entzog.  Die  weitere  Entwicklung  beruht  auf 
dem  „Gesetz  wegen  der  Stempelsteuer"  vom  7.  März 
1822,  das  noch  den  Stempel  als  Erhebungsform  bei- 
behielt. Frei  sind  hiernach  die  Descendenten  und 
Ascendenten  aus  gültiger  Ehe  sowie  die  mit  Kindern 


23)  So  z.  B.  Brandenburg-Preußen  (bis  1867  bezw.  1873), 
Braunsdiweig  (bis  1876),  Bayern,  Sachsen,  Mecklenburg- 
Sdhwerin.  \ 

24)  1807,  1830,  1849,  1851,  18'94. 

25)  Abgedruckt  im  F.  A.  XXII  S.  351  ff. 

26)  Seine  Erbsdhaftssteuer  wurde  neben  der  des  Groß- 
herzogtums Mecklenburg-Schwerin  (seit  1809)  weitererhoben. 
Die  letzte  Regelung  enthält  die  Verordnung  vom  13.  Mai  1829. 

27)  1695,  1701,  1714,  1765.  S.  Wagner  F.  W.  III,  S.  119. 

28)  Bei  ersteren  4  Gr.  bezw.  fbei  über  1000  Thl.  Masse 
1  Thl.,  bei  letzteren  steigender  Wertstempel.  ' 
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teilende  Witwe.  Die  Steuer  ist  nach  Verwandtschafts- 
graden abgestuft  und  beträgt  1 — 8  Prozent.  In  den 
1866  von  Preußen  erworbenen  Gebietsteilen  wurde 
diese  Steuer  durch  die  „Verordnung  betr.  die  Er- 
hebung der  Erbschaftsabgabe  in  den  durch  die  Ges. 
vom  20.  September  und  24.  Dezember  1866  mit  der 
Monarchie  vereinigten  Landesteilen  vom  5.  Juli  1867" 
von  den  Stempelsteuern  getrennt  eingeführt,  und 
durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1873  diese  Scheidung  auf 
abgesehen  von  der  Aufhebung  der  Besteuerung  der 
Ehegatten  (1873)  —  dieses  Gesetz  und  ebenso  die 
Gesetze  von  1891  und  1895  keine  wesentlichen 
Aenderungen  29). 

Im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  führten  die 
thüringischen  Kleinstaaten  Erbschaftssteuern  ein, 
so  1710  Hildburghausen  und  Gotha  ^o)  ^^i),  1728 
Eisenach,  1755  Jena,  1762  das  Fürstentum  Koburg 
Sachsen-Saalfeldschen  Anteils,  dessen  Steuer  1809 
auf  die  ganzen  Koburgischen  Lande  ausgedehnt 
wurde  32)  33)^  1778  das  Fürstentum  Weimar,  das  durch 
Patent  von    1817  die  in  den  einzelnen  Teilen  des 


29)  Ein  vom  Finanzminister  MiqueFl 890  vorgelegter  Entwurf, 
der  audh  die  Descendenten  und  Ehegatten  zur  Erbschaftssteuer 
heranziehen  wollte,  wurde  abgelehnt  und  statt  dessen  eine 
Vermögenssteuer  („Ergänzungssteuer")  eingeführt. 

20)  TresCher  „Die  Entwicklung  des  Steuerwesens  im  Herzog- 
tum Sachsen-Gotha''  1906  (S.  52)  berichtet,  daß  schon  1595 
in  Gotha  durdh  id,ie{.Kasimirianische^Kirchenordnung  die  Erhebung 
„von  sogenannten  Kollateralgeldern  und  Gottespfennigen"  vor- 
geschrieben worden  sei,  und  daß  diese  Abgabe  vielleicht  sogar 
schon  früher  bestanden  habe.  ' 

'31)  Die  letzte  Regelung  für  Gotha  erfolgte  durch  das  Gesetz 
über  die  Erbschafts-  und  Schenkungsabgaben  vom  17.  Mai  1902 
(nebst  Begründung  zum  Entwurf  abgedruckt  in  Ein.  Arch.  XXI 
S.  774  ff.).  Sie  beträgt  unter  Freilassung  der  Descendenten 
und  Ehegatten  1— lOo/o.  / 

32)  Die  Aemter  Sonnefeld  und  Königsberg  durch  Verordnung 
von  1835. 

33)  Die  letzte  Regelung  erfolgte  idurch  Gesetz  vom  22.  Dvz. 
1903  (abgedruckt  bei  Schanz  F.  A.  XXI  S.  771  ff  ).  Die  Steuer 
ist  hier  unter  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten 
auf  4»/o  bei  Vermächtnissen  für  ivvohltätige,  gemeimuU/ige  und 
Unterrichtszwecke,  sonst  auf  5— S<Vo  festgesetzt. 
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nunmehrigen  Großherzogtums  bestehenden  Ver- 
schiedenheiten beseitigtet^),  1788  Sac'hsen-Alten- 
burg  35)36)  und  1772  Schwarzburg-Sondershausen  s?). 

1710  führte  auch  der  Landgraf  Ernst  Ludwig 
von  Hessen  eine  Erbschaftssteuer  (2V2  Prozent  von 
Seitenverwandten  und  Eremden)  ein,  die  1808  auf 
die  neuen  Gebietsteile  des  damahgen  Großherzogtums 
ausgedehnt  wurde.  Rhein hessen  erhielt  1821  eine 
Kollateralssteuer  von  5  Prozent.  Nach  verschiedenen 
Aenderungen  wurde  die  Erbschaftssteuer  1884  für 
das  ganze  Großherzogtum  einheitlich  geregelt  und 
1899  unter  Freilassung  der  Descendenten  und  Ehe- 
gatten auf  5 — 10  Prozent  festgesetzt  t^). 

Schließlich  wurde  im  18.  Jahrhundert  die  Erb- 
schaftssteuer noch  in  Anhalt  (1701) ^0)^  jj^i  Hoch- 
stift S p e i e r  (spätestens  1751),  im  Erfurt ischen 
(1758),  in  Ansbach  (1766)  und  in  Baireuth  (1769) 
eingeführt. 

Im  19.  Jahrhundert  ging  von  den  größeren 
deutschen  Einzelstaaten  zuerst  Württemberg(1810) 
zur  Erbschaftssteuer  über.  Selbst  die  Geschwister 
wurden  hier  freigelassen.  Ein  Gesetz  vom  24.  März 
1881  beseitigte  dies  und  setzte  unter  Freilassung  der 
Descendenten  und  des  Ehegatten  die  Steuer  auf 
2 — 8  Prozent  fest.  Ein  späteres  Gesetz  vom  26.  De- 
zember 1899  brachte  hierin  keine  Aenderung. 


3^)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz  vom  10.  April  1895 
(abgedruckt  bei  Schanz  F.  A.  'XVII  S.  446  ff):  4— 80/0  unter 
Freilassung  der  geraden  Linie  und  (des  Ehegatten. 

In  den  Städten  Altenburg,  fSc^hmölln  und  Luckau  bestand 
eine  E.  schon  früher.  ^ 

3^)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz  ivom  15.  Juni  1852  (in 
technischen  Einzelheiten  1879  und  1885  ^abgeändert) :  4— 60/0 
unter  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten. 

37)  Letzte  Regelung  durdi  Gesetz  fvom  9.  Februar  1892: 
3—80/0  lunter  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten. 
1827,  1830,  1842,  1884. 

39)  Gesetz  vom  12.  August  ^1899.  Ein  weiteres  Gesetz 
vom  12.  Dezember  1900  brachte  keine  wesentliche  Aenderung. 

^0)  Die  Entwicklung  war  in  (den  einzelnen  Landesteilen 
verschieden.  Ab  1874  (Gesetze  von  1874,  1892,  1897)  einheitlich 
für  ganz  Anhalt  nach  preußischem  Vorbild  geordnet.  Letzte 
Regelung  durdh  Gesetz  vom  1.  April  1905  (abgedruckt  bei  Schanz 
F.  A.  XXIII  S.  266  ff):  4— lOo/o  unter  Freilassung  der  geraden 
Linie  und  des  Ehegatten.  Steuer  erhöht  sich  nach  Anfall  um 
5—500/0  des  Normalsatzes.    Höchstsatz  bei  über  500  000  Ji 
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Baden  folgte  in  der  Accisenordnung  von  1812  mit 
einer  Erbschaftssteuer  von  IV3 — 5  Prozent  unter  Frei- 
lassung der  Descendenten.  Nach  verschiedenen  Ände- 
rungen von  teilweise  nur  vorübergehendem  Be- 
stand wurde  die  Steuer  neu  geregelt  durch  Gesetz 
vom  14.  Juni  1899  mit  Sätzen  von  1— 10<Vo,  abgestuft 
nach  Verwandtschaftsgraden  und  teilweise  auch  nach 
Höhe  des  Anfalls  ^2).  Frei  blieben  die  Descendenten 
und  jetzt  auch  die  Ehegatten. 

Bayern  hatte  1756  die  quarta  pauperum  ein- 
geführt, d.  i.  ein  Abzug  für  die  Armen  von  Ver- 
mächtnissen an  andere  pias  causas,  der  höchstens  ein 
Viertel  betragen,  sollte.  Nachdem  sie  1803  durch  eine 
quarta  scholarum  verstärkt  war,  wurde  die  quarta 
pauperum  et  scholarum  1840  aufgehoben.  Eine  all- 
gemeine Erbschaftssteuer  konnte  Bayern  lange  Zeit 
nicht  erlangen.  In  Baireuth  und  in  der  Pfalz  wurden 
sogar  die  dort  seit  1769  bezw.  aus  der  französischen 
Zeit  bestehenden  Erbschaftsabgaben  1814  aufgehoben. 
Das  bayrische  Stempelgesetz  von  1812  führte  einen 
Wertstempel  von  etwa  1  Promille  ein,  dem  neben 
anderen  Urkunden  die  Testamente  unterworfen  sind. 
Einen  besonderen  Erbschaftsstempel  von  V4 — 5  Pro- 
zent brachte  das  Stempelgesetz  von  1825,  neben  dem 
der  Stempel  von  1812  fortbestand.  Das  Ergebnis  war 
aber  infolge  vieler  Befreiungen  ein  recht  geringes. 
Das  Taxgesetz  führte  dann  eine  Erbschaftssteuer  von 
— 5  «/o  bei  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des 
Ehegatten  ein.  Die  Sätze  wurden  in  den  Taxgesetzen 
von  1875  (1— 6«/())  und  1878  (4— 8  0/0)  is)  erhöht. 
Am  18.  August  1879  erging  ein  selbständiges  Erb- 
schaftssteuergesetz, welches  die  Befreiung  der  Ehe- 
gatten und  Descendenten  sowie  die  Steuersätze  von 
4 — 8  0/0  beibehielt.  Hieran  änderte  auch  das  Gesetz 
vom  11.  November  1899  nichts. 


41)  1828,  1837,  1850,  1862,  18,^0. 

Die  Ascendenten  mit  Ausnahme  der  Eltern  zahlen  bei 
einem  Anfall  von  über  5000  .//.  2"(i  (sonst  1"«'),  Oeschw  isler  usw. 
bei  mehr  als  3000  ./A  40,,  (sonst  3",(>). 

^'^)  Auch  die  Ascendenten  mit  Ausnahme  der  Altern  w  unlen 
jetzt  mit  4'Vo  besteuert. 

ö 


—  66  — 


Für  entferntere  Seitenverwandte  (vom  5.  Grade 
ab)  und  Fremde  führte  das  Königreich  Sachsen  1819 
einen  Erbschaftsstempel  von  3  o/o  ein.  Die  Gesetze 
von  1876' und  9.  März  1880  erweiterten  und  differen- 
zierten die  Steuer,  die  dann  3 — 8  o/o  betrug.  Frei 
bHeben  die  gerade  Linie  und  der  Ehegatte. 

Auf  die  vom  Königreich  Westfalen  1809  einge- 
führte und  1810  und  1812  erhöhte  Stempelabgabe  von 
Erbschaften  und  Vermächtnissen  hat  das  Herzogtum 
Braunschweig  seine  Erbschaftssteuer  aufgebaut. 
Nachdem  man  1821  den  Stempel  teilweise  ermäßigt 
hätte,  wurde  die  Steuer  durch  Gesetz  vom  18.  April 
1876  vom  Stempelwesen  getrennt;  und  jene  nach 
preußischem  Vorbild  eingerichtet  mit  jedoch  teils 
höheren,  teils  niedrigeren  Sätzen  (2V2 — 5  o/o).  Ein 
Gesetz  von  1892  sollte  die  Übereinstimmung  mit  dem 
preußischen  Gesetz  von  1891  herstellen,  änderte  aber 
am  Tarife  nichts. 

Von  kleineren  Staaten  Deutschlands  führten  die 
Erbschaftssteuer  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
ein  :  Bremen  ^^),  Lübeck  *«),  Mecklenburg- 
Schwerin  (180'9)*^),  S  a  c  h  s  e  n  -  Me  i  n  i  n  ge  n 
(1804)^8)^  (jas  die  Steuer  1835  für  sein  Gebiet  einheitlich 
regelte  und  m.ehrfach  weiter  entwickelte,  Schaum- 
burg-Lippe  (1811)^^),  Reuß  ä.  Linie  (1806)5o), 
Reuß  j.  Linie  (1825  für  Reuß-Lobenstein-Ebersdorf, 


*^)  Bei  gewissen  Personen  im  Dienste  des  Erblassers  für 
angefallene  Pensionen,  Renten,  Nutzungen  nur  lo/o. 

^5)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz  (vom  18.  Juli  1899  (ab- 
gedruckt bei  Schanz  F.  A.  XVIII  S.  823  ff),  welches  den  Tarif 
des  Gesetzes  vom  1.  Januar '1849  (4  bezw.  8o/o  unter  Freilassung 
der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten)  beibehielt. 

^6)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz  (vom  20.  Mai  1896,  das 
die  Steuer  auf  die  gerade  Linie  (1—3 o/o)  und  den  Ehegatten  (lo/o) 
ausdehnte.  Steuersatz  1—10 o/o. 

*7)  Letzte  Regelung  durch  Verordnung  vom  22.  Dezember 
1899  (abgedruckt  bei  Schanz  F.  A.  XVIII  S.  795  ff):  1— 8o/o 
unter  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten. 

48)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz  vom  20.  Mai"  1885:  4— 9  o/o 
unter  Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten. 

49)  Letzte  Regulng  durch  Gesetz  vorn  26.  April  1880  (nach 
dem  Vorbild  des  preuß.  E.-St.-G.):  '2  bezw.  4  bezw.  8o/o  bei 
Freilassung  der  geraden  Linie  und  des  Ehegatten. 

^0)  Letzte  Regelung  durch  Gesetz 'vom  3.  März  1875:  3— 8  o/o 
unter  Freilassung  der  geraden  Linie  'und  des  Ehegatten. 
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1843  für  Schleiz,  1849  eine  einheitliche  Steuer) '^i), 
Schwarzburg-Rudolstadt  (1840) '^^^  Hessen- 
Homburg  ö'^),  wo  die  hessen-darmstädtische  Verord- 
nung von  1808  ö'^)  galt;  Kur  h  essen  •''^)  und  Ii  esse  n- 
Nassau^s), 

Im  Jahre  1868  folgte  Olden  burg-'^^'*),  und  im 
engen  Anschluß  an  sein  Vorbild  ein  Jahr  später  Lippe- 
Detmold  56). 

In  E 1  s  a  ß  -  L  o  t  h  r  i  n  g  e  n  galt  bei  seiner  Angliede- 
rung  an  Deutschland  die  französische  Gesetzgebung. 
Trotz  mancher  Änderungen  wurde  die  Descendenten- 
besteuerung  beibehalten.  188Q  wurde  die  französische 
Einrichtung  der  Bemessung  der  Steuer  nach  der  Brutto- 
masse  beseitigt,  und  Abzug  der  Schulden  und  Lasten 
gestattet.  Die  letzte  Regelung  enthält  das  Gesetz  vom 
17.  Juni  1'900  mit  Steuersätzen  von  1 — 9  «Vo. 

Den  Abschluß  der  bisherigen  Geschichte  der  Erb- 
schaftssteuer in  Deutschland  und  zugleich  eine  neue 
Grundlage  für  ihre  Weiterentwickelung  bildet  das  Erb- 
schaftssteuergesetz für  das  Deutsche  Reich  vom  3.  Juni 
r906;  auf  dessen  Ausgestaltung  in  den  wesentlichsten 
Punkten  der  nächste  Abschnitt  näher  eingehen  wird. 
Dieses  kam  nach  langwierigen  Verhandlungen  als  Teil 
einer  Reichsfinanzreform  zustande,  und  stellt,  wie  die 
Verhandlungen  im  Reichstage  zeigen,  einen  Kompro- 
miß zwischen  den  verschiedensten  weit  auseinander- 
gehenden Ansichten  dar.  Es  hebt  die  Erbschaftssteuer 
der  Einzelstaaten  auf,  gibt  diesen  aber  einen  Anteil 
an  der  Reichserbschaftssteuer  und  läßt  ihnen  die 
Möglichkeit,   diese  im  eigenen  Interesse  weiter  aus- 


Letzte  Regelung-  durch  Gesetz  (vom  25.  März  1005  (ab- 
gedruckt bei  Schanz  F.  A.  XXII  S.  428  ff.):  1  — lO^'o  unter  Frei- 
lassung der  Descendenten  und  des  'Ehegatten.  Diese  Steuer 
steigt  mit  Höhe  des  Anfalls  bis  zum  l^fachen  des  Nornialsatzes. 

Letzte  Regelung  durch  Gesetz  vom  6.  April  ISQ  l:  2— S«^i, 
gerade  Linie  und  Ehegatte  frei.  ^ 

•'^)  Nach  Einverleibung  in  Preußen  dessen  Erbschaftssteuer 
durch  Gesetz  vom  5.  Juli  1867  unterworfen. 

•'■^)  1818  auf  das  1815  fervvorbcnc  Amt  Meisenheim  aus- 
gedehnt, f 

Letzte  Regelung  durch  Gesetz  vom  21.  Mär/  U)00; 
4 — 10<V<s  gerade  Linie  und  Ehegatte  frei. 

Letzte  Regelung  durch  Gesetz  vom  '10.  April  1807: 
3—  l()<Vo,  gerade  Linie  und  Ehegatte  frei. 
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zudehnen.  Aber  auch  das  Reich  selbst  sit  trotz 
des  kurzen  Bestandes  des  Gesetzes,  veranlaßt  durch 
die  wachsenden  Finanzbedürfnisse,  schon  heute  der 
Frage  nahegetreten,  wie  die  Erbschaftssteuer  über 
den  Rahmen  des  Gesetzes  von  r906  hinaus  zu  er- 
weitern ist. 

Wie  in  Deutschland,  so  findet  man  auch  im  Aus- 
land heute  fast  allgemein  eine  Erbschaftssteuer 
Früher  als  irgend  ein  deutscher  Staat  führten  die 
Niederlande  sie  ein.  Den  Anfang  machten  die 
Provinzen  Utrecht  (1591),  Holland  (1598),  Zeeland 
(1599);  bald  folgten  die  anderen,  als  letzte  Groningen 
(1670).  Die  Steuer  war  recht  verschieden  geartet, 
meist  auf  Immobilien  und  bestimmte  Kapitalarten  be- 
schränkt^^). Abzug  der  Schulden  war  nicht  allgemein 
gestattet.  Eine  einheitliche  Steuer  von  dem  ganzen 
Vermögen  brachte  die  batavische  Republik  (1805). 
Durch  Gesetz  von  1817  wurde  die  Erbschaftssteuer 
anderweitig  geregelt  und  dann  in  den  folgenden  Jahr- 
zehnten vielfach  geändert,  zuletzt  durch  das  Gesetz 
vom  31.  Dezember  1885  und  die  Novelle  vom 
24  .Mai  1897. 

In  Frankreich  entwickelte  sie  sich  als  Besitz- 
übergangsabgabe aus  dem  1703  eingeführten  centieme 
dernier,  einer  „Abgabe  für  Eigentumswechsel  von 
Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen"  ■^^). 
Dieser  wurde  später  erweitert,  zeitweise  auch  auf 
„immeubles  fictifs  (Renten,  Aemter)"  Daneben  be- 
standen die  weit  älteren  droits  d'insinuation,  die  bei 
Akten  erhoben  wurden,  deren  Eintragung  im  öffent- 
lichen Register  vorgeschrieben  war^^),  und  die  droits 


^'^)  Nur  von  wenig^en  Staaten  isoll  hier  die  Entwicklung  in 
ganz  knappen  Zügen  angedeutet  werden.  Im  übrigen  wird  auf 
Schanz  a.  a.  O.  verwiesen.  Siehe  auch  Neubecker  „Erbsteuern 
im  Ausland'  'in  der  Deutsch.  Jur.-Ztg.  1908  S.  791  ff. 

58)  „Das  ganze  Vermögen  scheint  nur  in  Holland  und 
Zeeland  erbsdhaftssteuerpflichtig  gewesen  zu  sein.''  (Schanz 
F.  A.  XVIII  S.  561.) 

59)  Wagner  F.  W.  III  S.  151.  Nach  Wagner  1705  ein- 
geführt. '  ( 

60)  Wagner  a.  a.  O. 

61)  Näheres  darüber  siehe  bei  Wagner  a.  a.  O. 
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de  controle,  die  ,,1581  für  außergerichtliche,  notarielle 
und  dergl.  Akte  eingeführt  und  1705  zeitweise  auch 
auf  Begräbnisakte  ausgedehnt  wurden"  Diese 
beiden  sind  die  Vorläufer  (j^g  Enregistrenients- 
gesetzes  von  1790,  durch  welches  neben  anderem 
ein-e  neue  Erbschafts-  und  Schenkungsbesteuerung  ge- 
schaffen wurde.  Getroffen  wurden  die  Immobilien 
und  die  durch  Legat  oder  Schenkung  angefallenen 
Mobilien.  Auch  die  gerade  Linie  war  nicht  befreit. 
Die  Steuer  betrug  bei  Immobilien  V4 — 4,  bei  Mo- 
bilien '^U — IV2  Prozent.  In  konsequenter  Durchführung 
der  Steuer  als  einer  Besitzübergangssteuer  war  ein 
Abzug  der  Lasten  nicht  gestattet.  Obgleich  so  die 
Belastung  mit  einem  Nutznießungsrecht  auf  die  Steuer- 
pflicht des  Eigentümers  ohne  Einfluß  .war,  mußte  der 
Nutznießer  den  halben  Wert  der  Sache  versteuern. 
Hierbei  blieb  es  trotz  mancher  Änderungen  im  Tarif 
usw.  bis  zu  der  neuesten  Regelung  durch  das 
Budgetgesetz  vom  26.  Februar  1901^-^).  Dieses  mit 
Novelle  vom  30.  März  1902  setzte  an  Stelle  des  alten 
Tarifs  mit  einer  nur  nach  Verwandtschaftsgraden  ab- 
gestuften Steuer  von  IV4— LlVi^/o  einen  neuen,  der 
auch  eine  Abstufung  nach  dem  Anfall  vorsieht.  Bei 
den  geringsten  Anfällen  ^ß)  beträgt  hiernach  die  stets 
nach  dem.  Nettobetrage  zu  berechnende  Steuer  1  bis 
15o/o67)_  bei  den  höchsten  steigt  sie  auf  2\/o  bis 
ISi^^/o*^'). 

Die  englische  Erbschaftssteuer  ist  heute  eine 
dreiteilige.  Sie  besteht  aus  der  estate  duty,  der  legac\^ 
duty  und  der  succession  duty.  Die  estate  dut)'  ist 


62)  Wagner  F.  W.  IH  S.  583. 

Wagner  a.  a.  O.  ( 

64)  So  sdhon  durch  Gesetz  von  1798,  das  auch  licute 
noch  zum  Teil  in  Kraft  ist.  1850  wurden  Mobilien  und  Im- 
mobilien einander  gleichgestellt. 

65)  Siehe  Schanz  F.  A.  XVIII  S.  727  ff. 
66>  Bis  2000  Frcs. 

6"^)  Mir  bei  der  geraden  Linie  um  \  niedriger  als  früher, 
bei  Ehegatten  wie  früher,  sonst  höher. 

6«)  lieber  250  000  Frcs.  in  der  direkten  Linie,  sonst  über 
1  Million  Frcs.  t 

6^)  Die  höheren  Sätze  werden  nur  für  den  Hniclitoil  des 
Anfalles  erhoben,  welcher  der  betreffenden  Stufe  der  I^ro- 
gressionsskala  angehört. 
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die  älteste.  Einer  ihrer  Vorläufer  ist  nämlich  die  probate 
duty^o),  ein  1694  eingeführter  und  seit  1779  nach  dem 
Werte  differenzierter  Urkundenstempel,  der  aber  nur 
den  Mobiliarnachlaß  traf.  Mit  ihm  wurden  die  „Ur- 
kunden über  Bestätigung  des  Testaments  und  über 
die  Ermächtigung  zur  Verwaltung  eines  Intestatnac'h- 
lasses  in  beiden  Fällen  erst  für  Beträge  von  20  Pfd. 
Sterl.  an  belegt"  ^2).  Die  probate  duty  sowie  eine 
1881  zur  Ausfüllung  von  Lücken  der  legacy  duty 
(s,  unten)  eingeführte  account  duty  vereinigte  die 
Reform  Harcouts  18'94  mit  der  alten  estate  duty.  Diese 
bestand  seit  1889  und  beiastete  mit  1  'Yo  alle  Erb- 
schaftsmassen von  mehr  als  10  000  Pfd.  Sterl.  ohne 
Rücksicht  auf  die  Person,  der  sie  anfielen.  Seit  18Q4 
belegt  sie  ebenso  das  ganze  nachgelassene  Rein- 
vermögen, Mobilien  und  Immobilien,  mit  einer  nur 
nach  Höhe  des  Nachlasses  abgestuften  Steuer  von 
1—8  0/0  74),  Die  legacy  duty  kam  1780  als  ein 
Stempel  von  den  Quittungen  auf,  die  von  den  Lega- 
taren und  Erben  von  Mobiliarwerten  dem  Nachlaß- 
verwalter ausgestellt  wurden.  Da  solche  Quittungen 
nicht  immer  ausgestellt  wurden,  war  sie  recht  lücken- 
haft. Pitt  ließ  deshalb  1796  die  Steuer  auf  alle 
Legate,  Erbschaftsanteile  und  Schenkungen  von  Todes 
wegen  '^^)  ausdehnen.  Gleichzeitig  wurde  sie  nach 
Verwandtschaftsnähe  abgestuft  (2—6  ^/o).  Gerade 
Linie  und  der  Ehegatte  blieben  frei.  Dies  wurde 
für  die  Descendenten  1805  beseitigt,  nachdem 
man  schon  1804  die  Steuersätze  erhöht  hatte.  1815 
folgten  neue  Erhöhungen  und  Einbeziehung  der 
Aszendenten.  Die  Sätze  betragen  seitdem  1 — 10  0/0. 
Nur  die   Ehegatten   blieben   frei,   seit   1881  auch 

70)  Wagner  F.  W.  III  S.  193:  Probate  and  administratto 
duty.  ' 

'^1)  Da,  'wie  im  2.  Kap.  ^ausgeführt,  der  Mobiliarnadhlaßi 
grundsätzlich  stets  an  den  Bischof  (früher  König)  fiel,  war 
diese  Ermächtigung  bei  allen  Intestaterbfällen  erforderlich. 
Testamente  bedurften  einer  „Bestätigung". 

72)  Wagner  a.  a.  O. 

73)  1774  auf  Irland  und  1779  als  „Inventarstempel'  ^auf 
Schottland  ausgedehnt.  ^ 

74)  lo/o  für  100—500  Pf.  Sterl.,  2o/o  für  500—1000  Pf. 
Sterl.  usw.,  80/0  für  über  1  Million  Pf.  Sterl.  (Eheberg,  S.  308). 

75)  Einige  Ausnahmen  blieben  bestehen. 
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die  direkte  Linie,  wenn  sie  probate  duty  bezw.  seit 
18'94  estate  duty  bezahlt  ^ß).  Die  legacy  duty  ist  auf 
Mobilien  beschränkt  geblieben.  1853  ging  man  dazu 
über,  das  unbewegliche  Vermögen  entsprechend  zu 
besteuern,  und  zwar  durch  die  s  u  c  c  e s  s  i  o  n '  d  u  ty. 
Steuersatz  und  Befreiungen  7«)  sind  dieselben  wie  bei 
der  legacy  duty  (s.  oben).  Zugrunde  zu  legen  war  bis 
1894  der  „als  Leibrente  kapitalisierte  Nutzungswert", 
seitdem  der  volle  Kapitalwert. 

Oesterreich  führte  während  des  7jährigen 
Krieges  eine  lOprozentige  „Erbschaftssteuer"  für 
mehrere  seiner  Gebietsteile  ein  ^^).  Sie  wurde  in  den 
folgenden  Jahrzehnten  häufig  abgeändert  und  all- 
mählich auf  die  anderen  Gebietsteile  außer  Dalmatien 
ausgedehnt.  In  l'irol  bestand  sie  nur  vorübergehend 
(1785 — 1791).  Verschiedene  Schwierigkeiten,  welche 
die  „Erbsteuer"  bereitete,  führten  1840  zu  ihrer  Auf- 
hebung, und  man  begnügte  sich  im  nächsten  Jahr- 
zehnt mit  einem  Erbschaftsstempel,  der  in  ganz  Oester- 
reich erhoben  wurde,  im  Höchstfalle  aber  20  fl.  be- 
trug. Das  Gebührengesetz  vom  9.  Eebruar  1850,  zu 
dem  seitdem  verschiedene  Novellen  ergingen,  setzte 
an  dessen  Stelle  wieder  eine  Erbschaftssteuer  von 
1,4  oder  8  Prozent.  Eür  Immobilien  erhöhen  sich 
die  Sätze  um  lV2^Vo.  Den  niedrigsten  Satz  von 
1  bezw.  2\/2  ö/o  zahlen  die  gerade  Linie  und  der 
Ehegatte.  Für  die  Descendentenerbfolge  in  Immobilien 
von  geringem  Werte  brachte  das  Gesetz  vom  31.  März 
1890  einige  Erleichterungen. 

In  Italien  bestanden  bei  seiner  Einigung  in 
den  einzelnen  Territorien  außer  Sizilien  Erbschafts- 
abgaben, die  aber  schon  1862  diu'ch  eine  einheitliche 
Erbschaftssteuer  von  0,55— 11  ersetzt  wurden.  In 
verschiedenen  Gesetzen  ^o)  winxle  der  Tarif  abgeändert 
und  1894  auf  1,6— 15^Vo  festgesetzt.  Die  direkte  Linie 


76)  Wagner  F.  W.  III  Ergänz.-Heft  S.  27  f. 
")  Wagner  a.  a.  O. 
7S)  S.  bei  Schanz  F.  A.  XVIII  S.  562  ff. 
7'^)  Ursprünglich  „zur  Kapitaltilgung  stäncijscIuT  AnlciluMi 
bestimmt.^'   So  Wagner  F.  W.  III.  S.  105. 
8»)  1866,  I86S,  1S70,  ISSs,  im. 
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zahlt  hiernach  1,6  o/o,  der  Ehegatte  4,5  o/o,  Geschwister- 
kinder schon  12  o/o.  Eine  Progression  nach  der  Masse 
kam  nicht  zur  Durchführung. 

Dänemark  erhebt  seit  1792  eine  Erbschafts- 
steuer, die  Norwegen  nach  seiner  Abtrennung  von 
Dänemark  (1814)  beibehielt.  Rußland  kennt  eine 
Erbschaftssteuer  seit  1882,  erhob  aber  schon  früher 
bei  Erbfall  gewisse  Stempelabgaben  und  eine  lo/oige 
Steuer  vom  kaufmännischen  Kapital.  Belgien  über- 
nahm bei  seiner  Gründung  die  niederländische  Erb- 
schaftssteuer, die  es  dann  selbständig  weiter  entwickelte. 
In  der  Schweiz  wird  sie  von  den  Kantonen  erhoben. 
Ihre  Geschichte  geht  hier  teilweise  sehr  weit  zurück, 
und  ihre  Ausgestaltung  ist  in  den  einzelnen  Kantonen 
sehr  verschieden.  Hier,  und  zwar  in  Kanton  Uri, 
dürfte  wohl  mit  75  O/o  der  höchste  Steuersatz  erreicht 
sein.  Diese  „Steuer"  haben  Fremde  bei  einem  An- 
fall von  1  Million  Francs  oder  mehr  zu  zahlen. 
Schanz  ^'^)  weist  aber  darauf  hin,  daß  solche  Vermögen 
dort  nicht  vorkommen.  Auch  bei  den  Vereinigten 
Staaten  wurde  bis  1898  eine  Erbschaftssteuer  nur 
von  den  Einzelstaaten  erhoben,  die  ihre  Steuersätze 
im  Laufe  der  Jahre  recht  erhöhten.  1901  waren  5  o/o 
für  direkte  Erben  und  15  o/o  für  Erben  in  der  Seiten- 
linie die  höchsten  Sätze,  die  in  den  Erbschaftssteuer- 
gesetzen der  Einzelstaaten  vorkamen  ^2).  Daneben  er- 
hebt seit  18'98  der  Bund  bei  Anfällen  von  mehr  als 
10  000  Dollar  eine  Erbschaftssteuer  von  V4— 5  o/o, 
welche  Sätze  sich  nach  Höhe  der  Masse  bis  zu  ihrem 
3fachen  erhöhen  ^^j. 


81)  F.  A.  XVIII  S.  637. 

82)  Eheber^,  S.  309. 

83)  Der 'Höchstsatz  voii  2^— 15  0/0  ist  zu  zahlen  bei  Anfällen 
von  über  1  Million  Dollars, 
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Abschnitt  III. 

Kritische  Untersuchungen  über  die 
Ausgestaltung  der  Erbschaftssteuer/) 


Kap.  1. 

Die  Steuerhoheit. 

Die  Steuerhoheit  steht  als  ein  Ausfluß  der  souve- 
ränen Staatsgewalt  grundsätzlich  dem  Staate  zu.  Er 
kann  sie  geltend  machen,  soweit  die  Staatsgewalt 
reicht.  Voraussetzung  für  die  Erhebung  einer  Erb- 
schaftssteuer ist  deshalb,  daß  der  Erbfall  das  Herr- 
schaftsgebiet des  Staates  irgendwie  berührt,  also  daß 

1)  S.  die  bei  Abschnitt  I  (in  Anmerkung  1  angeführte 
Literatur.  Ferner  wurde  hauptsächhch  benutzt:  ',,Das  Erbschafts- 
steuengesetz  für  das  Deutsche  Reich  vom  3.  Juni  1906''  erläutert 
von  Hioffmann;  „Die  Preußischen  Erbschaftssteuergesetze 
vom  30.  Mai  1873,  19. 'Mai  1891  und  31.  Juli  1895"  erläutert  von 
Hoffmann;  „Bayr.  Gesetz  über  die  Erbschaftssteuer  in  der 
Fassung  vom  11.  November  1899"  ^abgedruckt  in  F.  A.  XVIII 
S.  741  ff. ;  „Württembergisches  Gesetz  betreffend  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuer  vom  26.  Dezember  1899"  abgedruckt  in 
F.  A.  XVIII  S.  751  ff.;  „Königl.  iSäcbs.  Gesetz  über  die  Erb- 
sdhaftssteuer  v'om  13.  November  1876  nebst  Abänderungsgesetzen 
vom  3.  Juni  1879  und  9.  März  1880"  erläutert  von  Wahl; 
„Badisches  Erbschafts-  und  Schenkungssteuergesetz  vom  11.  Juni 
1899"  abgedruckt  in  F.  A.  XVIII  S.  765  ff.;  „Hessisches  Gesetz 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  betreffend  vom  22.  Dez. 
1900"  abgedruckt  in  F.  A.  XVIII  S.  77Q  ff.;  „Elsaß-Lothrin- 
gisches  Erbschaftssteuergesetz  vom  17.  Juli  1900"  abgedruckt 
in  F.  A.  XVIII  S.  811  ff.;  „Das  Hamburgische  Erbschaflsstcucr- 
gesetz  vom  2.  März  1903"  erläutert  von"Gc>  er;  „BremiscJies 
Gesetz  betreffend  die  Erbschafls-  und  Schenkuiigsabgabe  vom 
18.  Juli  1899"  at>gedruckt  in  F.  A.  XVIII  S.  823  tf.;"Schan/ 
„Die  Reform  der  französ.  Erbschaftssteuer  durch  das  Budgei- 
gesetz  vom  26.  Februar  1001"  in  F.  A.  XVIII  S   727  ff. 
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Erblasser  oder  Erben  Inländer  sind  oder  ihren  Wohn- 
sitz bezw.  dauernden  Aufenthalt  im  Inland  haben, 
oder  daß  das  im  Erbgang  befindliche  Vermögen  oder 
Teile  desselben  sich  im  Inland  befinden.  Liegen  alle 
diese  Beziehungen  zum  Inland  vor,  so  fällt  der  Erb- 
fall zweifellos  unter  das  Erbschaftssteuergesetz  des  be- 
treffenden Staates,  berührt  er  aber  das  Inland  und 
gleichzeitig  das  Ausland,  so  bedarf  es  einer  be- 
sonderen Abgrenzung,  wenn  internationale  Rei- 
bungen und  Doppelbesteuerungen  vermieden  werden 
sollen.  Fiir  das  unbewegliche  Vermögen  (und  gewisse 
ihm  gleichgestellte  Rechte)  hat  sich  der  Grundsatz 
ausgebildet,  daß  es  nur  der  Erbschaftssteuer  des 
Staates  unterliegt,  in  dem  es  gelegen  ist  2).  Für  das 
bewegliche  Vermögen  gibt  es  keine  international 
anerkannten  Regeln.  ■  Die  einfache  und  klare  Ab- 
grenzung, die  für  das  Immobiliarvermögen  gefunden 
ist,  kann  hierauf  nicht  übertragen  werden.  Die  Fest- 
stellung des  beweglichen  Vermögens  würde  erschwert, 
wenn  als  weitere  Voraussetzung  der  Steuerpflicht  hin- 
zukäme, daß  es  sich  im  Inlande  befindet,  und  es 
würde  die  Gefahr  drohen,  daß  es  in  das  Ausland 
geschafft  wird,  um  es  einer  höheren  inländischen 
Steuer  zu  entziehen;.^  Das  REG.  (§  5)  hat  deshalb 
für  das  bewegliche  Vermögen  grundsätzlich  das 
Territorialitätsprinzip  fallen  lassen  und  die  Steuer- 
pflicht von  der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers  ab- 
hängig gemacht,  während  andere  EG.  seinem  letzten 
Wohnsitz  grundlegende  Bedeutung  beimessen. 
Manche  Ausnahmen^)  müssen  diese  Prinzipien  durch- 
brechen, um  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  zu 
wahren  und  anderseits  Doppelbesteuerungen  und 
Härten  zu  vermeiden. 

Zur  Verwendung  als  Kommunalsteuer 
ist  die  Erbschaftsabgabe  nicht  geeignet. 


2)  REG.  '§  7,  Preuß.  EG.  f§  9,  Bayr.  EG.  Art.  7,  Württem- 
berg EG.  Art.  II  usw.  ! 

3)  So  z.  B.  Preuß.  EG  §  10,  Bavr.  EG.  Art.  8,  Württemb. 
EG.  Art.  3,  Hess.  EG.  Art.  4  ^u.  a. 

4)  REG.  §§  5  ff.  und  Gesetz-Entwurf  'betr.  Aenderung 
des  REG.  Art.  I  Nr.  VI. 
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Da  der  Staat  einen  Teil  seiner  Aufgaben  den  Ge- 
meinden zur  Selbstverwaltung  iibertragen  hat,  muß 
er  ihnen  auch  die  erforderlichen  Mittel  zur  Ver- 
fügung stellen,  was  meist  durch  Ueberweisung  von 
Steuern  geschieht.  Diese  hören  deshalb  nicht  auf, 
Bestandteile  des  gesamten  Steuersystems  des  Staates 
zu  sein,  mit  dem  sie  sich  ebenso  wie  jede  „Staatssteuer" 
zu  einem  harmonischen  Ganzen  zusammenschließen 
müssen.  Für  die  grundsätzliche  Beurteilung  der  Erb- 
schaftssteuer ist  es  also  gleichgültig,  ob  sie  Staats- 
oder Kommunalsteuer  ist,  und  es  erübrigt  sich  nur 
zu  prüfen,  inwieweit  sie  sich  zur  Finanzierung  der 
Kommunalverwaltungen  eignet.  Die  weitere  Frage 
nach  dem  besseren  Recht  auf  die  Erbschaftssteuer 
—  etwa  aus  dem  erbrechtlichen  Gesichtspunkt  — 
kann  nicht  gestellt  werden,  da  die  •  Kommunalver- 
waltung zwar  äußerlich  infolge  ihrer  selbständigen 
Gestaltung  von  der  Staatsverwaltung  losgelöst  ist, 
grundsätzlich  aber  doch  nur  ein  in  Form  der  Selbst- 
verwaltung organisierter  Teil  der  Staatsverwaltung  ist, 
und  alle  den  Gemeinden  zustehenden  Befugnisse  und 
Machtmittel  in  letzter  Linie  vom  Staate  und  der 
Staatsgewalt  ausgehen.  Eine  völlige  Ueberweisung 
der  Erbschaftssteuer  an  die  Kommunen  findet  sich 
m.  W.  nur  in  den  Schweizer  Kantonen  Graubünden, 
Nidwaiden  und  Glarus;  in  Zug  besteht  neben  der 
staatlichen  eine  kommunale  Erbschaftssteuer,  und  in 
Neuenburg  und  Waadt  ist  den  Gemeinden  gestattet, 
Zuschläge  zur  kantonalen  Steuer  zu  erheben  -').  Eng- 
land beteiHgt  die  Lokalverwaltungen  seit  188S  am 
Ertrage  Dasselbe  tuen  Sachsen-Meiningen  seit  den 
Gesetzen  von  1867  und  1885  ^)  und  die  Kantone  Argau 
und  Uri^).  Gegen  eine  völlige  oder  auch  nur  teil- 
weise Ueberweisung  der  Erbschaftssteuer  an  die  Ge- 
meinden sprechen  einmal  die  interlokalen  Erbfälle,  die 


^)  Handwört.  d.  Staatswisseiiscliaft  Art.  Erbschaftssteuer 
Bd.  3  S.  708. 

«)  S.  Sdianz  in  F.  A.  XVIII  S.  ö2Q. 

7)  Schanz  in  F.  A.  XVIII  S.  623. 

^)  Handwörterb.  der  Staatsw  .  a.  a.  C). 
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große  Schwierigkeiten  bereiten  würden,  und  die  in- 
folge der  Freizügigkeit  und  der  regen  Verkehrsbezie- 
hungen in  großer  Zahl  zu  erwarten  wären.  Des 
weiteren  würden  die  Erträge  einer  kommunalen  Erb- 
schaftssteuer, namentlich  in  den  kleineren  Gemeinden, 
so  schwankend  sein  und  sich  im  voraus  so  schlecht 
übersehen  lassen,  daß  sie  keine  brauchbare  Unter- 
lage für  eine  gesunde  und  vorsichtige  Einanzwirt- 
schaft  sind.  Die  Schwankungen  sind  eine  natürliche 
Folge  des  großen  Einflusses,  den  der  Eintritt  oder 
das  Ausbleiben  einzelner  großer  Erbfälle  auf  den  Ge- 
samtertrag in  einem  kleinen  Gebiet  haben  muß,  wo 
sich  außergewöhnliche  Einnahmen  und  Ausfälle  nicht 
hinreichend  kompensieren  können.  Die  Ziffern  der 
preuß.  Erbschaftssteuerstatistik  zeigen,  daß  schon  für 
die  einzelnen  Provinzen  Preußens,  namentlich  für  die 
weniger  bevölkerten  kleineren  Gebiete,  die  Schwan- 
kungen weit  größer  sind  als  für  den  ganzen  Staat. 

Für  Deutschland  als  Bundesstaat  ist  weiter  die 
Frage  zu  prüfen,  ob  das  Reich  oder  die  Einzel- 
staaten die  Erbschaftssteuer  erheben  sollen.  Sie 
kann  nicht  grundsätzlich  aus  der  staatsrechtlichen 
Konstruktion  des  Bundesstaates  oder  aus  dem  Wesen 
der  Erbschaftssteuer  beantwortet  werden.  Praktische 
Erwägungen  müssen  auch  hier  entscheiden.  Von  den 
beiden  dem  Deutschen  Reich  in  ihrer  Verfassung 
am  nächsten  verwandten  Staaten  erheben  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  sowohl  als  Bund  wie 
durch  die  Einzelstaaten  eine  Erbschaftssteuer,  während 
die  Schweiz  sie  den  Kantonen  allein  beläßt.  Wie  die 
Schweiz,  so  früher  auch  Deutschland,  das  durch  das 
REG.  einen  Mittelweg  eingeschlagen  hat.  Grund- 
sätzlich ist  die  Erbschaftssteuer  hierdurch  zwar  zur 
Reic'hssteuer  gemacht  worden,  den  Einzelstaaten  ist 
aber  eine  Beteiligung  am  Ertrage  ^)  zugesprochen,  und 
außerdem  ist  ihnen  gestattet  (§§  58—60),  für  eigene 


9)  Ein  Drittel  der  Roheinnahmen.  (§  2  Abs.  2  des  Gesetzes 
betr.  die  Ordnung  des  Reichshaushaltes  und  die  Tilgung  der 
Reidhsschuld  vom  3.  Juni  1906.  i  Siehe  hier  auch  die  Ueber- 
gangsbestimmung  des  §  7.)  Gemäß  §  3  Abs.  1  des  Gesetz- 
Entwurfs  betr.  Aenderungen  im  Finanzwesen  (1908)  nur  noch 
ein  Viertel.  * 
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Rechnung  Zuschläge  zu  der  nach  dem  REG.  ver- 
anlagten Steuer  zu  erheben  sowie  selbständig  Ab- 
gaben einzuführen  i«)  in  Ansehung  des  Anfalles  ge- 
wisser Personen,  die  nach  dem  REG.  befreit  sind, 
insbesondere  der  Descendenten  und  des  Ehegatten. 
Für  die  Aufnahme  der  Erbschaftssteuer  unter  die 
Finanzquellen  des  Reichs  war  sein  immer  stärker 
werdendes  Finanzbedürfnis  ausschlaggebend.  Da  es 
unmöglich  und  ungerecht  erschien,  dieses  Bedürfnis 
mittels  der  Zölle,  der  gemeinschaftlichen  Verbrauchs- 
steuern und  der  Einnahmen  aus  dem  Post-  und 
Telegraphenwesen,  auf  die  Artikel  70  der  Verfassung 
das  Reich  in  erster  Linie  verweist,  völlig  zu  be- 
friedigen, mußte  man  ihm  andere  Steuerquellen  er- 
öffnen, und  man  wählte  die  Erbschaftssteuer,  weil 
sie  sich  dazu,  wie  der  Staatssekretär  Frhr.  v.  Stengel 
am  6.  Dez.  1905  im  Reichstage  mit  Recht  ausführte, 
„auf  dem  Gebiete  der  Vermögenssteuern  ohne  tiefen 
Eingriff  in  das  direkte  Steuersystem  der  Einzelstaaten 
noch  am  ehesten  eignet".  Zwischen  der  Erbschafts- 
steuer einerseits  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer anderseits  besteht  zwar  ein  gewisser  innerer 
Zusammenhang  11).  Dieser  ist  ein  enger  für  die  Erb- 
schaftssteuer in  ihren  die  Besitzsteuern  ergänzenden 
Funktionen.  Bei  der  Erbschaftssteuer  als  Bereiche- 
rungssteuer ist  er  nur  gering,  für  die  Erbschaftssteuer 
als  erbrechtliche  Maßnahme  besteht  er  überhaupt 
nicht.  Soweit  die  beiden  letzteren  Gesichtspunkte  für 
die  Gestaltung  der  Erbschaftssteuer  und  ihres  Tarifs 
die  maßgebenden  sind,  und  das  ist,  abgesehen  von 
der  Besteuerung  der  Descendenten  und  Ehegatten, 
regelmäßig  der  Fall,  kann  deshalb  gegen  ihre  Los- 
lösung von  den  Besitzsteuern  kein  erheblicher  Fin- 


1^)  Durch  die  Gesetzentwürfe  zur  Reichs-Finaii/reform  (U)()S) 
nur  in  einem  nebensächlichen  Punkte  '(s.  Art.  I  Nr.  XXIV  mit 
VIII  1  des  Entwurfs  betr.  Aenderung  des  Erbschaftssleueroes.) 
geändert,  trotz   Einführung  der  Nachlaßsteuer. 

")  Scharf  betonte  ihn  von  Oziembowski  im  IVeuli.  Herren- 
haus am  3.  Juni  1905:  ,,Ob  eine  E.  gerecht,  angemessen  und 
zweckmäßig  bemessen  ist,  das  hängt  stets  davon  ab,  wie 
daneben  durch  die  Gesetzgebung  alljährlich  und  laufend  dieses 
Einkommen,  dieses  Vermögen  zur  Einkonunensteuer  und  Er- 
gänzungssteuer herangezogen  ist  imd  weiter  herange/ogen  w  ird," 
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wand  erhoben  werden.  Anders  bei  den  Descen- 
denten  und  Ehegatten,  wo  sie  allein  oder  im  wesent- 
lichen eine  Ergänzung  der  Besitzsteuern  ist^^j 
hier  bestehenden  Bedenken  können  aber  im  Interesse 
einer  Gesundung  der  Reichsfinanzen  zurückgestellt 
werden.  Die  fiskalische  Bedeutung  einer  solchen 
Ausdehnung  der  Reichserbschaftssteuer  würde  keine 
geringe  sein.  In  Frankreich  betrug  z.  B.  1903  die 
auf  Descendenten  und  Ehegatten  entfallende  Steuer 
33  o/o  der  Gesamtsteuer  i^).  Eventuell  müßten  einige 
Einzelstaaten  aus  der  Reichserbschaftssteuer  Konse- 
quenzen für  die  Regelung  ihrer  Besitzsteuern  ziehen 
und  z.  B.  die  Vermögenssteuern  herabsetzen,  um  eine 
zu  starke  Mehrbelastung  des  fundierten  Einkommens 
zu  verhindern.  Es  sind  das  Mißstände,  die  im  Bundes- 
staate überall  auftreten,  und  die  auch  auf  dem  Ge- 
biet der  Steuern  nichts  neues  sind.  Höhe  und  Um- 
fang der  Verbrauchsabgaben  und  Zölle  dürfen  bei 
der  Ordnung  der  Einkommensteuer  und  ihrer  Pro- 
gression sowie  bei  der  Festsetzung  des  steuerfreien 
„Existenzminimums"  auch  nicht  unbeachtet  bleiben. 
Eine  allgemeine  Erbschaftssteuer  ist  ferner  ein  guter 
Maßstab  für  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Bundesstaaten,  und  würde  diese  deshalb  gerechter 
zur  Deckung  der  Auslagen  des  Reiches  heranziehen, 
als  die  nach  der  Bevölkerungszahl  verteilten  Matri- 
kularbeiträge. 


Siehe  die  aTlgem.  Ausf.  im  I.  Abschn.  und  die  speziellen 
Erörterungen  im  nächsten  Kapitel.  ' 
13)  Kommissionsbericht  zum  REG.  S,  3. 
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Kap.  2. 

Der  Steuertarif. 

Die  Aufstellung  eines  allgemeinen  Normaltarifs  ist 
selbstverständlich  unmöglich,  weil  die  Höhe  der  Erb- 
schaftssteuer von  der  Größe  des  Finanzbedürfnisses 
einerseits,  von  dem  Stande  der  Volkswirtschaft  und  der 
Höhe  anderer  Steuern  anderseits  bedingt  wird,  und 
weil  der  Tarif  in  seinen  einzelnen  Teilen  auf  einer 
Wertschätzung  und  Abwägung  verschiedener  Momente 
beruht,  deren  Bedeutung  sich  in  Ziffern  nicht  ausdrücken 
läßt.  Die  Tarife  sind  denn  auch  recht  verschieden,  wie 
dies  die  folgende  Tabelle  zeigt: 
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Ehegatten    .  .  . 
Kinder  .  ... 
Weitere  Descendei 

Eltern  

Weitere  Descendei 
Voll-  und  halbbürti 
S.Grad:  a)  Neffen 
b)  Oheim* 

4.  Grad:  a)Großn€ 

b)  Großoh 

c)  Vettern 

5.  Grad  und  6.  Gi 
Weitere  Verwandte 
Nichtverwandte  . 
Schwiegerkinder 
Stiefkinder  .  .  . 
Adoptivkinder  . 
Anerkannte  unehel. 
Schwiegereltern  . 
Stiefeltern   .  .  . 
Adoptiveltern  .  . 

1    Schwäger  und  Seh 
Sonstige  .... 

ge  Geschwister 
und  Nichten  . 
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!ffe  u.  Nichten 
leime  u.  Tanten 
1  und  Basen  . 

Kinder  v.  Vater 
iwägerinnen  . 
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Deutsches  Reich 

Ges.  V.  3.  Juni  1906. 
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Preußen 

$5  Ges.  V.  19,  Mai  1891 
u.  31.  Juli  1895. 

oo  oo    4^  Qo  <z:>  CD  ^  ^  \  00  00  a>  oi    a>  ^  4i>  o>       o  o 

o  Bayern 

«   Ges.v.  11.  Nov.  1899. 
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^  Württemberg  3) 

^   Ges  V.  26.  De?.  1899. 

CO  CO  , 

00  00  00      4^  00  O  ^  rti.  1    00  00  05  00      4^^  CO  NO  O  O  O  O  O 

^  Sachsen 

Ges.  V.  9.  März  1880. 

i                        ii__kL_^  cococoT^ 
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o  Baden 

Ges.  V.  14.  Juni  1899. 
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o  Hessen 

^   Ges.  V.  22.  Dez.  1900. 

1                          CT)  CT)  CT5  Co 
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^  Elsaß-Lothringen 

^   Ges.  V.  17.  Juni  1900. 
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^  Bremen 

o   Ges.  V.  18.  Juli  1899. 
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^    Frankreich  ^) 

Ges.  V.  26.  Febr.  1931. 

1)  Progression  auch  nach  Höhe  des  Objekts. 

2)  Frei  sind  stets  1000  Mk.  und  vom  Mehrbetrag  20o/o  (Art.  3,  Z.  la  u.  Art.  4,  Z.  1). 

3)  Angeführt  die  Maximalsätze,  die  genaue  Feststellung  erfolgt  für  jede  Etats- 
periode durch  das  Finanzgesetz.  Das  Verhältnis  der  Maximalsätze  muß 
immer  gewahrt  bleiben.   (Art.  6.) 

4)  Ihre  Abkömmlinge  Iten  Grades  zahlen  4  0/o.  weitere  8  0/^. 

5)  Nur  bis  zum  Betrage  ihrer  gesetzlichen  Intestatportion  ;  darüber  hinaus  zahlen 
sie  5  0/j  (Art.  6  Z.  B.  2  und  Art.  7  Z.  1). 

6)  Geschwister  sind  frei,  „wenn  Erblasser  aus  der  Familie  des  überlebenden 
EUerntfcils  noch  nicht  ausgeschieden  war,  soweit  der  Anfall  in  einer  Quote 
des  Nachlasses  des  verstorbenen  E  ternteils  besteht".   Art.  6  Z.  B.  3). 

7)  Erbt  der  Ehegatte  neben  Abkömmlingen,  so  zahlt  er  nur  1  "/o,  soweit  der  Anfall 
das  gesetzl.  Erbteil  nicht  übersteigt.   (§  2). 

8)  Die  Ziffern  sind  entnommen  der  von  Schanz  in  Fin.-Arch.  XVIII,  S.  731  mit- 
geteilten Tabelle. 
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Es  lassen  sich  jedoch  einige  Regeln  von  grund- 
sätzlicher Bedeutung  erkennen,  auf  die  hier  einge- 
gangen werden  muß. 

I. 

Differenzierung  nach  dem  Steuersubjekt. 

Während  z.  B.  bei  den  Besitzsteuern  der  Steuer- 
tarif nur  nach  dem  Steuerobjekt,  seiner  Höhe  und  evtl. 
seinen  Arten  unterscheidet,  und  diesem  Tarife  alle 
Pflichtigen  unterschiedlos  unterworfen  sind,  berück- 
sichtigt der  Tarif  der  Erbschaftssteuer  seit  langem  und 
meist  in  erster  Linie  das  Steuersubjekt,  nämlich  die 
Beziehungen  des  Pflichtigen  zum  Erblasser.  Es  geschieht 
dies  in  zwiefacher  Hinsicht,  einmal  vielfach  durch 
Freilassung  gewisser  Verwandtschafts- 
grade und  ferner  regelmäßig  durch  einen 
mit  der  Verwandtschaftsferne  steigenden 
Tarif. 

In  vielen  Erbschaftssteuergesetzen  hat  man  die 
Descendenten  und  den  Ehegatten,  in  manchen  auch  die 
Ascendenten  freigelassen.  Von  den  deutschen  Einzel- 
staaten kannte  nur  Elsaß-Lothringen  keine  Befreiung 
dieser  Art.  Hamburg  besteuerte  zwar  die  Descendenten 
und  Ascendenten,  ließ  aber  den  Ehegatten  frei,  und 
ebenso  grundsätzlich  Lübeck.  In  Reuß  ä.  L.  und 
Schwarzburg  -  Sondershausen  wurde  unter  gewissen 
Umständen  der  Ehegatte  zur  Steuer  herangezogen, 
während  hier  alle  Verwandten  in  gerader  Linie  frei 
blieben.  Die  Ascendenten  besteuerten  unter  Freilassung 
der  Descendenten  und  Ehegatten :  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  Reuß  j.  L.  und  Sachsen -Altcnburg, 
letzteres  aber  unter  Ausschluß  der  Eltern,  die  frei 
blieben.  Frankreich,  England,  Österreich,  Ualicn,  viele 
Schweizer  Kantone  kennen  keine  Befreiung  der  nächsten 
Verwandten  oder  der  Ehegatten. 

Diese  Freilassungen  sind  für  das  finanzielle  Ergebnis 
von  der  grössten  Bedeutung,  da  gerade  die  Beerbungen 

() 
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durch  Descendenten  und  Ehegatten  den  weitaus  größten 
Teil  der  Erbfälle  ausmachen.  In  Frankreich  entfielen 
1903  auf  die  Descendenten  und  Ehegatten  70 7o  der 
Erbfälle  mit  72%  der  Gesamtmasse.  Wenn  nun  auch 
in  Anbetracht  der  von  den  nächsten  Verwandten  erhobenen 
weit  geringeren  Sätze  ihr  Anteil  am  Ertrage  ein  relativ 
geringerer  ist,  so  bleibt  er  doch  mit  33%  recht  erheb- 
lich.^) Auch  für  Elsaß-Lothringen  ist  dieser  Anteil  am 
Ertrage  auf  Ys  berechnet  worden .  ^)  Das  fiskalische 
Interesse  spricht  also  entschieden  gegen 
eine  Befreiung  der  nächsten  Verwandten, 
und  aus  den  verschiedenen  Funktionen  der  Erbschafts- 
steuer, die  im  I.  Abschnitt  festgestellt  wurden,  folgt, 
daß  diese  Befreiungen  —  selbst  die  der 
Descendenten  und  Ehegatte n-auch  unge- 
rechtfertigt  sind.  Erbrechtliche  Momente  können 
zwar  für  die  Erbschaftssteuer  bei  Descendenten  und 
Ehegatten  nicht  geltend  gemacht  werden,  während  sie 
wie  im  I.  Abschnitt  (Kap.  3)  gezeigt,  bei  den  Ascendenten 
schon  berücksichtigt  werden  müssen.  Auch  als  Bereiche- 
rungssteuer ist  sie  hier  angebracht,  während  sie  bei 
den  Descendenten  und  Ehegatten  aus  diesem  Gesichts- 
punkt nicht  gebilligt  werden  konnte,  wenn  es  sich  um 
geringe  Anfälle  handelt,  und  die  Erben  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Existenz  von  dem  Erblasser  ganz  oder  im 
wesentlicken  abhängig  sind.^)  Letzteres  pflegt  bei  den 
Descendenten  und  Ehegatten  mehr  oder  weniger  stets 
der  Fall  zu  sein.  Man  erkennt  regelmäßig  schon  zu 
Lebzeiten  der  Eltern  einen  gewissen  Anspruch  der 
Kinder  auf  das  elterliche  Vermögen  und  Einkommen 
an  (Unterhaltspflicht!  Aussteuerpflicht  1),  die  den  Verhält- 
nissen der  Eltern  entsprechend  erzogen  werden,  ihr 
Leben  wenigstens  in  der  Jugend  fast  ausnahmslos  aus 
den  Mitteln  der  Eltern  fristen,  und  häufig  sogar  noch 


1)  S.  Kommissionsbericht  z.  REG.  S.  3,  cf.  Gesetzentw.  über 
das  Erbrecht  des  Staates  (1908)  S.  26  f.  (Anlage). 

2)  Finanzminister  von  Rheinbaben  im  Reichstag  am  7.  Dez.  05. 

3)  So  im  I.  Abschnitt,  Kap,  2  (III) 
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nach  ihrem  Austritt  aus  dem  Haushalt  der  Eltern  die 
Kosten  ihrer  Ausbildung,  ihren  Lebensunterhalt  und 
die  Gründung  einer  eigenen  Existenz  aus  dem  Ein- 
kommen bezw.  Vermögen  der  Eltern  bestreiten.  Die 
Ehefrau  ist  in  ihrer  Existenz  regelmäßig  auf  den 
Erwerb  des  Mannes  angewiesen,  und  anderseits  be- 
deutet der  Tod  der  Frau  für  diesen  oft  einen 
großen  wirtschaftlichen  Verlust.  Ausnahmen  bestehen 
hier  zweifellos,  aber  die  Praxis  zwingt,  den  regel- 
mäßig bestehenden  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen 
und  deshalb  Decendenten  und  Ehegatten  bei  kleineren 
Anfällen  (bei  etwa  weniger  als  20  000  Mark)  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  Bereicherung  überhaupt  nicht 
zur  Erbschaftssteuer  heranzuziehen.  Umgekehrt  darf 
man  bei  anderen  Erben  eine  Bereicherungssteuer 
eintreten  lassen,  da  sie  nur  selten  in  einer  derartigen 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  vom  Erblasser  stehen. 
Daß  es  auch  hier  Ausnahmen  gibt,  soll  und  kann  zwar 
nichtbestritten  werden,  sie  sind  aber  verhältnismäßig  selten. 
Ihre  Berücksichtigung  im  Tarif  ist  deshalb  nicht  mög- 
lich, wie  denn  überhaupt  bei  keiner  Steuer  gewisse 
Härten  im  Einzelfalle  vermieden  werden  können.  Durch 
einzelne  Ausnahmebestimmungen  (Dienstboten!)  und 
vor  allem  durch  ein  allgemein  steuerfreies  Minimum, 
das  wie  bei  den  Besitzsteuern  so  auch  bei  der  Erb- 
schaftssteuer zu  verlangen  ist  (s.  unten),  werden  diese 
Härten  auf  ein  erträgliches  Mindestmaß  reduziert.  In 
allen  Erbfällen  ist  die  Erbschaftssteuer  gerechtfertigt 
in  ihren  die  Besitzsteuern  ergänzenden  Funktionen.  Sie 
hat  die  Lücken  der  Besitzsteuern  bei  Descendenten  und 
Ehegatten  ebensogut  auszufüllen  wie  bei  anderen  Erben, 
und  als  allgemeine  Vermögenssteuer  ist  sie  bei  allen 
Erben  in  gleichem  Maße  am  Platze.  Man  kann  gegen 
diese  Besteuerung  der  nächsten  Verwandten  ebenso- 
wenig Einwendungen  machen  wie  gegen  die  Heran- 
ziehung eines  Familienvaters  zu  den  Besitzsteuern. 
Unter  Beschränkung  auf  die  Erbschaftssteuer  als  Ver- 
mögenssteuer ist  richtig,  was  Gröber  am  13.  Dez.  1905 
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im  Reichstage  sagte:  „Der  preußische  Finanzminister 
sagt,  da  leide  der  Familiensinn,  die  pflichtmäßige  Für- 
sorge des  Vaters  für  seine  Familie,  wenn  nach  seinem 
Tode  der  Staat  kommt  und  der  Familie  einen  Teil 
dessen  wegnehme,  was  der  Vater  in  seinem  Leben 
erarbeitet  habe.  Gar  nicht  übel,  ich  würde  nur  bitten, 
daraus  die  Konsequenz  für  die  steuerliche  Behandlung 
des  Vaters  während  seines  Lebens  zu  ziehen  und  ihm 
auch  während  des  Lebens  nicht  einen  Teil  des  sauer  erar- 
beiteten Einkommens  zu  nehmen".  Wie  zu  den  Besitz- 
steuern der  Familienvater  herangezogen  wird,  weil 
seine  Leistungsfähigkeit  es  gestattet  und  größer  ist  als 
die  schlechter  situierter  Personen,  so  auch  seine  Erben 
zur  Erbschaftssteuer,  da  auch  sie  infolge  der  Erbschaft, 
wenn  diese  nicht  zu  unbedeutend  ist,  leistungsfähig 
sind,  und  leistungsfähiger  namentlich  als  die,  welche 
nichts  oder  weniger  besitzen  bezw.  in  gleichen  Ver- 
hältnissen nichts  oder  weniger  beim  Tode  des  Familien- 
vaters erben.  Daß  man  gegen  die  Besteuerung  der 
Descendenten  usw.  nicht  geltend  machen  kann,  daß 
sie  ein  unerträgliches  Eindringen  in  die  Familienver- 
hältnisse bedeute,  wurde  schon  oben  ausgeführt.  Der 
Staat  tut  dasselbe  schon  jetzt  im  Erbfall,  sobald  Min- 
derjährige beteiligt  sind,  und  tut  es  ständig  bei  den 
Besitzsteuern.  Für  die  Besteuerung  der  Ascendenten 
sei  auch  darauf  hingewiesen,  daß  sie  selbst  bei  Frei- 
lassung der  Descendenten  erforderlich  ist,  um  eine 
Umgehung  der  Erbschaftssteuer  der  Geschwister  zu 
vermeiden.  Die  vorzügliche  Kontrolle  für  die  Besitz- 
steuern, welche  die  Erbschaftssteuer  bietet,  spricht 
auch  gegen  die  Freilassung  irgend  welcher  Verwandt- 
schaftsgrade. 

Die  Erbschaftssteuer  gestattet  also  nicht  die  Frei- 
lassung irgend  welcher  Verwandtschaftsgrade,  ander- 
seits ist  sie  aber  nicht  in  allen  ihren  Funktionen 
überall  angebracht.  Das  weist  schon  auf  eine  ver- 
schiedene Behandlung  der  Steuerpflich- 
tigen hin,  die  auch  noch  aus  anderen  Gründen  zu 
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fordern  ist.  Nur  für  die  Erbschaftssteuer  als  Vermögens- 
steuer ist  eine  Differenzierung  nach  dem  Subjekt  nicht 
erforderlich  und  angebracht/)  da  hierzu  weder  der 
Gesichtspunkt  der  allgemeinen  Vermögensbesteuerung 
noch  der  der  Ausfüllung  von  Lücken  in  der  Besitz- 
besteuerung einen  ausreichenden  Anlaß  bietet.  Auch 
die  Besitzsteuern  selbst  nehmen  ja  regelmäßig  in  ihrem 
Tarif  keine  Rücksicht  auf  die  Person  des  Pflichtigen, 
sondern  nur  auf  das  Steuerobjekt.  Anders  schon  bei 
der  Erbschaftssteuer  als  Bereicherungssteuer.  Es  wurde 
bereits  festgestellt,  daß  hier  die  Descendenten  und 
Ehegatten  bei  kleinen  Anfällen  mangels  einer  steuer- 
fähigen Bereicherung  freibleiben  müssen.  Da  der  Grad 
der  Bereicherung  wie  gezeigt  nicht  nur  durch  die 
Höhe  des  Anfalls  sondern  auch  durch  eine  etwaige 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  vom  Erblasser  bestimmt 
wird,  und  eine  solche  Abhängigkeit  bei  dem  Descen- 
denten und  Ehegassen  regelmäßig  besteht,  bei  anderen 
Verwandten  dagegen  nur  äußerst  selten  vorkommt 
und  unbeachtet  bleiben  kann,  so  ist  es  angebracht, 
auch  bei  größeren  Anfällen  die  Erbschaftssteuer  als 
Bereicherungssteuer  für  Descendenten  und  Ehegatten 
milder  zu  gestalten,  während  für  eine  verschiedene 
Behandlung  der  anderen  Erben  kein  Grund  ersichtlich 
ist.^)  Eine  viel  weiter  gehende  Rücksichtnahme  auf  die 
Beziehungen  zum  Erblasser  ist  geboten,  wenn  man 
der  Erbschaftssteuer  auch  eine  erbrechtliche  Aufgabe 
beilegt.  Oben^)  wurde  dies  des  näheren  ausgeführt. 
Vereinigt  man  die  verschiedenen  Bestandteile,  aus  denen 
sich  der  Tarif  der  Erbschaftssteuer  zusammenzusetzen 
hat,  so  würde  sich  etwa  folgendes  Bild  ergeben : 


*)  Aehnlich  Handwörterb.  der  Staatswissenschaft.  Art.  Erb- 
schaftssteuer von  Schanz.    (Bd.  III,  S.  703,  Z.  4,2.) 

Aehnlich  Handwört.  d.  Staatsw.  a.  a*  O.  Z.  4.1. 
«)  Abschn.  I,  Kap.  3  (II). 
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Ver- 
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steuer 

% 

Bereich. - 
Steuer 

% 

Erbanteil 
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Staates 

% 

Summa 

% 

1      Dpsrpnrlpntpn  iinH 

Ehegatten  bei  Anfall 

bis  20  000  Mark  .  . 

0 

0 

L/coLcnucnien  una 

Ehegatten  bei  Anfall 

von  über  20  000  Mark 

0 

lVi-3 

^      Flfprn  C\rnHe>Mt^rn 

o«    1-iiicrii,  vjiuDciicrn, 

Geschwister  u.  deren 

Nachkommen   .  .  . 

V2-1V2 

1—3 

5-15 

t.    1  colatllClllocrUcn  Ulc 

iliCili  uiiLci  j.  z«  uuer 

3.  fallen  

V2-1V2 

1-3 

10-30 

5.  Entfernte  Verwandte, 

die  nicht  durch  Testa- 

ment als  Erben  ein- 

gesetzt sind  .... 

Der  Staat  Alleinerbe 

Die  Höhe  der  Sätze,  die  aus  rein  steuerpolitischen 
Gründen  festzusetzen  sind,  müssen  so  niedrig  gehalten 
werden,  daß  sie  nicht  zu  einer  reellen  Vermögenssteuer 
führen.^)  Man  hat  höhere  Sätze  unter  Leugnung 
erbrechtlicher  Motive  vielfach  damit  zu  begründen 
versucht,  daß  für  Fremde  und  entferntere  Verwandte 
der  Erbfall  einen  „Glücksfall'^  bedeute,  einen  Erwerb, 
auf  den  sie  nie  mit  Bestimmtheit  hätten  rechnen  können. 
Je  weiter  die  Verwandschaft,  desto  größer  sei  der  Glücks- 
fall, desto  geringer  die  Anwartschaft  und  die  Aussicht 
auf  die  Erbschaft,  desto  leichter  falle  es  den  Erben 
etwas  von  ihrer  Erbschaft  abzugeben.  Wieweit  dies 
richtig  ist,  mag  dahingestellt  bleiben;  auf  jeden  Fall 
kann  aber  die  rein  fiskalische  Erwägung:  zu  nehmen, 


^)  Der  Spielraum  berücksichtigt  die  noch  zu  erörternde  Pro- 
gression nach  der  Höhe  des  Anfalls. 
8)  S.  Abschn.  1,  Kap.  2  (IV). 
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wo  es  am  leichtesten  zu  holen  ist,  allein  nicht  aus- 
reichen, um  eine  Steuer  und  sogar  eine  reelle  Vermögens- 
steuer zu  begründen. 

Unter  den  Testamentserben  finden  sich  häufig 
solche,  die  mit  dem  Erblasser  zwar  nicht  durch  die 
Bande  der  Blutsverwandtschaft  verknüpft  sind,  die  aber 
doch  zu  ihm  infolge  eines  der.  Verwandschaft  ähnlichen 
Verhältnisses  in  regelmäßig  engen  sittlichen  und  auch 
wirtschaftlichen  Beziehungen  stehen,  nämlich  Stief- 
und  Schwiegerkinder,  Stief-  und  Schwiegereltern, 
Adoptivkinder  und  Adoptiveltern.  Dasselbe  gilt  von 
den  vom  Vater  anerkannten  unehelichen  Kindern. 
Bei  ihnen  allen  sind  somit  dieselben  Gründe  maßgebend, 
die  bei  den  Geschwistern  usw.  —  mögen  sie  Testaments- 
erben oder  Intestatserben  sein  —  dazu  führen,  den 
staatlichen  Erbteil  auf  nur  15 — S^o  zu  bemessen.  Sie 
sind  in  dem  oben  aufgestellten  Tarif  der  Klasse  III 
zuzuzählen.  Die  meisten  Tarife  (siehe  vorn  die  Tabelle) 
nehmen  auf  die  Stellung  dieser  Nichtverwandten  Rück- 
sicht, indem  sie  diese  den  Geschwistern  oder  anderen 
näheren  Verwandten  gleichstellen. 

Zu  einer  Unterscheidung  zwischen  Testaments- 
erben und  Vermächtnisnehmern  liegt  kein  Grund  vor. 
Der  Unterschied  ist  trotz  vieler  Konsequenzen  wirt- 
schaftlicher Art  wie  Schuldenhaftung  usw.  im  Grunde 
genommen  ein  juristischer.  Jedenfalls  ist  er  ohne 
praktische  Bedeutung,  wenn  es  sich  nur  um  den  durch 
den  Erbfall  erzielten  reinen  Vermögenszuwachs  handelt, 
wie  dies  bei  der  Erbschaftssteuer  (siehe  unten)  der 
Fall  ist. 

Die  gegenüber  den  anderen  —  nicht  erbberech- 
tigten —  Mitgliedern  der  2.  Parentel  exceptionelle 
Stellung  der  Großeltern  kann  dazu  führen,  daß  das 
Vermögen  des  Erblassers  auf  dem  Umwege  über  die 
Großeltern  den  nicht  erbberechtigten  Verwandten  der 
2.  oder  einer  höheren  Parentel  doch  anfallen  würde. 
Dem  ist  der  Ges.-Entw,  betr.  das  Erbrecht  des  Staates 
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(1908)  in  geschickter  und  angemessener  Weise  ^)  dadurch 
entgegengetreten,  daß  er  den  Großeltern  nur  die  recht- 
liche Stellung  eines  Vorerben  gibt  (Art.  I  Nr.  1),  und 
als  Nacherben  beruft:  in  erster  Linie  die,  welche  den 
Erbteil  erhalten  hätten,  wenn  der  betr.  Großelternteil 
den  Erbfall  nicht  erlebt  hätte,  also  zunächst  die  anderen 
Großeltern  u.  sodann  den  Ehegatten,  in  2.  Linie  den 
Staat  (Art.  I  Nr.  7.) 

Fast  in  allen  Erbschaftssteuergesetzen  finden  sich 
außerhalb  des  allgemeinen  Tarifs  Be- 
stimmungen, welche  für  bestimmte  Per- 
sonen eine  Sonderbehandlung  vorschreiben. 
Grundsätzlich  ist  jede  derartige  Ausnahme  als  mit  dem 
Prinzip  der  Allgemeinheit  und  Gleichheit  im  Wider- 
spruch stehend  zu  verurteilen,  es  gibt  aber  doch  zweifel- 
los Fälle,  in  denen  eine  Abweichung  von  der  Regel 
gebilligt  werden  muß.  Auf  einige  dieser  Ausnahmen 
soll  hier  kurz  eingegangen  werden. 

Die  Steuerfreiheit  des  Landesherrn  und  seiner 
Familie  beruht  auf  staatsrechtlichen  Erwägungen  und 
historischer  Überlieferung.  Sie  entzieht  sich  deshalb 
einer  finanzwissenschaftlichen  Erörterung. 

Eine  Befreiung  des  Fiskus,  die  im  allgemeinen 
selbstverständlich  erscheint,  da  der  Fiskus  selbst  die 
Einnahme  aus  der  Steuer  bezieht,  kennt  das  REG. 
nicht,  da  Reichs-  und  Landesfiskus  an  dem  Ertrage 
partizipieren  sollen,  und  deshalb  die  Heranziehung 
jedes  im  Interesse  des  anderen  erforderlich  ist. 

Häufig  findet  sich  eine  besonders  milde  Behand- 
lung der  Angestellten  des  Erblassers.  Preußen 
hat  ihnen  im  Tarif  selbst  einen  besonderen  Platz  an- 
gewiesen und  seinen  geringsten  Steuersatz  mit  1% 
allein  aufgestellt  für  den  Anfall,  der  ,,an  Personen 
gelangt,  welche  dem  Hausstande  des  Erblassers  an- 
gehört und  in  demselben  in  einem  Dienstverhältnis 


9)  Aehnlich  (Nutznießungsrecht!)  das  neue  Civilgesetzbuch 
für  die  Scliweiz,  Art.  466, 
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gestanden  haben,  sofern  der  Anfall  in  Pensionen, 
Renten  oder  anderen  auf  die  Lebenszeit  des  Bedachten 
beschränkten  Nutzungen  besteht,  die  ihnen  mit  Rück- 
sicht auf  dem  Erblasser  geleistete  Dienste  zugewendet 
werden".  Fast  wörtlich  übereinstimmmende  Be- 
stimmungen mit  einem  Satz  von  ebenfalls  1%  haben 
das  Königreich  Sachsen  (§  3  A),  Sachsen-Gotha,  Anhalt, 
Reuß  j.  L.  Andere  Einzelstaaten  begünstigten  die 
Angestellten  wenigstens  durch  Bewilligung  eines 
höheren  steuerfreien  Minimums,  so  Bayern  (Art.  3 
Z.  Ic :  600  Mk.  statt  50  Mk.),  Württemberg  (Art.  5  D : 
1000  Mk.  statt  120  Mk.),  Baden  (§  4  Z.  10:  1000  Mk. 
statt  100  Mk.),  Hessen  (Art.  6  Z.  5 :  1000  Mk.  statt 
100  Mk.).  Dem  Beispiele  dieser  ist  das  REG. 
gefolgt,  indem  es  in  §  11  (Z.  4  h)  bestimmt,  daß 
„Personen,  die  in  einem  Dienst-  und  Arbeitsverhältnisse 
zum  Erblasser  gestanden  haben,  sofern  der  Wert  des 
Erwerbes  den  Betrag  von  3000  Mk.  nicht  übersteigt'', 
von  der  Erbschaftssteuer  befreit  bleiben,  während  das  REG. 
im  übrigen  das  Minimum  auf  500  Mk.  festsetzt.  Die 
z.  Zt.  vorliegenden  Gesetzentwürfe  ändern  hieran  nichts. 
Diese  Sonderbehandlung  muß  aus  sozialen  Gründen 
unbedingt  gebilligt  werden,  ja  selbst  eine  weitergehende 
Bestimmung,  die  auch  bei  höheren  Anfällen,  wenigstens 
wenn  diese  aus  Renten  und  dergl.  bestehen,  eine 
Steuervergünstigung  gewährt,  müßte  als  billig  erachtet 
werden. 

In  großem  Umfange  erfreuen  sich  einerSonderbehand- 
lung  die  Anfälle  der  Kirchen  und  anderer 
Relegionsgesellschaften,  der  Stiftungen^ 
Anstalten  und  Gesellschaften,  die  kircii- 
lichen  mildtätigen  oder  gemeinnützigen 
Zwecken  dienen,  sowie  die  Zuwendungen 
^ür  wohltätige,  gemeinnützige  und  Unter- 
richtszwecke. Das  REG.  läßt  solche  Anfälle 
frei,  wenn  sie  nicht  mehr  als  5000  Mk.  betragen  und 


')  Tarif  z.  Pr.  Erbschaftsstcucrgcsetz. 
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besteuert  sie  sonst  mit  5^0.  Preußen  (Tarif:  Be- 
freiungen Z.  f  und  folgende),  Bayern  (Art.  3  Z.  3  und  4), 
Württemberg  (Art.  5  Zif.  C),  Sachsen  (Art.  2  Z.  A  5, 
6  und  B)  usw.  lassen  sie  in  jeder  Höhe  frei.  Einige 
Staaten  lehnen  die  Sonderbehandlung  der  Kirchen  ab, 
so  Hessen,  Elsaß-Lothringen,  Schwarzburg-Rudolstadt 
u.  a.  Bei  der  Behandlung  dieser  Frage  muß  unter- 
schieden werden  zwischen  Zuwendungen,  die  gemäß 
der  Willenserklärung  des  Erblassers  mittelbar  oder 
unmittelbar  gemeinnützigen  Zwecken,  d.  h.  Wohltätig- 
keits-,  Unterrichts-,  wissenschaftlichen,  künstlerischen 
und  ähnlichen  Zwecken  dienen,  und  Anfällen  an 
Kirchen,  Religionsgesellschaften  und  andere  Stiftungen 
und  Anstalten  der  Art.  Bei  diesen  kann  eine  Be- 
günstigung aus  wirtschaftspolitischen  und  finanzpoliti- 
schen Gründen  nicht  gebilligt  werden,  da  derartige  Anfälle 
nur  eine  Vermehrung  des  Vermögens  der  toten  Hand 
bedeuten,  und  der  Staat  nicht  das  geringste  Interesse 
daran  hat,  eine  Vermehrung  dieses  wirtschaftlich  stets 
mehr  oder  weniger  schädlichen  Vermögens  zu  be- 
günstigen. Diese  Anfälle  kommen  auch  nicht  der 
Allgemeinheit  zu  gute  sondern  bestimmten  Personen- 
kreisen, ohne  daß  die  anderen  davon  direkt  oder 
indirekt  einen  Vorteil  zu  erwarten  haben.  Ob  und 
inwieweit  das  ,, religiöse  Empfinden  der  Mehrheit  des 
Volkes"  und  „historische  Überlieferung"  eine  Sonder- 
behandlung rechtfertigen,  will  ich  hier  nicht  unter- 
suchen. Bei  den  Zuwendungen  zu  gemeinnützigen 
Zwecken  dagegen  ist,  wenn  die  Verwendung 
zu  diesem  Zwecke  garantiert  ist,  eine  gewisse 
Begünstigung  zu  billigen,  da  sie  im  Allgemeininteresse 
liegen  und  den  Staat  in  der  Lösung  seiner  sozial- 
politischen und  kulturellen  Aufgaben  unterstützen. 
Eine  völlige  Freilassung  ist  aber  nicht  berechtigt.  Es 
ist  unrichtig,  wenn  man  befürchtet,  daß  durch  ihre 
mäßige  Besteuerung  mancher  abgehalten  werde  der- 
artige Zuwendungen  zu  machen,  und  es  ist  nur  recht 
und  billig,  wenn  auch  von  solchen  Zuwendungen  zu 
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speziellen  Zwecken  ein  gewisser  Teil  der  Staatskasse 
für  die  Erfüllung  ihrer  allgemeinen  Aufgaben  ohne 
Zweckbestimmung  zugeführt  wird.  Ich  würde  vor- 
schlagen, sie  mindestens  nach  dem  für  Geschwister 
usw.  geltenden  Tarifsatze  zu  belasten.  Auf  jeden 
Fall  geht  es  zu  weit,  wenn  Scheel  (Seite  65) 
vorschlägt,  daß  durch  testamentarische  Zuwendungen 
zu  öffentlichen  Wohlfahrtszwecken,  die  mindestens  der 
Höhe  der  Steuer  entsprechen,  „die  Ansprüche  des 
Steuererhebers  als  quittiert  erachtet  werden  sollen". 
Der  Fiskus  mul3  in  erster  Linie  sich  selbst  die  Be- 
stimmung über  die  beim  Erbfall  ihm  zukommenden 
Abgaben  vorbehalten.  Nur  er  kann  mit  genügender 
Sicherheit  die  jeweiligen  Staatsbedürfnisse  überschauen, 
und  er  kann  deshalb  nicht  zulassen,  daß  der  Erblasser 
über  das,  was  dem  Staate  gebührt,  vorweg  im  Interesse 
gewisser  Einrichtungen,  die  ihm  besonders  am  Herzen 
liegen,  entscheidet.  Für  den  Teil  der  Erbmasse,  der 
solchen  „Liebhaberzwecken",  die  gleichzeitig  im  all- 
gemeinen Interesse  liegen,^  zugedacht  ist,  mag  der 
Staat  auf  einen  Teil  der  ihm  gebührenden  Abgaben 
verzichten.    Mehr  kann  nicht  verlangt  werden. 

Eine  durchaus  berechtigte  Konsequenz  der  sozial- 
politischen Aufgaben  des  Reichs  ist  schließlich  die  Be- 
günstigung gewisser  Anstalten  die  im  §  12  Z.  4  REG. 
ausgesprochen  ist.  Hiernach  sind  die  Erwerbe  der 
Kassen  oder  Anstalten,  welche  die  Unterstützung  von 
Personen  sowie  deren  Familienangehörigen  bezwecken, 
die  zu  dem  Erblasser  oder  zu  einem  wirtschafüichen 
Unternehmen,  an  dem  der  Erblasser  beteiligt  war,  in 
einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisse  stehen,  bis  zu 
einer  Höhe  von  5000  Mark  ganz  frei,  während  höhere 
Anfälle  den  ermäßigten  Steuersatz  von  5%  zu  zahlen 
haben.  Weiter  ging  z.  B.  das  Preuß.  EG.  ^'),  welches 
„Kassen  oder  Anstalten,  welche  die  Unterstützung  der 
Arbeitsnehmer  oder  Bediensteten  des  Erblassers  sowie 


Tarif:  Befreiungen  Z.  2  Ii. 
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der  Angehörigen  desselben  bezwecken,"  ganz  frei  ließ. 
Der  vom  REG.  gewählte  Weg  ist  aus  den  schon  im 
vorstehenden  für  die  gemeinnützigen  Zuwendungen 
angeführten  Gründen  der  richtigere. 

II. 

Differenzierung  nach  dem  Steuerobjekt. 
Neben  der  Person  des  Pflichtigen  ist  das  Steuer- 
objekt bei  der  Ausgestaltung  des  Tarifs  zu  berücksich- 
tigen. Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben  von  dem  in 
den  Erbfall  kommenden  Vermögen.  Daß  nur  das  Rein- 
vermögen zur  Steuer  herangezogen  werden  darf,  ist 
aus  allen  Gesichtspunkten,  die  für  sie  angeführt  werden 
können,  eigentlich  selbstverständlich.  Nur  die  Ver- 
quickung mit  den  Verkehrssteuern  und  dem  Gebühren- 
wesen machen  es  erklärlich,  daß  bisweilen,  insbesondere 
bis  vor  kurzem  (1901)  in  Frankreich,  das  Bruttover- 
mögen zu  ihrer  Grundlage  gemacht  wurde.  Ein  der- 
artiges Vorgehen  ist  als  eine  „Besteuerung  negativer 
Werte')"  unbedingt  zu  verwerfen.  Die  Ermittelung 
des  Reinvermögens  stößt  in  der  Praxis  auf  manche 
Schwierigkeiten.  Das  REG.  hat  deshalb  verschiedene 
Normen  dafür  aufgestellt  (§§  17  ff.).  Sie  regeln  z.  B. 
die  Bewertung  von  Nutzungen,  Renten,  unsicheren 
Rechten  usw.  und  treffen  Bestimmungen  für  den  Fall, 
daß  ein  Anfall  suspensiv  oder  resolutiv  bedingt,  oder 
ein  Anfall  bedingt  belastet  ist.  Werden  unbekannte 
Ansprüche  der  Masse  oder  an  die  Masse  später  be- 
friedigt, so  soll  eine  nachträgliche  Regulierung  erfolgen. 
Alle  diese  Bestimmungen  verfolgen  den  durchaus  be- 
rechtigten Zweck  zu  erreichen,  daß  jeder  Erbe  und 
Vermächtnisnehmer  von  dem  Vermögen  eine  Steuer 
bezahlt,  um  das  er  wirklich  „durch  den  Anfall  bereichert 
worden  ist"  (§  29  Abs.  1).  Aus  gleichem  Grunde  ist 
der  Abzug  der  Kosten  der  Beerdigung  und  Nach- 
laßregulierung zu  gestatten^).    (REG.  §  29  Abs.  3.) 

1)  Schäffle  II,  S.  424. 

2)  Schon  Augustus  verfügte  im  alten  Rom  den  Abzug  des 
funeris  sumptus. 
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Das  Vermögen  des  Erblassers  tritt  beim  Erbfalle 
in  zwiefacher  Hinsicht  in  die  Erscheinung,  nämlich 
einmal  als  Nachlaß  und  ferner  als  Anfall.  Will 
man  auch  bei  der  Erbschaftssteuer  ein  steuerfreies 
Minimum  anerkennen  und  sie  nach  der  Höhe  der 
Masse  abstufen,  so  ist  es  von  großer  Bedeutung,  ob 
man  den  Nachlaß  oder  den  Anfall  zu  ihrer  Bemessungs- 
grundlage macht.  Auf  ersteren  weist  die  in  ihr  liegende 
nachholende  Vermögensbesteuerung  hin,  auf  letzteren 
der  Gesichtspunkt  der  vorgreifenden  Vermögens- 
besteueruug  und  der  Bereicherungssteuer.  Die  Erbbe- 
teiligung des  Staates  führt  m.  E.  eine  Anfallsteuer  am 
besten  durch.  Sie  ist  in  ihrer  Höhe  abhängig  von  der 
Person  des  Erben,  kann  also  auch  nicht  immer  ein- 
heitlich für  den  ganzen  Nachlaß  festgesetzt  werden. 
Die  Erbbeteiligung  des  Staates  soll  weiterhin,  wie  im 
ersten  Abschnitt  gezeigt  wurde,  zwecks  Schonung  der 
mittleren  und  kleinen  Vermögen  degressiv  sein ;  auch 
dies  führt  zur  Anfallsteuer,  da  es  ja  nicht  auf 
die  Vermögen  ankommt,  die  bestanden  haben,  sondern 
auf  die,  welche  durch  den  Erbfall  entstehen  oder  zuer- 
worben werden.  Allein  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
nachholenden  Vermögensbesteuerung  wäre  somit  die 
Nachlaßsteuer  zu  empfehlen.  Dem  wird  Rechnung 
getragen,  wenn  neben  einer  Anfallsteuer  eine  Nachlaß- 
steuer erhoben  wird.  Die  Steuersätze  der  Anfallsteuer 
müssen  dann  entsprechend  niedriger  sein  als  bei  einer 
Erbschaftssteuer,  die  gleichzeitig  allen  Zwecken  dient. 
Eine  derartige  Nachlaßsteuer  ^)  neben  der  als  Anfall- 
steuer ausgebildeten  Erbschaftssteuer  beantragte  in  den 
Kommissionverhandlungen  zum  REG.  der  Bericht- 
erstatter am  Zehnhoff Es  schlug  einen  Steuersatz 
von  Vio — 2^/0  vor.  Der  Antrag,  den  der  Bericiitcrstatter 
später  fallen  ließ,  wurde  im  Plenum  von  der  freisinnigen 


3)  Eine  solche  besitzt  England  in  der  estate  duty. 

Ein  sozialdemokratischer  Antrag  schlug  in  erster  I.iiiie  eine 
Naclilaßsteuer  von  1 — l()7u)  daneben  eine  Anl'allsteuer  von  5  bezw 
10  7o  vor.   (S.  Bericht  der  Kommission  S.  10). 
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Vereinigung  wieder  aufgenommen,  aber  ohne  Erfolg; 
hauptsächlich  wohl  deshalb,  weil  er  der  Natur  der  Nach- 
laßsteuer entsprechend  keine  Rücksicht  auf  die  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen  nahm  und  so  auch  eine  Be- 
steuerung der  Descendenten  brachte.  Die  Reichserb- 
schaftssteuer ist  so  zu  einer  reinen  Anfallsteuer  geworden, 
wie  dies  die  Erbschaftssteuern  der  deutschen  Staaten 
waren  und  die  des  Auslandes  meist  sind.  Jetzt  hat  die  Re- 
gierung den  Gedanken  am  Zehnhoff's  aufgenommen  und 
einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  neben  der  im  wesent- 
lichen unverändertfortbestehenden  Reichserbschaftssteuer 
eineNachlaßsteuerund  so  gleichzeitigeine  Besteuerungder 
Descendenten  und  Ehegatten  einführen  will.  Die  Sätze 
sollen  Vs— 37o  (§  8;  beginnend  bei  mehr  als  20  000  Mark) 
betragen.  Als  notwendig  kann  solche  Trennung  in 
Anfall-  und  Nachlaßsteuer  nicht  angesehen  werden. 
Der  auf  die  Funktion  der  nachholenden  Vermögensbe- 
steuerung entfallende  Teil  der  Erbschaftssteuer  —  nur 
insoweit  wäre  wie  ausgeführt  die  Nachlaßsteuer  vorzu- 
ziehen —  spielt  außer  bei  Descendenten  und  Ehegatten 
nur  eine  geringe  Rolle  gegenüber  ihrer  ganzen  Höhe. 
Bei  diesen  nächsten  Verwandten  aber  enthält  die 
Bemessung  der  nachholenden  Vermögenssteuer  nach 
dem  Anfall  der  Erben  oft  eine  im  Interesse  der  Gerechtig- 
keit durchaus  wünschenswerte  Berücksichtigung  der 
mit  der  Größe  der  Familie  abnehmenden  Leistungs- 
fähigheit, ein  Gesichtspunkt,  dem  die  Besitzsteuern 
nicht  hinreichend  Rechnung  zu  tragen  pflegen.  Die 
bei  gleichen  Sätzen  höheren  finanziellen  Erträge  der 
Nachlaßsteuer  lassen  sich  durch  entsprechend  höhere 
Sätze  leicht  und  ohne  Nachteil  für  die  Pflichtigen 
erzielen. 

Das  Steuerobjekt  berücksichtigt  der  Tarif,  indem 
kleine  Anfälle  freibleiben  und  die  Steuer  häufig  nach 
der  Höhe  des  Anfalls  abgestuft  ist.  Während  ersteres 
allgemein  durchgeführt  ist,  findet  sich  letzteres  in  den 
älteren  Gesetzen  nnr  äußerst  selten  und  unvollkommen 
(Wertstempel!).    Die  neuere  Gesetzgebung  erst  hat  dies 
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schärfer  entwickelt.  Im  einzelnen  weichen  die  Steuer- 
tarife in  der  Festsetzung  der  Degression  und  des 
steuerfreien  Minimums  weit  von  einander  ab. 
Die  nachfolgende  Tabelle  stellt  aus  einigen  Gesetzen 
die  freigelassenen  Anfälle  zusammen. 


Allgemein 

M 

Bei  den  nächsten  Verwandten 

7ah1 

M 

Abcrrenyuncy 

Ueutscnes  Keicn 

OUU 

10  000 

Ascendenten,  Adoptivkinder 

und  neheliche  vom  Vater 

anerkannte  Kinder. 

r reu Den  .... 

iOU 

150 

ijdycrri    .   .  . 

1000 

Eltern. 

w  uriiciiiucr^  . 

120 

Sachsen  .... 

150 

150 

Baden  .... 

lOU 

10  000 

Eltern, 

Hessen  .... 

100 

100 

1   5  000 

Gerade  Linie 

Hamburg  .  .  . 

500 

J  10  000 

Minderjährige  oder  erwerbs- 

unfähige Kinder. 

l  1000 

Personen,  die  mit  dem  Erb- 

lasser his  zu  dessen  Tode 

mindestens  3  Jahre  in  häus- 

licher Gemeinschaft  gelebt 
haben. 

Frankreich  .  .  . 

1000  fr.  5) 

1  000  fr.  5) 

England  .  .  . 

legacy  duty  .  . 

lOOPfd.St  6) 

lOOPfd.St.  6) 

succession  duty 

lOOPfd.St.  6) 

lOOPfd.St.  6) 

Für  die  Progression  nach  der  Höhe  des  Anfalls 
fand  das  REG.  in  Deutschland  nur  wenige  Vorbilder. 
Spuren  davon  zeigt  das  Badische  Erbschaftssteuergesetz, 
indem  es  für  Großeltern  und  weitere  Ascendenten  bei 
einem  Anfall  von  über  5000  Mark,  für  Geschwister 
und  deren  Nachkommen  bei  einem  Anfall  von  über 
3000  Mark  den  Steuersatz  um  l^^  erhöhte  Weiter 
ausgebildet  findet  sie  sich  in  den  Erbschaftssteuer- 
gesetzen von  Hamburg,  Anhalt  und  Rcuß  j.  L. 


S.  Tarif  bei  Schanz  F.  A.  XVIll,  S.  731. 
ß)  Eheberg  S.  308. 
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Ober  die  Progression,  die  das  Deutsche  Reich, 
Hamburg  und  Frankreich  gewählt  haben,  gibt  die 
folgende  Tabelle  Aufschluß: 


Zuschlag  bei  Anfall  von 

über  Mk.  bezw.  Fr. 

o 
o 
o 

0 
0 
0 

0 
1— ( 

0 
0 
0 
0 

(M 

30  000 

50  000 

8 
0 

100  000 

150  000 

200  000 

DeutschesRelch^) 

0 

0 

10% 

200/0 

300/0 

400/0 

500/0 

60% 

70% 

Hamburg  .  .  . 

0 

0 

0 

0 

io7o 

10% 

200/0 

20% 

80% 

-  Direkte  Linie  9) 

250/0 

10) 

0,25 

10) 

0,50 

500/0 

500/0 

500/0 

75% 

7ö% 

1000/0 

1000/0 

1000/0 

^Ehegatten  .  . 

CS 

^  Sonstige    .  . 

0,75 
1- 

0,75 
1  — 

0,75 
1- 

1,25 

1,50 

1,25 
1.50 

1,75 
2- 

1,75 

2- 

1,75 

2—- 

Zuschlag  bei  Anfall  von  über  Mk.  bezw.  Fr. 


8 

0 

0 
0 
0 

0 
0 
0 

0 
0 
0 

0 
0 
0 

0 
0 
0 

0 

8 
0 

0 

>o 

(M 

8 

CO 

0 

0 

0 

2 

8 

0 
0 

0 
0 

00 

0 
0 
05 

0 
8 

tH 

DeutschesReich^) 

70% 

80% 

90% 

1000/0 

110% 

1200/0 

1300/, 

1400/0 

150% 

Hamburg  .  .  . 

30% 

400/0 

50% 

60% 

700/0 

80% 

90% 

1000/0 

1000/0 

j-  Direkte  Linie  ^) 

1500/0 

1500/0 

1500/0 

1500/0 

löOO/o 

I6OO/0 

1500/o 

1500/o 

1500/0 

'S 

^Ehegatten  .  . 

225 

2,25 

2,25 

2,75 

2,76 

2,75 

2,75 

2,75. 

3,25 

CO 

^  Sonstige    .  . 

2,50 

2,50 

2,50 

3  — 

3- 

3,- 

3,— 

3,— 

3.50 

Bei  Eltern,  Geschwistern  und  deren  Abkömmlingen  ersten 
Grades  beginnt  die  Progression  erst  bei  einem  Anfall  von  über 
50  000  Mark,  dann  beträgt  der  Zuschlag  aber  sofort  wie  oben  300/o. 

8)  %  des  Normalsatzes. 

9)  Normalsatz  beträgt  nur  l^/o 

10)  Absolute  Ziffer,  um  die  sich  der  Steuersatz  erhöht. 
Normalsatz  bei  Ehegatten  z.  B.  3.75  %,  erhöhte  Sätze  4,  4.50,  5, 
5  50.  6,  6.50,  7. 
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Die  englische  estate  duty  zeigt  folgende  Progression, 
wobei  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Steuer  nach  der 
Höhe  des  Nachlasses  und  nicht  des  Anfalles  bemessen 


wird. 

1  "/o    bei  Nachlaß  von 

100  bis 

500  Pfd.  Sterl. 

2  »/o  „ 

500  „ 

1000 

3  "/o  „ 

1  000  „ 

10  000 

ff 

4  7»  „ 

» 

1 0  000  „ 

25  000 

n 

4V27o  » 

n 

25  000  „' 

50  000 

n 

5°/.,  „ 

n 

50  000  „ 

75000 

5  7^70  „ 

n 

75  000  „ 

100  000 

n 

6  "/o  „ 

V 

100  000  „ 

150  000 

» 

6  7^70 

» 

150  000  „ 

250  000 

n 

77o 

250  000  „ 

500  000 

M 

7  727o  „ 

n 

500  000  „ 

1  000000 

» 

8  7»  » 

» 

über 

1000  000 

Die  Nachlaßsteuer  des  deutschen  Regierungsent- 
wurfs von  1908  hat  folgende  Sätze  (§  8): 


20000 

bis 

30000  Mark 

:0,5«/o 

30  000 

40  000 

>» 

:0,6  7o 

40  000 

50  000 

n 

:0,7% 

50  000 

60  000 

n 

:0,87„ 

60  000 

75  000 

n 

:  17o 

75000 

n 

100  000 

n 

:  1,2  7o 

100  000 

125  000 

» 

:  1,4  7o 

125000 

n 

150  000 

:  1,7  7o 

150  000 

n 

200  000 

n 

:2,0% 

200  000 

» 

300  000 

:2,3"/o 

300000 

500  000 

■•  2,6  o/o 

500  000 

750  000 

»> 

:2,8»/o 

750000 

» 

1  000  000 

:2,97« 

1  000  000 

» 

:3,0  7„ 

Steuerfreies  Minimum  und  Progression  nach  der 
Masse  stehen  im  innigsten  inneren  Zusammenhang. 
Erkennt  man  jenes  an,  so  muß  man  konsequenterweise 
auch  eine  Progression  einführen.  Die  Gründe  für  beide 

1*)  Entnommen  Wagner  P.  W.  III.  Ergänzunj^shelt  S.  2\K 
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sind  im  wesentlichen  die  gleichen.  Vom  sozialpoli- 
tischen Standpunkte  rechtfertigt  sie  die  Pflicht  des 
Staates  sein  möglichstes  zu  tun  für  die  Schonung  und 
Förderung  der  kleinen  und  mittleren  Vermögen,  vom 
steuerpolitischen  die  Tatsache,  daß  kleine  Vermögen 
und  kleine  Anfälle  keine  oder  nur  äußerst  geringe 
Leistungsfähigkeit  offenbaren,  die  mit  der  Größe  des 
Objektes  progressiv  zunimmt.  Insbesondere  wird  durch 
Freilassung  kleiner  und  Minderbelastung  geringerer 
Anfälle  auch  in  großem  Umfange  eine  ungerechte 
Wirkung  der  Erbschaftssteuer  als  Vermögenssteuer 
kompensiert,  die  in  der  Mehrbelastung  der  Bevölkerungs- 
klassen mit  geringerer  mittlerer  Lebensdauer  liegt. 
Die  Progression  muß  natürlich  nach  oben  beschränkt 
sein.  Wo  man  sie  enden  lassen  soll,  wo  man  sie 
beginnen,  also  die  Steuerfreiheit  aufhören  lassen  soll, 
und  wie  die  Progression  voranzuschreiten  hat,  läßt 
sich  nicht  allgemein  und  theoretisch  bestimmen.  Es 
hängt  das  von  dem  Volksreichtum  und  den  ver- 
schiedensten anderen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  ab. 
Ich  begnüge  mich  damit  auf  wenige  Punkte  hinzuweisen. 

Die  vom  REG.  gewählte  Grenze  der  Steuer- 
freiheit dürfte  zu  niedrig  sein.  Sie  müßte  auf 
1  000  Mark  erhöht  werden  ^^),  wenngleich  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  daß  das  Zweckmässigkeits- 
moment,  daß  die  Erhebung  der  Steuer  sich  „nicht 
lohnt",  bei  der  Erbschaftssteuer  schon  bald  seine 
Bedeutung  verliert.  Anderseits  halte  ich  die  allge- 
meine Erhöhung  auf  10  000  Mark  bei  Ascendenten 
und  einigen  anderen  Personen  für  zu  weitgehend, 
wenn  man  auch  grundsätzlich  nichts  dagegen  einwenden 
kann,  daß  bei  den  nächsten  Verwandten,  von  denen 
die  Steuerpflicht  härter  empfunden  wird,  nämlich  bei 


Der  Entwurf  wollte  nur  300  Mark  freilassen,  in  der  Kom- 
mission wurde  Erhöhung  auf  1000  und  auch  20U0  Mark  ohne 
Erfolg  beantragt.  Frhr.  v.  Stengel  lehnte  eine  Erweiterung  am 
11.  Mai  1906  im  Reichstage  namenüich  unter  Hinweis  auf  die 
Sonderbefreiungen  der  nahen  Verwandten  ab. 
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Kindern  und  Ehegatten  die  Grenze  der  steuerfreien 
Anfälle  aus  sozialen  und  Zweckmäßigkeitsgründen 
weiter  (etwa  6  000  Mark  gezogen  wird,  und  daß  für 
minderjährige  oder  erwerbsunfähige  Kinder,  für  Ehe- 
frauen, für  erwerbsunfähige  oder  aus  anderen  Gründen 
von  den  Kindern  alimentierte  Eltern  und  Großeltern 
die  Steuerfreiheit  viel  weiter,  etwa  bis  auf  15  oder 
20000  Mark  ausgedehnt  wird. 

Die  Progressionsscala,  die  das  REG. 
gewählt  hat,  wird  man  im  wesentlichen  billigen  können, 
wenngleich  eine  Progression  bis  zum  dreifachen  des 
Mindestsatzes  auch  noch  berechtigt  sein  würde.  Jeden- 
falls ist  sie  der  des  französischen  EG.  vorzuziehen. 
Diese  steigt  anfangs  zwar  recht  stark,  m.  E.  zu  stark 
und  zu  früh  an,  geht  anderseits  aber  nicht  weit 
genug.  Legt  man  den  von  entfernten  Verwandten 
und  Nichtverwandten  gezahlten  Steuersatz  von  15% 
zugrunde,  so  ergibt  sich  für  diese  Personenklasse  eine 
Progression  von  ungefähr  Ys  —  20%  des  Normal- 
satzes (157o  bis  18,570)5  der  nach  dem  REG.  eine 
solche  von  1507o  gegenübersteht.  Daß  das  REG. 
bei  den  Eltern,  Geschwistern  und  deren  Abkömmlingen 
die  Progression  erst  bei  50  000  Mark  beginnen  und 
dann  sofort  einen  um  1,2  7o  höheren  Steuersatz  ein- 
treten läßt,  also  statt  4^0  :  5,2 7o  erhebt,  ist  nicht 
zu  rechtfertigen.  Wenn  bei  einem  Anfalle  von  etwa 
10  000  Mark  4  7o,  bei  einem  Anfalle  von  über  50  000  Mark 
aber  schon  5,2  7o  für  angemessen  erachtet  werden,  so 
muß  es  auch  noch  Zwischenstufen  geben,  welche  der  all- 
mählich mit  der  Höhe  des  Anfalls  zunehmenden  Steuer- 
kraft gerecht  werden.  Man  wollte  mit  dieser  Bestimmung 
eine  Erleichterung  schaffen  für  Anfälle  von  unter 
50  000  Mark.  Aber  es  ist  eine  Ungerechtigkeit  einem, 
dem  etwa  40000  Mark  anfallen,  eine  Erleichterung  zu 
gewähren,  die  der,  welcher  10  000  Mark  erbt,  nicht 
hat.    Die  Progression  darf  natürlich  nie  die  Wirkung 

Analog  dein  Preiiss.  Ergänzungsst.  G.,  da  die  I^.  hier  ja  bei 
kleineren  Anfällen  nur  als  Vermögenssteuer  in  Betraclit  koiniiit. 
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haben,  daß  jemand  infolge  des  höheren  Steuersatzes 
bei  einem  größeren  Anfalle  weniger  behält  als  bei 
einem  niedrigeren.  Das  kann  vorkommen,  wenn  schlecht- 
weg immer  die  für  die  betreffende  Stufe  festgestellten 
Steuersätze  erhoben  werden.  Nach  dem  REG. 
beträgt  z.  B.  für  die  entferntesten  Verwandten  der 
Steuersatz  bei  einem  Anfall  von  20  000  Mark  10%, 
bei  einem  Anfall  von  20  100  Mark  IP/o-  Bringt  man 
diese  Steuersätze  in  Anrechnung,  so  ergibt  sich  in 
ersterem  Falle  eine  Steuer  von  2000  Mark  und  ein 
dem  Erben  verbleibender  Rest  von  18  000  Mark,  im 
zweiten  Falle  eine  Steuer  von  2211  Mark  und  ein 
Rest  von  17  889  Mark.  Dies  sucht  die  französische 
Gesetzgebung  zu  vermeiden,  indem  sie  die  höheren 
Steuersätze  nur  von  dem  Bruchteile  des  Anfalls  erhebt, 
der  in  die  betr.  Progressionsstufe  fällt.  Es  liegt  hierin 
eine  wesentliche  Abschwächung  der  progressiven  Ge- 
staltung der  Steuer.  Einen  anderen  Weg  hat  das 
REG.  eingeschlagen,  in  dem  §  10  Abs.  4  (entspr. 
§  8  Abs.  3  des  Entwurfes  eines  Nachlaßsteuergesetzes) 
bestimmt,  daß,  wenn  der  Wert  eine  der  Wertgrenzen 
übersteigt,  ,,der  Unterschiedsbetrag  zwischen  dem  an- 
zuwendenden höheren  Satze  und  demjenigen  der 
vorangehenden  Wertklasse  nur  insoweit  erhoben  wird, 
als  er  aus  der  Hälfte  des  die  Wertgrenze  übersteigenden 
Betrages  des  Erwerbs  gedeckt  werden  kann".  Eine 
analoge  Bestimmung  enthä  t  §  14  Abs.  2  für  die 
Anfälle,  welche  die  steuerfreie  Grenze  überschreiten. 
Hamburg  gestattete,  daß  der  ganze  die  Wertgrenze 
überschreitende  Betrag  durch  die  Steuer  bezw.  den 
höheren  Steuersatz  konsumiert  wird  (§  17  Abs.  2  und 
§  16  Schlußsatz).  Auch  dieser  Regelung  ist  die  des 
REG.  vorzuziehen,  welche  dem  Erben  immerhin  die 
Hälfte  des  Mehrbetrages  beläßt. 

Gewissen  Vermögensarten  hat  die  Gesetzgebung 
geglaubt  eine  besondere  Rücksichtnahme  angedeihen 
lassen  zu  müssen. 
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In  §  11  Zif.  4f  und  g  des  REG.  sind  freigestellt 
einmarein  Geschwistern,  Geschwisterkindern  (1.  Grades), 
Stief- und  Schwiegereltern,  Stief- und  Schwiegerkindern  ^'') 
anfallender  Erwerb,  der  in  Kleidungsstücken, 
Betten,  Wäsche,  Haus-  und  Küchengerät 
besteht,  und  dessen  Wert  5  000  Mark  nicht 
übersteigt,  ferner  der  Erwerb  der  Voreltern, 
„soweiterin  Sachen  besteht,  die  sie  ihren 
Abkömmlingen  durch  Schenkung  oder 
Übergab  e  vertrag  zugewandt  hatten".  Diese 
letztere  Freilassung,  welche  vor  allen  Dingen  für  die 
häufig  vorkommende  Übertragung  von  Bauerngütern 
usw.  auf  die  Kinder  zu  Lebzeiten  der  Eltern  von  größter 
Bedeutung  ist,  ist  zweifellos  zu  billigen.  Die  Vermögens- 
stücke, die  den  Eltern  hier  anfallen,  sind  die  ihrigen, 
auf  die  sie  nur  zu  Gunsten  ihrer  Kinder  verzichtet 
haben.  Fallen  diese  an  sie  zurück,  so  kann  man  hierin 
ebensowenig  eine  steuerpflichtige  Bereicherung  sehen 
wie  in  dem  Fortfall  von  Kindern,  die  durch  laufende 
Zuschüsse  von  den  Eltern  unterstützt  wurden.  Die 
Erhebung  einer  Erbschaftssteuer  als  Vermögenssteuer 
wäre  in  diesem  Falle  eine  ungerechte  Mehrbelastung 
gegenüber  anderen,  die  nur  einmal,  nämlich  bei  dem 
definitiven  Übergang  von  Vermögensstücken  infolge 
Erbfalls  oder  Schenkung,  zu  dieser  Vermögenssteuer 
herangezogen  werden.  Auch  der  erbrechtliche  Gesichts- 
punkt muß  hier  ausscheiden,  wo  es  sich  um  den  Rück- 
fall eigener  Vermögensstücke  handelt,  welche  die  Eltern 
beim  Tode  der  Kinder,  für  die  allein  sie  schon  bei 
Lebzeiten  auf  deren  Genuß  verzichtet  haben,  unge- 
schmälert zurückverlangen  können.  Die  Besckränkung 
auf  körperliche  Sachen  war  durch  die  außerordentlichen 
Schwierigkeiten  geboten,  die  sonst  die  Feststellung  der 
Übereinstimmung  des  Erwerbes  mit  dem  zugewandten 

1*)  Für  Ascendenten,  Adoptivkinder  ii.  a.  gilt  die  Begünstigung 
nicht,  weil  das  REG.  (§  11  Zif.  4e)  bei  ihnen  allgemein  AnLille 
bis  10000  Mark  frciUisst  (s.  o.). 

Siehe  auch  §  10  des  Entwurfs  eines  Naclilassteuergcs.  (1908  ) 
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machen  würde  ^^).  Die  Freilassung  eines  in  Hausgerät 
usw.  bestehenden  Erwerbes  von  nicht  mehr  als  5000  Mark 
wäre  bei  Descendenten  und  Ehegatten  vielleicht  zu 
rechtfertigen,  wenn  hier  nicht  schon  das  allgemein  frei 
zu  lassende  Minimum  höher  sein  müßte,  nicht  aber 
bei  Geschwistern.  Hier  pflegt  regelmäßig  doch  ein 
Verkauf  derartiger  Gegenstände  stattzufinden,  und  es 
ist  nicht  einzusehen,  weshalb  aus  dem  Erlös  keine 
Steuer  gezahlt  werden  soll.  Ein  allgemeines  steuer- 
freies Minimum  genügt,  um  hier  Härten  zu  ver- 
meiden. 

Die  Reichstagskommission  fügte  die  Befreiung  des 
Erwerbes  hinzu,  „der  Familien  Stiftungen  auf 
Grund  eines  in  einer  Verfügung  von 
Todeswegen  bestehenden  Stiftungsge- 
schäftes anfällt".  (REG.  §  11  Zif.  5.)  Gründe 
gibt  der  Bericht  nicht  an;  aus  den  Verhandlungen 
aber  ergibt  sich,  daß  es  sich  hier  nur  um  eine  Rück- 
sichtsnahme  auf  die  einzelstaatliche  Steuergesetzgebung, 
nicht  um  eine  grundsätzliche  Frage  der  Erbschafts- 
besteuerung handelte  ^^). 

Berechtigten  sozialen  Erwägungen  entspricht  es, 
wenn  der  dreißigtägige  Fortgenuß  von 
Wohnung  und  Unterhalt  für  frei  erklärt  wird, 
(§  11  Z.  2),  den  gemäß  §  1969  B.-G.-B.  der  Erbe  den 
Familienangehörigen  des  Erblassers  gewähren  muß, 
„die  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  zu  dessen 
Hausstand  gehört  und  von  ihm  Unterhalt  bezogen 
haben."  Die  Ermittelung  des  Wertes  dieses  als  Ver- 
mächtnis anzusehenden  Anspruches  würde  auch 
Schwierigkeiten  machen,  die  zu  dem  Ergebnis  in  keinem 
richtigen  Verhältnis  stehen  würden.  '§  11  Z.  3  befreit 
den  Vermögensvorteil,  welchen  der  Erlaß 
einer  Schuld  enthält,  „sofern  der  Erblasser  ihn  mit 

15)  Hoffmann  REG.  Anm.  12  zu  §  11  (S.  84). 

16)  Hoffmann  REG  .  Anm.  14  zu  §  11  (S.  86)  und  Kom- 
missionsbericht S.  59 f  und  S.  103  (Abänderungsantrag  ^r,  79 
zu  §  64). 
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Rücksicht  auf  die  Notlage  des  Schuldners  angeordnet 
hat,  und  eine  Notlage  auch  durch  den  Erbfall  im 
wesentlichen  nicht  beseitigt  wird,  soweit  nicht  die 
Steuer  aus  der  Hälfte  eines  neben  der  erlassenen 
Forderung  dem  Bedachten  zukommenden  Anfalles 
gedeckt  werden  kann." 

Beachtung  verdient  schließlich  die  Sonder- 
behandlung der  Immobilien.  Während  z.  B. 
Österreich  wie  früher  (bis  1850)  auch  Frankreich  die 
Immobilien  stärker  heranzieht,  läßt  das  REG.  in 
den  §§  15  Abs.  1  u.  2  und  16  Abs.  2^^)  den  Grund- 
stücken, „die  dauernd  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind",  nebst  ihrem  Zu- 
behör und  den  zugehörigen  gleichen  Zwecken  dienen- 
den Gebäuden  in  weitem  Umfange  eine  besondere 
Schonung  zu  Teil  werden,  indem  es  bestimmt,  daß 
1.)  des  Steuerbetrages,  welcher  auf  den  aus  solchen 
Grundstücken  usw.  bestehenden  Teil  des  Erwerbes 
entfällt,  nicht  erhoben  wird,  2.)  Eltern,  Geschwister 
und  deren  Abkömmlinge  1.  Grades  ganz  bezw.  zur 
Hälfte  befreit  sind,  soweit  die  Grundstücke  in  den 
letzten  5  bezw.  10  Jahren  vor  dem  Anfall  Gegenstand 
eines  nach  dem  REG.  steuerpflichtigen  Erwerbes 
geworden  sind.  —  Zwischenzeitliche  entgeltliche  Ver- 
äußerungen an  Personen,  „die  nicht  dem  Veräußerer 
gegenüber  in  einem  die  Befreiung  von  der  Erbschafts- 
steuer begründenden  Verhältnis  stehen,"  schließt  diese 
Begünstigung  aus — 3.)  der  Ertragswert  zu  Grunde  zu 
legen  ist.  Als  solcher  gilt  „das  25fache  des  Reinertrages, 
den  die  Grundstücke  nach  ihrer  bisherigen  wirtschaftlichen 
Bestimmung  bei  ordnungsmäßiger  Bewirtschaftung 
nachhaltig  gewähren  können." 

Die  Gründe,  die  für  diese  Begünstigungen  ange- 
führt wurden,   bewegen  sich  im  wesentlichen   in  2 


Weitere  Sonderbestimmungen  finden  sich  in  den  47 
Abs.  2,  48  und  52.  Sie  gelten  für  alle  Arten  von  Grundstücken 
und  beziehen  sich  auf  die  Erhebung  der  Steuer. 

^8)  Entsprech,  Entw.  eines  Naclilaßsteucrges.  (1908)      I  i. 
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Richtungen.    Einmal  sagt  man,  Immobilien  seien  dem 
Steuerfiskus  leichter  erkennbar  und  würden  deshalb 
von  allen  Steuern  schärfer  betroffen.    Ferner  sollen  die 
Begünstigungen  geboten  sein  im  Interesse  der  Erhaltung 
einer  gesunden  Landwirtschaft,  insbesondere  des  land- 
wirtschaftlichen Familienbesitzes.    Beide  Gründe  sind 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen.    Die  leichte  Erkenn- 
barkeit des  Immobiliarbesitzes  und  die  damit  verbundene 
Unmöglichkeit  der  Defraudation  hat  zur  Folge,  daß 
die  Immobilien  vor  allem  zu  den  Besitz-  und  Verkehrs- 
steuern, aber  auch  zur  Erbschaftssteuer  relativ  stärker 
herangezogen  werden.       Zwar  könnte  darin,  daß  ob 
dieser  Verhältnisse  die  Grundstücke  bei  der  Erbschafts- 
steuer begünstigt  werden,  eine  gewisse  Sanktionierung 
der  Defraudationen  und  Umgehungen  gesehen  werden. 
Anderseits  ist  es  aber  nicht  unberechtigt,  wenn  seitens 
der  Betroffenen  verlangt  wird,  daß  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  Rechnung  getragen  wird.    Das  Haupt- 
argument ist  aber  in  den  besonderen  landwirtschaft- 
lichen Interessen  zu  sehen,  da  sonst  die  Beschränkung 
auf  landwirtschaftliche  Grundstücke  nicht  zu  recht- 
fertigen wäre.    In  politiscfier  und  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht hat  der  Staat  an  der  Erhaltung  einer  gesunden 
Landwirtschaft,  deren  Fundament  in  erster  Linie  eine 
große  selbständige  landwirtschaftliche  Bevölkerung  ist, 
ein  großes  Interesse,  und  der  Staat  muß  deshalb  alles 
zu  beseitigen  suchen,  was  ihren  Fortbestand  gefährden 
könnte.    Zu  beachten  ist  hierbei  vor  allem,  daß  eine 
Veräußerung  landwirtschaftlicher  Güter  oft  nur  mit 
beträchtlichem  Schaden  in  kurzer  Zeit  erfolgen  kann, 
daß  ihre  Teilung  ohne  große  Verluste  reu^elmäßig  nicht 
möglich  ist,   und  daß  die  Übernahme  durch  einen 
Erben   und  die   damit  verbundene  Auszahlung  der 
übrigen  Erben  regelmäßig  schon  eine  schwere  Belastung 
der  Wirtschaft  verursacht.    Dazu  kommt  „das  Kleben 


Siehe  die  Reichstagsverhandlungen  zum  REG.,  insbes. 
Reichskanzler  Fürst  von  Bülow  am  6.  12.  05  und  Staatssekretär 
Frh.  von  Stengel  am  11.  Januar  1906. 
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an  der  Scholle",  eine  Folge  des  in  Bezug  auf  das 
Familiengut  außergewöhnlich  scharf  ausgeprägten 
Familiensinnes  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung. 
Aus  diesen  Gründen  ist  grundsätzlich  eine  Begünstigung 
der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  zu  billigen.  Das 
REG.  geht  hierin  aber  zu  weit.  Der  Erlaß  von 
V4  des  Steuerbetrages  ist  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Werte  des  angefallenen  Grundbesitzes  zu  gewähren. 
Bei  großen  Anfällen  wird  der  Erbe  die  Belastung 
regelmäßig  auch  beim  Grundbesitz  tragen  können. 
Die  Berücksichtigung  rasch  aufeinanderfolgender  Todes- 
fälle ist  im  Interesse  der  Erhaltung  eines  Familien- 
gutes berechtigt.  Die  Bewertung  der  landwirtschaft- 
lichen Grundstücke  nach  dem  Ertrage  fügte  die 
Kommission  in  das  Gesetz  ein.  Als  Grund  führt  der 
Bericht  (S.  20)  an,  daß  „diese  Grundstücke  ihrer  Natur 
nach  dazu  bestimmt  seien  zur  Bewirtschaftung  zu 
dienen,  nicht  aber  Verkaufsobjekte  zu  sein".  Dieser 
Schlußfolgerung  kann  gewisse  Anerkennung  nicht  ver- 
sagt werden,  anderseits  ist  aber  zu  betonen,  daß 
diese  Bewertung  nach  dem  Ertrage  grade  Grundstücke, 
welche  zwar  noch  „dauernd  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind",  aber  in 
der  Nähe  von  Städten  liegen  und  deshalb  einen  weit 
höheren  gemeinen  Wert  haben,  stark  begünstigt.  Das 
ist  um  so  bedenklicher,  als  gerade  diese  Grundstücke 
doch  in  absehbarer  Zeit,  wenn  auch  erst  in  1  oder 
2  Jahrzehnten,  aufhören  werden  allein  landwirtschaft- 
lichen Zwecken  zu  dienen.  Es  ist  deshalb  richtiger 
es  auch  für  landwirtschaftliche  Grundstücke  bei  der 
allgemeinen  Basis  des  gemeinen  Wertes  zu  belassen. 
Dienen  sie  wirklich  dauernd  rein  landwirtschaftlichen 
oder  forstwirtschaftlichen  Zwecken,  so  wird  der  gemeine 
Wert  regelmäßig  nicht  höher  sein  als  der  Erlragswcrt. 
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Kap.  3. 

Die  Schenkungssteuer. 

Im  ersten  Abschnitt  wurde  gezeigt, '  daß  eine 
Steuer  auf  Schenkungen  unter  Lebenden  ^)  ^)  als  Er- 
gänzung der  Erbschaftssteuer  unentbehriich  ist^). 

Für  ihre  Ausgestaltung  ist  der  enge  Anschluß  an 
die  Erbschaftssteuer  im  allgemeinen  durchaus  zu  emp- 
fehlen. Zu  beachten  ist  dabei  aber,  daß  einmal  die 
Gefahr  der  Defraudation  bei  der  Schenkungssteuer 
weit  größer  ist  als  bei  der  Erbschaftssteuer,  und  ferner 
daß  es  sich  bei  Schenkungen  zuweilen  um  interne  und 
diskrete  Vorgänge  handelt,  deren  Offenlegung  für  die 
Beteiligten  nicht  nur  peinlich  sondern  geradezu  schäd- 
lich (Kredit)  sein  kann. 

Man  hat  deshalb  vielfach  geglaubt,  die  Schen- 
kungssteuer weiter  einschränken  zu  müssen  als  die 
Erbschaftssteuer.  Preußen,  Sachsen,  Baden  u.  a.  er- 
hoben sie  nur,  wenn  die  Schenkungen  beurkundet 
waren.  Dies  führte  zu  einer  einseitigen  Belastung  des 


^)  Nur  diese  kommen  in  Betracht.  Schenkungfen  von  Todes 
wegen  haben  wie  Erbeinsetzung  und  Vermächtnis  einen  Erwerb 
von  Todes  wegen  zur  Folge  Imd  müssen  diesen  gleichgestellt 
werden.  S.  ^REG.  §  1,  preuß.  EG.  §  1,  hamburg.  EG.  §  4  usw. 
S.  auch  BGB.  §  2301. 

2)  Der  ^ Schenkungsbegriff  ist  nicht  '^streng  juristisch  zu 
nehmen,  auch  die  in  Form  tlästiger  Verträge  gekleideten  Ver- 
mögensübertragungen, die  eine  Schenkung  bezwecken,  gehören 
hierhin.  S.  REG.  §  56  Abs.  2  am  Ende. 

3)  Ueber  die  Besteuerung  der  Schenkungen  unter  Lebenden 
in  deutschen  Bundesstaaten  vor  dem  ^REG.  s.  Tabelle  im 
Bericht  der  Kommission  S.  31.  Dieser  Aufstellung  sind  die 
weiteren  tatsächlichen  Angaben  über  die  'Schenkungssteuer  in 
den  deutsdien  Bundesstaaten,  soweit  nichts  ^anderes  vermerkt, 
entnommen.  ' 
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Grundbesitzes;  bei  dem  die  Beurkundung  von  Schen- 
kungen am  regelmäßigsten  vorkommt,  und  gewährte 
keinen  Schutz  gegen  Umgehung  der  Erbschaftssteuer 
beim  mobilen  Kapital.  Bayern,  Mecklenburg  u.  a.  er- 
hoben eine  Steuer  von  Schenkungen  unter  Lebenden 
nur,  wenn  ihr  Vollzug  bis  zum  Tode  des  Schenkers 
aufgeschoben  war.  Hamburg  und  Lübeck  gingen 
weiter  und  ließen  die  Steuerpflicht  ferner  eintreten, 
wenn  der  Schenker  sich  lebenslänglichen  Nießbrauch 
vorbehalten  hatte,  die  Umstände  auf  die  Absicht  der 
Umgehung  der  Erbschaftssteuer  schließen  ließen,  oder 
die  Schenkung  im  letzten  Jahre  vor  dem  Tode  des 
Erblassers  erfolgt  war.  Auch  für  das  REG.  haben 
Mitglieder  der  Kommission  ähnliche  Beschränkungen 
beantragt  (Bericht  S.  57 f.);  die  Kommission  hat  aber 
alle  diesbezüglichen  Anträge  abgelehnt  und,  abge- 
sehen von  einigen  geringfügigen  Einschränkungen,  die 
Sc'henkungssteuer  ganz  nach  y\nalogie  der  Erbschafts- 
steuer geordnet  (REG.  §  56  Abs.  1).  Der  Eigenart 
der  Schenkungssteuer  ist  dadurch  Rechnung  getragen, 
daß  steuerfrei  bleiben  (§  56  Abs.  2): 

L  Schenkungen  an  Bedürftige  zu  Unterhalts-  oder 
Ausbildungszwecken, 

2.  Schenkungsweiser  Erlaß  von  Forderungen,  die 
durch  Gewährung  von  Mitteln  zu  solchen 
Zwecken  entstanden  sind, 

3.  Schenkungen,  die  einer  sittlichen  Pflicht  oder  einer 
auf  den  Anstand  zu  nehmenden  Rücksicht  ent- 
sprechen, 

4.  Schenkungen  von  zum  persönlichen  Gebrauch  des 
Beschenkten  oder  seiner  Familienangehörigen  be- 
stimmten beweglichen  Sachen  von  unter  3000  Mk. 
Wert  an  Verwandte,  die  nicht  nach  dem  Erb- 
schaftssteuertarif zur  höchsten  Steuerklasse  ge- 
hören. 


^)  Zu  Ziff.  1  im  Text  s.  z.  B.  die  EG.  von  Würdoinhcrsr, 
Hessen,  Haml>iirg,  Lübeck,  zu  Ziff.  3  die  von  Hamburg-  und 
Lübeck.  (  ^ 
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Diese  besonderen  Ausnahmen,  die  sich  teilweise 
auch  schon  in  Erbschaftssteuergesetzen  der  Bundes- 
staaten finden*),  sind  erforderhch  und  im  wesent- 
lichen ausreichend.  Sie  schließen  die  vielen  alltäglichen 
Schenkungen,  welche  sozialen,  familiären  oder  gesell- 
schaftlichen Motiven  entspringen,  aus.  Die  Steuer 
ist  so  im  wesentlichen  auf  außergewöhnliche  Fälle 
beschränkt,  welche  nicht  so  interne  Privatangelegen- 
heiten zu  sein  pflegen  wie  die  befreiten  Schenkungen. 
Deshalb  nehmen  die  Ausnahmen  des  §  56  Abs.  2  in 
Verbindung  mit  den  Befreiungen,  die  auch  für  die 
Erbschaftssteuer,  wie  gezeigt,  zu  fordern  sind,  und 
die  hier  ebenso  gelten  müssen  dem  oben  erwähnten 
Bedenken,  daß  die  Schenkungssteuer  in  unzulässiger 
Weise  in  Interna  des  Privatlebens  eindringe,  seine 
Schwere,  und  reduzieren  sie  diesen  Mangel  auf  ein 
erträgliches  Mindestmaß.  In  fiskalischer  Hinsicht  sind 
freilich  die  Einschränkungen,  die  das  REG.  bei  der 
Schenkungssteuer  macht,  nicht  ohne  Bedeutung,  da 
gerade  die  häufigsten  Fälle  ausgenommen  werden. 
Aber  da  die  Steuerbeträge,  die  hier  zu  zahlen  sein 
würden,  und  die  Summen,  die  mit  Hülfe  dieser  Frei- 
gabe der  Erbschaftssteuer  entzogen  werden  können, 
nur  geringe  sind,  da  sich  ferner  gerade  die  frei- 
gegebenen Schenkungen  sehr  häufig  oder  gar  regel- 
mäßig einer  Schenkungssteuer  entziehen  würden,  ist 
der  durch  die  Einschränkungen  für  die  Staatsfinanzen 
verursachte  Ausfall  geringer,  als  er  zu  sein  scheint. 
Soweit  die  Ausnahmen  trotzdem  noch  dem  fiskalischen 
Interesse  widersprechen,  muß  dieses  zurücktreten  vor 
der  Rücksicht  auf  das  Publikum,  das  durch  die  Be- 
steuerung solcher  alltäglichen  Vorgänge,  die  sich  im 
innersten  des  Privat-  bezw.  Familienlebens  abspielen, 
unerträglichen  Belästigungen  ausgesetzt  würde  In 


Nach  §  56  Abs.  2  REG.  gelten  die  Befreiungen  der 
§§  11,  12  Abs.  3,  und  13  für  die  Sdhenkungssteuer  wie  für  die 
E.  Ueber  ihre  Berechtigung  s.  oben  ^im  2.  Kap.  dieses  Ab- 
scfhnittes.  ^  y 

6)  „Durch  die  allgemeine  Besteuerung  der  Schenkungen  unter 
Lebenden  würden  ganz  formlos  sich  vollziehende  Akte  des 
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einem  Punkte  muß  die  Befreiung  von  der  Sehen icungs- 
steuer  sogar  noch  weitergehen.  Die  Freilassung  der 
zum  persönlichen  Gebrauch  bestimmten  beweglichen 
Sachen  von  unter  3000  Mk.  Wert  tritt  nach  REG. 
nicht  ein,  wenn  der  Beschenkte  ein  entfernter  Ver- 
wandter oder  ein  Nichtverwandter  ist.  Entsprechen 
solche  Schenkungen  nicht  „einer  sittlichen  Pflicht 
oder  einer  auf  den  Anstand  zu  nehmenden  Rück- 
sicht", so  sind  sie  steuerpflichtig.  Gerade  bei  Nicht- 
verwandten und  entfernten  Verwandten  sind  aber  die 
Motive,  die  zu  solchen  Schenkungen  führen,  häufig 
delikater  Natur.  Ich  würde  deshalb  es  für  richtiger 
halten,  wenn  die  Beschränkung  auf  nähere  Verwandte 
wegfiele. 

Ein  weiterer  Nachteil  der  Schenkungssteuer  ist 
die  Defraudationsgefahr.  In  der  zweiten  Lesung  der 
Kommission  wurde  gegen  eine  allgemeine  Schenkungs- 
steuer vorgebracht  (Bericht  S.  59),  „daß  die  Besteuerung 
der  Schenkungen  das  Publikum  zur  Defraude  geradezu 
erziehe.  Das  Gefühl,  daß  die  Besteuerung  moralisch 
berechtigt  sei,  werde  sich  im  Volke  schwerlich  aus- 
bilden. Es  gehöre  ein  sehr  hoher  Grad  von  staats- 
bürgerlichem Pflichtgefühl  dazu,  um  sich  selbst  zu 
einer  hohen  Steuer  anzumelden,  wo  nach  Lage  der 
Dinge  die  Gefahr  der  Entdeckung  nahezu  ausge- 
schlossen sei,  und  der  Pflichtige  sein  Gewissen  damit 
beruhigen  könne,  daß  wahrscheinlich  alle  anderen 
Verpflichteten  sich  der  Steuer  gleichfalls  entzögen". 
Dieser  Nachteil  wird  durch  die  allgemeine  Frei- 
lassung eines  steuerfreien  Minimums  und  die  für 
die  Schenkungssteuer  geforderten  besonderen  Aus- 
nahmen zwar  auch  sehr  verringert,  bleibt  aber 
immer  noch  bestehen.  Einen  ausreichenden  Schutz 
gegen  Defraudationen  dürfte  es  hier  nicht  geben. 
Die  Wahrscheinlichkeit  der  Entdeckung  ist  bei 
Schenkungen  so  gering,  daß  die  Gefahr  das  zwei- 


innersten Privatlebens  der  fiskalischen  Aufsicht  'unterstellt,  und 
die  Nötigfung  '  füir  den  Reschenkten,  ^alsbald  den  Wert  des 
Gesdhenkes  festzustellen,  wirke  als  Verstol^  g^'gc'i  Takt  und 
gute  Sitten."  '  So  die  Gegner  einer  allgemeinen  Schenkungs- 
steuer in  der  Kommission.  S.  Bericht  S.  58. 
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bis  vierfache  der  Steuer  als  Strafe  bezahlen  zu 
müssen  und  auch  schwerere  Strafen  nicht  manchen 
von  Defraudationen  abschrecken  werden,  den  mora- 
lische Bedenken  nicht  beschweren.  Man  hat  deshalb 
nach  anderen  Maßnahmen  gesucht.  Einer  Ausdehnung 
der  nach  „bestem  Wissen  und  Gewissen*'  abzugeben- 
den Erbschaftssteuererklärung  auf  vom  Erblasser  er- 
haltene Schenkungen  ständen  nichts  im  Wege,  würde 
aber  keine  nennenswerte  Bedeutung  beizumessen  sein. 
Auch  eine  Ausdehnung  der  amtlichen  Kontrollen  ^) 
würde  nur  zweifelhaften  Erfolg  haben.  Viel  weiter 
geht  ein  anderer  Vorschlag,  nach  dem  alle  innerhalb 
eines  gewissen  Termines  nach  dem  Tode  des  Schenkers 
nicht  besteuerten  Schenkungen  seitens  der  Miterben 
sollen  angefochten  werden  können  ^).  Die  Wirkung 
würde  beschränkt  bleiben  auf  Eälle,  in  denen  mehrere 
Erben  vorhanden  sind,  die  vom  Erblasser  verschieden 
behandelt  worden  sind.  In  dieser  Anfechtungsmöglich- 
keit muß  aber  auch  eine  unzulässige  Verquickung  des 
öffentlichen  Rechts  mit  dem  Zivilrecht,  eine  Gefähr- 
dung der  Sicherheit  des  Privatrechts  im  fiskalischen 
Interesse  gesehen  werden.  Das  den  Miterben  gegebene 
Anfechtungsrecht,  das  Recht  der  Miterben  sich  auf 
Kosten  des  Steuerdefraudanten  zu  bereichern,  erinnert 
zu  sehr  an  Denunziationsgebühren,  um  den  Vorschlag 
diskutabel  erscheinen  zu  lassen.  Man  wird  sich  damit 
abfinden  müssen,  daß  es  unmöglich  ist  zu  verhindern, 
daß  beim  mobilen  Kapital  Defraudationen  vorkommen. 

Diese  Unmöglichkeit  spricht  gegen  eine  Schen- 
kungssteuer. Sie  muß  aus  diesem  Grunde  ungerecht 
wirken,  indem  sie  den  immobilen  Besitz  und  das  Ver- 
mögen der  auch  in  Steuersachen  ehrlichen  Bürger 
stärker  belastet  als  das  übrige.  Zwar  teilen  diesen 
Nachteil  mit  der  Schenkungssteuer  viele  andere  (Ein- 
kommenssteuer!  Vermögenssteuer!),  aber  bei  jener  tritt 
er  besonders  sc'harf  hervor.  Aus  diesem  Grunde  würde 
die  Schenkungssteuer  für  sich  allein  betrachtet  abzu- 
lehnen sein,  während  sie  als  Ergänzung  der  Erbschafts- 


7)  Wagner  F.  W.  II  S,  593. 

8)  Schall  in  Schöribeng  III  S.  524. 
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Steuer  trotzdem  gefordert  werden  muß.  Ihre  Mängel 
müssen  zurücktreten  hinter  der  Notwendigkeit,  der 
Umgehung  der  Erbschaftssteuer  durch  Übertragung 
des  Vermögens  unter  Lebenden  wenigstens  den  legalen 
Boden  zu  entziehen.  Die  Schenkungssteuer  bedeutet 
so  für  die  Erbschaftssteuer  zwar  eine  schwere  Be- 
lastung, aber  diese  ist  den  vielen  Vorzügen  der  Erb- 
schaftssteuer gegenüber  so  gering  zu  achten,  daß  sie 
ihrer  finanzwirtschaftlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Bedeutung  keinen  nennenswerten  Abbruch  tun  kann. 


Lebenslauf. 


Ich,  Franz  Maria  Robert  Hommelsheim,  wurde  am 
15.  Oktober  1878  als  Sohn  des  Dr.  med.  Franz  Hommelsheim  und 
seiner  Ehefrau  Josefine  geb.  Printzen  ^zu  Kaldenkirchen,  Kreis 
Kempen,  geboren  und  bin  katholischer  Konfession.  Nachdem 
ich  am  18.  Februar  1897  am  Kgl.  Gymnasium'  z'u  Neuwied  mein 
Abiturientenexamen  bestanden  hatte,  trat  ich  am  1.  April  1897 
als  Avantageur  in  die  Armee  ein,  wurde  aber  schon  im  September 
desselben  Jahres  wegen  einer  Erkrankung  als  untauglich  ent- 
lassen. Von  Herbst  1897  bis  Herbst  1900  studierte  ich  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Aachen  Bauingenieurwissenschaften 
und  dann  weitere  6  Semester  in  Bonn  Rechts-  und  Staatswissen- 
schafien.  Auf  diesem  Gebiet  hörte  ich  vor  allem  die  Vorlesungen 
des  Herrn  Geheimrats  Prof.  Dr.  Dietzel,  an  dessen  Seminar  ich 
mehrere  Semester  teilnahm.  Für  seinen  'Unterricht  und  die  vielen 
Anregungen,  die  mir  von  ihm  wurden,  erlaube  ich  mir  auch  an 
dieser  Stelle  meinen  innigsten  Dank  'auszusprechen.  Nachdem 
ich  am  17.  November  1903  mein  Referendarexamen  mit  „gut'^ 
bestanden  hatte,  promovierte  ich  am  <8.  Oktober  1004  bei  der 
juristischen  Fakultät  der  Rhein.  Friedr.  'Wilh.  Universität  zu 
Bonn  auf  Grund  einer  Dissertation,  ^deren  Titel:  .,Der  Begriff 
des  Gesetzes",  und  nach  cum  'laude  bestandenem  mündlichen 
Examen  zum  Doctor  iuris  utriusque.  Im  Mai  1908  meldete  ich 
mich  zur  Promotion  bei  einer  hohen  philosophischen  Fakultät 
der  Rhein.  Friedr.  Wilh.  Universität  fzu  Bonn  und  bestand  vor  ihr 
am  22.  Juli  1908  die  '^mündliche  Doktorprüfung  in  den  Fächern: 
Finanzwissenschaft,  Nationalökonomie  und  Physik  mit  dem 
Gesamtprädikat  „cum  laude^'. 


